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Klaus-Peter Hufer

vPraxisschock" in der politischen Bildung
-am Beispiel einer Kreisvolkshochschule

Dio Gedankenspiele und Modelle innerhalb 
der politischen Bildung füllen inzwischen — 
das ist bekannt. - meterweise die Regale der 
Bibliotheken. Neues kommt ständig hinzu. 
Die folgenden Uberlegungen dagegen wollen 
vom Kopf auf den Boden der Tatsachen hin« 
fuhren, sie wollen im Gegensatz zu schillern-
den Theoriebildungen die Situation der politi-
schen Bildung vor Ort beschreiben. In diesen 
Überlegungen spiegelt sich die Ohnmacht des 
„Praktikers" der politischen Bildung angesichts 
der episch breiten akademischen Diskussion 
der Didaktiker, Methodiker, Curriculument- 
Wickler und -revisoren wider. Die Praxis schok- 
kiert — das schlägt sich in der Fachliteratur 
allerdings kaum nieder.
Ihn vorweg alle Vorurteile aus dem Weg zu 
räumen: Hier soll keinem Theorieverzicht das 
Wort geredet werden — ganz im Gegenteil. 
Nur sollten diejenigen, die Theorie produzie-
ren, an die Selbstverständlichkeit erinnert 
werden, daß das Erkennen der Praxis und 
ihre Aufarbeitung die Grundlage theoreti-
scher Reflexion sein sollte. Alles andere 
käme schon einer Fahrlässigkeit gleich, denn 
gerade derjenige, der sich unversehens in die 
Situation gestellt sieht, politische Bildung zu 
realisieren, ist dann auch allein gelassen. Er 
ist es, der den so offensichtlichen Kontrast 
zwischen Praxis, die er bewirkt und weit fort-
geschrittener Theorie aushalten muß.

Aus der Sicht eines unmittelbar „Betroffenen" 
wird beschrieben, unter welchen Bedingungen

I. Vorbemerkung

und Schwierigkeiten politische Bildung im Be-
reich einer vorwiegend ländlich orientierten 
Kreisvolkshochschule verwirklicht werden soll. 
Die folgenden Darlegungen sind authentisch, 
wenn sie auch •— aus sicherlich einsichtigen 
Gründen — oft auf eine genauere Konkretisie-
rung verzichten.

In diesem Beitrag wird das Fazit aus selbster-
lebter Praxis und dem Erfahrungsaustausch mit 
unter ähnlichen Bedingungen arbeitenden Kol-
legen gezogen. Die angeführten Beispiele sind 
zwar jeweils spezifisch, aber sie scheinen für 
die Arbeit an einer in kommunaler Träger-
schalt befindlichen Weiterbildungseinrichtung 
generalisierbar zu sein.

Dabei sollen drei Thesen aufgestellt und un-
termauert werden:

— Politische Bildung hat sich in der Diskus-
sion um ihre Theorie von der Praxis und de-
ren Bedingungen abgehoben.

— Auch die Theorie von der Erwachsenenbil-
dung erweist sich bei näherer Betrachtung als 
problematisch. Denn die jeweiligen sozioöko-
nomischen und anderen Voraussetzungen, un-
ter denen sie stattfinden soll, erfordern eine 
jeweils spezifische theoretische Aufbereitung.

— Das Dilemma der jeweiligen Diskrepanz 
zwischen Theorie und Praxis sowohl der poli-
tischen Bildung als auch der Erwachsenenbil-
dung überhaupt erscheint gerade Im Bereich 
ländlicher Bildungsarbeit besonders groß.

II. Politische Bildung in der Schule — 
politische Bildung im Rahmen der Erwachsenenbildung

Hat der theoretisch ausgebildete politische 
Bildner (allein sein akademischer Werdegang 
ist sicherlich bereits sein größtes Handikap: 
wie will er, der sich mitunter noch nie In ge-
sellschaftlichen Praxiszwängen bewegen muß-
te, in seiner Arbeit diejenigen, die in eben 
diesen Zwängen leben müssen, darauf orien-
tieren?) sich die Ziele seiner Arbeit ungele-

sen, Partei genommen ’) in der höchst kontro-
vers verlaufenden Diskussion, dann ist für 



eine Realisierungschance dieser Ambitionen 
sicherlich entscheidend, in welchem Praxis-
feld er sich bewegt. Ist er Lehrer in einer al -
gemeinbildenden Schule, dann ist ihm — al-
len Lehrerfrustrationen zum Trotz! — be-
stimmt ein leichteres Los beschieden, als 
wenn er sich für die politische Bildungsarbeit 
mit Erwachsenen entschieden hat. Denn der 
Lehrer hat sein Publikum sicher, der Erwachse-
nenbildner muß gar um dessen Erscheinen 
bangen. Der Lehrer muß bei seinen zwangs-
weise rekrutierten Schülern „nur" deren Moti-
vation wecken, aber der Unterricht kommt so 
oder so zustande. In der Erwachsenenbildung 
aber müssen Strategien ausgedacht werden, um 
die Bedürfnisse der Beteiligten entweder so zu 
treffen oder aber so zu manifestieren, daß die-
se sich zur freiwilligen Teilnahme entschließen. 
Hunderte oder Tausende von Handzetteln 
müssen gedruckt und versandt, dutzendfach 
müssen Pressemeldungen geschrieben, all-
zuoft muß Mund-zu-Mund-Propaganda betrie-
ben werden, um die ersehnten zehn Teilneh-
mer, deren Erscheinen in der Regel unabding-
bare Voraussetzungen für das Zustandekom-
men eines Kurses ist (es gibt Weiterbildungs-
einrichtungen, die sogar noch höhere Mindest-
zahlen haben1),  zum Kommen zu bewegen. Ein 
bei der Planung nicht zu kalkulierendes Fuß-
ball-Länderspiel, schlechtes Wetter an diesem 
Abend, ein Fortsetzungskrimi im Fersehen, 
ein Dorfabend, eine Kirmes kann alle Mühen 
bereits hinfällig werden lassen.

Sind aber tatsächlich die mitunter schon her-
beigebetenen zehn Teilnehmer erschienen, 
dann sind die Probleme des Erwachsenenbild-
ners i. d. R. wiederum völlig andere als die 
des Lehrers. Trifft letzterer auf junge Men-
schen, zu deren weiteren Schulerfahrungen er 
noch beitragen kann, so ist dieser Zug in der 
Erwachsenenbildung bereits abgefahren. Die 
negativen Schulerinnerungen, die weiteres Ler-
nen nur blockieren 2), haben die Erwachsenen, 
die nun — vielleicht das erstemal seit Jahr-
zehnten! — so deplaciert erscheinend in der 
für Schüler gebauten Bank sitzen, die so artig 
Kugelschreiber und Schreibblock vor sich lie-
gen haben, die — nur zu oft ist das noch fest-
zustellen — in Erwartung des drohenden Leh-
rergewitters artig beide Hände neben dem Pa-
pier liegen haben, für alle Zeiten geprägt. Wie 
kann hier eine emanzipatorische Erwachsenen-

2) Strzelewicz, Raapke und Schulenberg stellen die 
„These (auf), daß etwa jeder zweite Erwachsene 
in Westdeutschland den Begriff Schule mit mehr 
oder weniger bewußten Empfindungen persönlich 
erlittenen Unrechts assoziiert", in Strzelewicz u. a., 
Bildung und gesellschaftliches Bewußtsein, gekürz-
te Taschenbuch-Ausgabe, Stuttgart 1973, S. 198. 

bildung ansetzen, wenn sie zunächst einmal 
diesen Ballast abbauen muß?
Und dann: der Lehrer kennt seine Schüler, ist 
mit ihnen im Regelfall über Jahre hinweg zu-
sammen. Derjenige, der in der Erwachsenen-
bildung unterrichtet, sieht die Teilnehmer sei-
ner Veranstaltung am Anfangsabend meistens 
das erstemal, nach zehn Kursabenden unter 
Umständen nie mehr wieder. Zehn Kursaben-
de? Eine Folge von zehn Abenden erscheint 
fast als ein pädagogisches Minimum; vermut-
lich ist sie das sogar noch nicht einmal. Denn 
was kann in didaktischer Hinsicht an diesen 
zehn Abenden schon geschehen, was kann in-
haltlich geleistet werden angesichts der mit-
unter unüberbrückbaren Spannbreite der Teil-
nehmervoraussetzungen und -erfahrungen 
(auch hier ein Unterschied zum Lehrer, der 
einer weitgehend homogenen Lerngruppe ge-
genübersitzt)? In der Praxis der politischen Er-
wachsenenbildung stellt ein realisierter Kur-
sus von zehn Abenden jedoch bereits ein 
Traumziel dar. Da mit jedem weiteren Abend 
für die Teilnehmer vermehrte Kosten verbun-
den sind (nur die wenigsten Volkshochschulen 
lassen, was unbedingt notwendig wäre, Ver-
anstaltungen aus dem politischen Bereich 
kostenfrei laufen), reduziert man die Stunden-
zahl. Eine nur über drei bis vier Abende hin-
weggehende Veranstaltungsfolge — finanziell 
erschwingbar, um immerhin diese Barriere für 
die Teilnehmer zu nehmen — stellt indessen 
jedoch eine kaum noch zu verantwortende 
Beschneidung der Inhalte und Ziele dar.
Eingehen wollen und müssen auf die Teilneh-
mervorstellungen, ein „bedarfsdeckendes An-
gebot" konzipier 3en ) — sicherlich gibt es hier-
für gute Gründe. Aber ist dies nicht auch ein 
nur schwierig zu lösender Zielkonflikt, gerade 
in der politischen Bildung mit Erwachsenen? 
Denn wo steht geschrieben, daß das, was sich 
hier als bedarfsdeckend erweisen sollte (auch 
hier wird eine haltlose Prämisse vorausgesetzt: 
gibt es denn eine „Bedarfsdeckung" in der po-
litischen Bildung? Die Heerscharen der ausblei-
benden Teilnehmer scheinen das Gegenteil zu 
beweisen), tatsächlich mit den emanzipatori-
schen Ambitionen übereinstimmt, die wir, die 
Konzeptentwerfer der politischen Bildung, von 
den Didaktikern auf den Universitätslehrstüh-
len übernommen haben? Und wenn dies nicht 
der Fall ist, wofür entscheiden wir uns: dafür, 
daß wir den „Bedarf" treffen (indem zehn 
Teilnehmer gekommen sind) oder aber für un-
sere theoretische Sauberkeit (auch auf die

3) Siehe z. B. § 4 des „Ersten Gesetzes zur Ord-
nung und Förderung der Weiterbildung im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Weiterbildungsgesetz — 1. 
WbG)" vom 31. 7. 1974.



Gefahr hin, daß unter diesen Umständen nie- 
nand kommt)?

Man kann es immer wieder beobachten: Tref- 
en sich Kollegen aus der politischen Erwach-
senenbildung (hauptberuflich pädagogische 
Mitarbeiter — HPM), dann verblaßt jede in- 
naltliche Diskussion bei der unausweichli- 
chen Frage, wieviel Teilnehmer der eine in 
diesem, der andere in jenem Kurs hatte. So 
banal wird „politische" Bildung, wenn sie — 
wie von ihr gefordert — unter Maßstäben ar-
beiten muß, nach denen „Erfolg" mit einer er-
reichten Teilnehmerzahl gleichgesetzt wird.

Diese Probleme hat der Lehrer nicht; er gibt 
Themen vor und setzt darauf, die Motivatio-
nen seiner Schüler im Unterrichtsverlauf aus-
reichend wecken zu können. Der Praktiker 

der Erwachsenenbildung muß dagegen zur 
List, zur konspirativen Tätigkeit gar greifen. 
Seine Themenausschreibung muß „bedarfs-
deckend" erfolgen, nur um die Teilnehmer 
zum Erscheinen zu bewegen. So übersieht er 
aber, daß er nicht selten alles andere als 
emanzipatorische Arbeit leistet, denn die Ge-
sinnungslage seiner Teilnehmer wird mitunter 
eine andere sein, als er sie erwartet hatte. 
Das Lernziel „Demokratisierung" bleibt so im 
Vorfeld bereits auf der Strecke, wenn die 
Teilnehmerbedürfnisse, die er — endlich ein-
mal! — getroffen hat, dem entgegenstehen.

„Macht nichts, auch die Methode ist Inhalt", 
wird oft gegenargumentiert, „die Teilnehmer 
müssen erst einmal kommen, dann setzt unse-
re Emanzipationspädagogik an!" An vier, 
sechs, höchstens zehn Abenden?

III. VHS-Arbeit unter den Bedingungen einer kommunalen Trägerschaft

Arbeitet der politische Erwachsenenbildner in 
einer VHS, dann hat er es in der Regel mit ei-
ner weiteren Größe zu tun, die seine Arbeit 
entscheidend blockieren und, wenn er Anhänger 
einer konfliktorientierten politischen Bildung 
ist, gar unmöglich machen kann: der kommu-
nalen Trägerschaft. Etwa 55 Prozent aller 
Volkshochschulen werden zur Zeit von Kom-
munen oder Kommunalverbänden getragen, 
wobei es hierbei unterschiedliche Rechtsfor-
men gibt: vom Gemeinde- oder Kreisamt bis 
zur kommunalen Arbeitsgemeinschaft oder 
zum Zweckverband. Knapp 40 Prozent der 
Volkshochschulen arbeiten in der Trägerschaft 
eines eingetragenen Vereins, die meisten da-
von als „quasi-kommunale VHS" 4).

4) Volker Otto/Hans Müller, Die Volkshochschule 
im Gefüge der kommunalen Selbstverwaltung, in: 
Materialien zum SESTMAT-Seminar der Pädagogi-
schen Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschul-
verbandes e. V. — Programmplanung an regional 
arbeitenden Volkshochschulen, — 4. bis 9. 12. 1978,
S. 11.

Ist die VHS eine Stadt- oder Kreiseinrichtung, 
dann sieht das zunächst einmal so aus, daß 
sie eingebunden ist in die in dieser Verwal-
tung üblichen Organisations- und Weisungs-
bedingungen, die für sie ebenso zutreffen wie 
für jede andere Einrichtung dieser Behörde. 
Arbeitet die VHS in der Trägerschaft eines 
eingetragenen Vereins, dann ist sie der Ent-
scheidung der hier tätigen Organe (Mitglie-
derversammlung, Vorstand) verpflichtet.

Wie auch die Entscheidungsprozesse im ein-
zelnen verlaufen, welcher Instanzenzug auch 

immer eingehalten werden muß, eines ist all-
gemeingültig: Es kann immer im Extremfall 
dazu führen, daß per Dienstanweisung Inhalte 
der politischen Bildungsarbeit verfügt bzw. 
verboten werden. Denn die Freiheit der Lehr-
plankonzipierung (eigentlich eine Art von 
Lehrfreiheit) bleibt nicht den pädagogischen 
Akteuren überlassen, sondern es ist die Frei-
heit der Behörde oder des Trägers, ihr oder 
sein eigenes Programm zu erstellen 5).

5) Diese resignative Ansicht war auch der Grund-
tenor einer Dozentenfortbildungstagung des Lan-
desverbandes der Volkshochschulen von Nordrhein- 
Westfalen am 17. bis 19. 1.  1976 in Wetter/Ruhr. 
Hier war deutliches Unbehagen zu spüren über die 
sich vermehrenden Beispiele „für die in der Regel 
unter dem Vorwand angeblicher Linkslastigkeit 
oder mangelnder Ausgewogenheit vorgenommenen 
Eingriffe von wechselnden Mehrheiten in zustän-
digen Ratsausschüssen, von der Verwaltungsspitze, 
von Beiräten oder Vorständen in das Programm-
angebot oder gar in einzelne Veranstaltungen." 
(„Zur systematischen politischen Bildung an Volks-
hochschulen“, Nr. 2 der „vhs-schriftenreihe nord- 
rhein-wesfalen“, hrsg. vom Landesverband der 
Volkshochschulen von Nordrhein-Westfalen, Dort-
mund 197,  S. 6). Umstritten ist die Auslegung des 
Rechts auf selbständige Lehrplangestaltung, das 
z. B. der § 4 des Ersten Weiterbildungsgesetzes 
von Nordrhein-Westfalen einräumt. Der nordrhein- 
westfälische Städte- und Gemeindebund sieht kei-
nen Grund zur Beanstandung von Streichungen po-
litischer Veranstaltungen aus dem Lehrplanentwurf 
durch ein politisches Gremium (siehe ebenda).
Ein selbst von einer Entlassung betroffener HPM 
zieht nach seinen Erfahrungen in einer kommuna-
len Volkshochschule folgendes Resümee: „Es ist 
unschwer zu erkennen, daß der .kommunalisierte' 
VHS-Pädagoge zwar für seinen Sachvorschlag in 
Programmplanung und Werbemaßnahme z. B. ,ver-



Letzten Endes kann dies sogar bedeuten, daß 
es die Freiheit des Oberkreisdirektors, des 
Oberstadtdirektors, des Landrats oder Bürger-
meisters bzw. des Verbandsvorstehers ist, In-
halte festzulegen. Diese Ebene wird jedoch 
in den seltensten Fällen erreicht, denn die 
Korrektur der Arbeitsplanentwürfe (nur einen 
Entwurf vorzulegen ist den Pädagogen in der 
Regel zugestanden — mehr nicht) bleibt den 
Amtsleitern oder Fachdezernenten überlassen. 
Und sie werden sicherlich nicht nur ob-
jektive und unabhängige Sachgesichtspunkte 
unter der Brille der pädagogischen Notwen-
digkeit gelten lassen. Denn es ist zur politi-
schen Binsenweisheit geworden, daß die 
Machtpositionen der Kommunen entspre-
chend ihren parteipolitischen Präferenzen be-
setzt sind. Das heißt: der Amtsleiter bzw. der 
Dezernent, der der CDU bzw. SPD angehört, 
wird den Programmentwurf nicht unbedingt 
unter Sachgesichtspunkten, sondern nach 
Maßgabe parteipolitischer Opportunität prü-
fen und ggf. verwerfen.

Volkshochschule wird so sehr schnell zum In-
strumentarium bestehender Mehrheitsinteres-
sen. Die Pädagogik, genauer: die politische 
Emanzipation, bleibt auf der Strecke (denn 
von Emanzipation kann nur die Rede sein, 
wenn sich die Teilnehmer notfalls gegen eine 
Indoktrination der sie regierenden Mehrhei-
ten wehren). Der Pädagoge in der Erwachse-
nenbildung hat diesen Zusammenhang natür-
lich in seinem Hinterkopf, wenn er daran-
geht, sein Semesterprogramm vorzubereiten, 
das er möglichst unbeschadet über die Prü-
fungsklippen der ihm vorgeschalteten Hierar-
chie bringen will. Er hat die „amtlich" gülti-
gen Maßstäbe so verinnerlicht, daß er bereits 
zum ersten Funktionsorgan der ausübenden 
Mehrheiten wird, daß er in seiner Themen-, 
Dozenten- und Anspracheauswahl — meistens 
ohne es zu wissen — die erste Vorprüfung re-
präsentiert. Zum manchmal traurigen Erfolgs-
erlebnis wird es dann, wenn er seine Vor-
stellungen möglichst unbeschadet über die 
Runden und zum Programmdruck retten 
kann.

antwortlich' ist. Es hat den Anschein, als impliziere 
diese .Verantwortlichkeit' ein gewisses Maß an 
.Freiheit der Lehre' (Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz). 
Diese Schlußfolgerung ist jedoch irreführend, da 
die .Verantwortlichkeit' des jeweils übergeordne-
ten Vorgesetzten wiederum seinem Vorgesetzten 
gegenüber die Lehrfreiheit des untergeordneten 
VHS-Pädagogen oder VHS-Bildungsplaners aus 
Furcht vor Rügen von .oben* auf eine risikolose 
Lehre reduziert." H. Jörg Frymark, Kommunalisie-
rung der Volkshochschule: Gefahren der Regle-
mentierung durch Verbürokratisierung, in: Klaus 
Bergmann / Günter Frank (Hg.), Bildungsarbeit mit 
Erwachsenen, Reinbek 1977, S. 329.

Das Problem ist gewissermaßen das gleiche, 
wenn — wie bei vielen Volkshochschulen üb-
lich — die Konstruktion besteht, daß der Ar-
beitsplanentwurf einen zuständigen politi-
schen Ausschuß, den Schul- oder Kulturaus-
schuß der Gemeinde bzw. des Kreises, oder ei-
nen VHS-Beirat, in dem die vor Ort vertrete-
nen politischen und gesellschaftlichen Grup-
pen repräsentiert sind, passieren und von die-
sem „abgesegnet" sein muß. Hier wird es bei 
brisanten Themen entweder zur Kampfabstim-
mung (bei der sich wiederum die lokale 
Mehrheit durchsetzt) oder zum Kompromiß 
kommen, der jedwede politische Schärfe aus 
dem Programm nimmt, der Außenseitermei-
nungen nicht repräsentiert sein läßt (weil 
hierfür kein Fürsprecher votieren wird) und 
der sogar unter Umständen darauf dringt, daß 
die Dozentenbesetzung nach dem Strickmu-
ster „einmal SPD, einmal CDU, ein halbes 
Mal FDP" geschieht.

Wie massiv ein politisches Gremium in die 
Arbeit der VHS eingreifen kann, zeigte das 
Beispiel Bergisch Gladbach. Dort hatte 1976 
der Rat der Stadt im Interesse der mehrheit-
lich regierenden CDU extensive Änderungen 
im vorgelegten Arbeitsplanentwurf der VHS 
vorgenommen 6). Eine kleine Anfrage einiger 
Abgeordneter des nordrhein-westfälischen 
Landtages brachte folgende Antwort des Kul-
tusministers Girgensohn: „Das Recht auf selb-
ständige Lehrplangestaltung für Weiterbil-
dungseinrichtungen schließt Ei

7

ngriffe des 
Trägers bei der Lehrplangestaltung nicht 
grundsätzlich aus." )

6) Siehe „DVV-Informationen“, Bonn 1977, Folge 25, 
19/77.
7) Ebd. 20/77.
8) Blätter zur Berufskunde, Band 3, Leiter und 
pädagogische Mitarbeiter an Volkshochschulen, 
hrsg. v. d. Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, im 
Einvernehmen mit dem Deutschen Volkshochschul-
verband, 19723, S. 5.

Davon, daß die VHS mit einer ihr typischen 
„institutionellen Liberalität" 8) charakterisiert 
werden könne, kann dann doch wohl, der Gir-
gensohn-Antwort zufolge, keine Rede sein. 
Vielmehr wird politische Bildung unter sol-
chen Bedingungen sehr leicht entweder zum 
Hebel bestehender Mehrheitsinteressen oder 
zum unpolitischen Neutrum — sie ist auf je-
den Fall dazu da, tendenziell einen bestehen-
den Zustand eher festzuschreiben als zu ver-
ändern.

Was aber, wenn uns die Didaktiker und 
Theoretiker nahelegen, daß „politische Bil-
dung nicht neutral, sondern selbst ein Stück 
eigentümlicher politischer Tätigkeit" ist? „Sie 



ist für die Interessen des Lehrlings, des Ar-
beiters, des .Sozialfalls', des Jugendlichen, 
und somit folgerichtig gegen die Interessen 
des Meisters, des Unternehmers, der Fürsor-
gebehörde, der Schulbehörde usw.; allgemei-
ner: sie ist für die Interessen und Bedürfnisse 
des jeweils Schwächeren, Ärmeren, Unterpri-
vilegi 9erten" ).

Die konsequente Befolgung solcher — inner-
halb der Diskussion um die politische Bildung 
keineswegs „radikal" erscheinenden — The-
sen würde mit Sicherheit dem betreffenden 
VHS-Pädagogen disziplinarische Maßnahmen 
eintragen, ihm unter Umständen gar Kopf und 
Kragen kosten. Denn das würde ja bedeuten, 
daß die politische Bildung Partei nehmen 
müßte gegen diejenigen, die Macht ausüben, 
und für diejenigen, die davon betroffen wer-
den.

Nun ist aber die Volkshochschule selbst ein-
gebunden in die öffentlich-rechtlichen Bedin-
gungen. Verstünde sich ein VHS-Kursus als 
kritisches Korrektiv z. B. gegenüber Behör-
denwillkür, dann geriete der VHS-Pädagoge 

in Konflikt mit seinem Status als öffentlich- 
rechtlich Bediensteter, der ihm ein besonderes 
Treueverhältnis auferlegt. Nur ein Beispiel: 
Eine Kreisbehörde plant eine Trassenführung, 
der Wald zum Opfer fällt; dies stellt eine Be-
einträchtigung der Wohn- und Lebensqualität 
der Anlieger dar. Die pädagogische Formel 
von der „Betroffenheit" vor Augen, knüpft 
der Erwachsenenbildner hier an. Die gewoll-
te — weil immanenter Bestandteil einer partei-
ischen politischen Bildung — Konsequenz ei-
nes angesetzten VHS-Seminars ist: die Grün-
dung einer Bürgerinitiative, die sich gegen 
die Absichten der Kreisbehörde zur Wehr 
setzt. Der initiierende Pädagoge, selbst Ange-
stellter dieser Kreisverwaltung, hat einen 
„klassischen" Konflikt durchzustehen: entwe-
der Durchsetzung einer als wichtig erkannten 
politischen Bildungsarbeit oder aber freiwilli-
ge Kündigung (denn die Kündigung durch 
den Arbeitgeber kommt
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 in diesem Fall von 

selbst) ).  Wer bliebe da angesichts der fast 
aussichtslosen beruflichen Situation für poli-
tische Bildner noch seiner Überzeugung 
treu?

IV. VHS-Arbeit unter den Bedingungen 
einer regional arbeitenden Volkshochschule

Hat es den politischen Bildner ausgerechnet 
an eine regional arbeitende Volkshochschule 
verschlagen, wird — zusätzlich noch ange-
nommen, diese arbeite im „Schatten der Städ-
te" unter vorwiegend ländlichen Bedingungen 
— die Palette der Schwierigkeiten noch grö-
ßer.

Zur Struktur einer Kreisvolkshochschule

Ich beschränke mich hier auf einen Lagebe-
richt der VHS, in der ich selbst arbeite. Ich 
halte die aus ihrer Struktur resultierenden 
Probleme durchaus für typisch.

Unser Einzugsbereich hat folgende geographi-
schen Dimensionen: 38,5 km weiteste Entfer-
nung von Osten nach Westen, 21,6 km von 
Norden nach Süden. Die 180 000 Einwohner 
leben in 21 Orten, die für uns jeweils VHS- 
Zweigstellen sind (hier arbeiten ehrenamtli-
che Zweigstellenleiter). Ein fruchtbarer Löß- 
Boden sorgt für eine ausgeprägte Landwirt-
schaft; Industrie (und somit auch Industriear-
beiterschaft) ist kaum vorhanden — und 
wenn, dann herrscht hier eine sehr starke *

9) Hermann Giesecke, Didaktik der politischen Bil-
dung, München 19749, S. 127.

Monostruktur vor. Im Westkreis sind Bemü-
hungen um Industrieansiedlungen alles ande-
re als erfolgreich, im Gegenteil: einige Unter-
nehmen haben in der letzten Zeit geschlossen, 
bei anderen steht dies drohend an. Die Zahl 
der Industriearbeitsplätze ist stark zurückge-
gangen, entsprechend ist die Arbeitslosenzahl 
gestiegen. Der Kreis wird begrenzt von einer 
Reihe sehr zugkräftiger Großstädte und 
Wohngebieten im Osten und Südosten. Daher 
haben sich dort auch Gemeinden und Städte 
mit wachsender Einwohnerzahl entwickelt. Es

10) Dieses hier völlig frei erfundene Beispiel hat 
Parallelen: Die als progressiv geltende VHS Dort-
mund hat Stadtteilarbeit unter dem Motto betrie-
ben, „die Menschen in die Lage zu versetzen, ihre 
Situation, die politischen und ökonomischen Ur-
sachen ihrer Lebensbedingungen zu erkennen und 
bereit zu sein, diese zu verändern" (VHS-Direktor 
Emmerich). Die Konsequenz allerdings: Absetzung 
eines von drei geplanten Kursen, Entlassung der 
Dozenten, starke reglementierende Einschneidun-
gen bei der Weiterarbeit der beiden noch verblie-
benen Kurse. Was war geschehen? Es hatte sich 
eine Bürgerinitiative gebildet, und es war nicht 
mehr einsichtig, „ob es sich nun um Aktionen der 
Bürgerinitiative oder der Volkshochschule handel-
te" (Emmerich). Siehe: „Sie sollen ihre Lage er-
kennen, aber nichts ändern", aus: Sozialmagazin, 
September 1976, S. 47 bis 62, Zitate ebenda (S. 47 
und 50).



leben hier Pendler aus den umliegenden 
Großstädten; umgekehrt haben ca. 18 Prozent 
der Erwerbstätigen, die im Kreis leben, einen 
Arbeitsplatz außerhalb. Für die VHS-Arbeit 
ist das eine Größe, die einkalkuliert werden 
muß. Drei nach der Gebietsreform entstandene 
Städte haben etwa 35 000 Einwohner; sie sind 
jedoch derart unorganisch geblieben, so daß 
unsere Zweigstellen auch weiterhin mit den 
alten Dörfern und Gemeinden identisch sind.

Die Bevölkerung wohnt zur Hälfte auf nur 4 
Prozent der Kreisfläche, also in größeren 
Städten und Gemeinden. Aber die andere 
Hälfte verliert sich in den verbleibenden 96 
Prozent. Das Motto „Streuung und Zentrie-
rung" 11) des Angebots bietet sich an. Aber 
eine Zentralisierung der VHS-Arbeit (zumin-
dest, um mit spezielleren Angeboten curricu- 
lar differenzieren zu können) kann auf Grund 
der mangelhaften Verkehrsverhältnisse kaum 
erfolgen. Im Gegenteil: „Gängige" Ver-
anstaltungen wie Kochkurse oder einführende 
Sprachkurse etwa müssen doppelt oder drei-
fach angeboten werden, um der Nachfrage 
gerecht zu werden.

Den Volksschulabschluß als höchsten Bil-
dungsstand besitzen in unserem Kreis ca. 
83 Prozent der Bevölkerung (zum Vergleich 
die Großstadt Düsseldorf: hier sind dies nur 
72,8 Prozent).

Die Zentrale der Kreisvolkshochschule befin-
det sich im Ort des Verwaltungssitzes im öst-
lichen Kreisgebiet. Hier arbeiten wir, die 
Fachbereichsleiter und Verwaltungsmitarbei-
ter, isoliert wie in einem Labor. Die dringend 
erforderliche Kommunikation zwischen uns 
und der Bevölkerung findet nicht statt. Dafür 
sollen die Zweigstellenleiter „draußen" sor-
gen. Wir dagegen arbeiten als ein ungreif-
bares und in seiner Arbeit unfaßbares Institut 
in weltentrückter Ferne.

Dennoch „floriert" die VHS-Arbeit bei uns 
gut: Mit ca. 21 000 durchgeführten Unter-
richtsstunden pro Jahr liegen wir weit über 
dem gesetzlich vorgeschriebenen Soll von 
14 400 Pflichtstunden. Statistisch erfassen wir 
13 Prozent der Bevölkerung — also mehr als 
die 11 Prozent „aktiven Besucher der Volks-
hochschule", von denen immer wieder die 
Rede ist12). Der Kursusausfall infolge man-

11) Die Volkshochschule. Handbuch für die Praxis 
der VHS-Leiter und -Mitarbeiter, Loseblatt-Samm-
lung, hrsg. v. d. Pädagogischen Arbeitsstelle des 
DVV, Bonn—Frankfurt/Main 1968 ff., 13.510.
12) Strzelewicz u. a., a. a. O., S. 202. Zieht man 
aber die vielen „Doppelbelegungen" von Kursen 
ab, so relativiert sich das Bild.

13) Unter politischer Bildungsarbeit wird hier nicht 
nur „Politik" im engeren, in der entsprechenden 
Rubrik des VHS-Programms ausgewiesenen Sinne 
verstanden. Politische Bildung findet genauso im 
pädagogischen oder psychologischen Bereich z. B. 
statt. Auch die Arbeit der bei uns sehr gut laufen-
den Resozialisierungs-, Hausfrauen- und literari-
schen Gruppen (Werkstatt) bezeichne ich durchaus 
als eine politische.
14) Seit meinen nunmehr sechs Semestern VHS-Ar-
beit führe ich in meinem Fachbereich hierüber Buch. 
Die Beziehung scheint mir eindeutig zu sein: Ko-
stenfreiheit in der politischen Bildung läßt deren 
Durchführung auch bei der Mindestteilnehmerzahl 
von zehn wesentlich realistischer erscheinen, als 
wenn sie mit Teilnehmergebühren belastet ist und 
somit ein weiteres Hindernis für die Interessierten 
darstellt. Bei uns wecken kostenfreie Kurse jeden-
falls eher Interesse als Kurse, die Geld kosten.

gelhafter Beteiligung hält sich alles in allem 
in Grenzen; er liegt bei etwa 15 Prozent des 
Angebots.
Das soll indessen nicht über die Realität hin-
wegtäuschen: das große Maß der wie selbst-
verständlich (sogar in den kleinsten Orten) 
laufenden Koch-, Näh-, Keramik-, Sport- und 
Englisch-Einführungs-Kurse sorgt für diese 
gute Bilanz. Politische Bildungsarbeit findet 
statt, ihr Anteil am Gesamtprogramm beträgt 
jedoch nur 6 Prozent13 ).

Die „verwaltete Volkshochschule"

Die Realisierung der politischen Bildung aber 
setzt eine aufwendige Zielgruppen- und Wer-
bungsarbeit voraus, für die es sehr schnell 
objektive Grenzen gibt. In einigen Volks-
hochschulen gestattet es die Satzung, „in 
Ausnahmefällen" Kurse und Seminare kosten-
frei anzubieten. Dies bedingt aber eine je-
weils mühselige Diskussion mit der Verwal-
tung, wenn es zur Drucklegung des Pro-
gramms kommen soll. Da die Kollegen aus 
den anderen Fachbereichen bei eigenen Expe-
rimenten von dieser Möglichkeit auch Ge-
brauch machen wollen, fällt der Anteil für die 
politische Bildung entsprechend geringer aus. 
Die Diskussion kann hierbei nicht mehr in-
haltlich geführt werden (denn wie wäre die 
Wertigkeit zu bestimmen, wenn es darum 
geht, entweder einem politischen Seminar 
oder einem differenzierten englischen Kon-
versationskursus die Möglichkeit der Kosten-
freiheit einzuräumen?), sondern sie wird auf 
der Grundlage materiel er Erwägungen ge-
führt: so viel Geld müssen wir „erwirtschaf-
ten", also bleibt so viel an finanziellem Spiel-
raum, so viel Anliegen aus den einzelnen 
Fachbereichen stehen an, also . ..
Fest steht aber: Wenn ein Kursus kostenfrei 
angeboten wird, steigt seine Realisierungs-
chance beträchtlich14 ). Wem politische Bil-



dungsarbeit nicht nur ein unverbindliches 
Anliegen ist, das sich mit der Aufnahme in 
den Pflichtkatalog für VHS-Arbeit bereits er-
ledigt hat, sondern wer es mit deren inhaltli-
chen Abwicklung ernst meint, der sollte auf 
eine totale Kostenfreiheit in diesem Bereich 
drängen. Für eine großflächig arbeitende 
Kreisvolkshochschule mit ihren schwierigen 
Bedingungen gilt dies um so mehr.

Hier muß grundsätzlich etwas zum Verhältnis 
von Pädagogik und Verwaltung gesagt wer-
den. Wenn z. B. die Frage ansteht, ob und 
wenn ja welche Veranstaltungen kostenfrei 
angeboten werden sollen, dann argumentieren 
die beiden beteiligten „Parteien" in der Regel 
innerhalb zweier jeweils dicht abgeschottet 
erscheinender Kommunikationssysteme: Die 
pädagogische, von entsprechenden Termini 
durchsetzte Sprache der oft frisch von den 
Universitäten gekommenen Erwachsenenbild-
ner wird von den pragmatisch-technisch argu-
mentierenden Verwaltungsbeamten nicht ak-
zeptiert — umgekehrt gilt dies genauso. Sta-
tus- und unter Umständen auch Genera-
tionskonflikte (der junge BAT-II-Mann als Päd-
agoge und der altgediente A 12-Mann als Ge-
schäftsführer ...) tun ihr übriges, um neue 
Reibungspunkte zu erzeugen. Dienstwege, die 
einzuhalten sind, Verwaltungsverordnungen, 
Schriftstücke — „Vorgänge" — anlegen müs-
sen, dies sind unberechenbare Größen für den 
im Verwaltungsapparat einer Stadt oder Kreis-
behörde eingeordneten VHS-Pädagogen. Sie 
können für ihn oft genug ein glattes Par-
kett sein, denn er hat es nie gelernt, sich hier-
auf so geschickt zu bewegen, daß er mit sei-
nen Vorstellungen möglichst kollisionsfrei ans 
Ziel kommen könnte.

Gerade derjenige, der verantwortlich ist für 
politische Bildung, wird mit seinem bedürfnis- 
und teilnehmerorientierten Konzept die Behä-
bigkeit eines Behördenalltags als geradezu 
vernichtend schwerfällig empfinden.

Mitunter muß er zudem noch, um sich Mehr-
heiten im Ausschuß oder Rat beschaffen zu 
können, gezielt im außer-verwaltungsmäßi
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gen 
Raum, also im politischen Vorfeld, das von 
den Parteien beherrscht wird, laborieren. Wer 
die „Vorentscheider" ) auf seine Linie brin-
gen will — so wichtig dies strategisch gese-
hen auch sein mag —, riskiert dabei mögli-
cherweise seine Stellung, vor allem wenn 
er nur ein HPM ist. Denn im öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis der Kommunen 
geht der Weg aus der Behörde heraus zur Po-

litik nur unter strenger Beachtung des Dienst-
weges. Wer ihn mißachtet (unter Umständen 
gar mißachten muß), steht unversehens diszi-
plinarrechtlich gesehen auf der schiefen Ebene. 
Das kann bis zur Entlassung gehen.

Ob Etaterhöhungen, ein teurer Dozent, zusätz-
liche Lehrmittelbeschaffung beispielsweise 
oder eine aus Gründen der Aktualität spon-
tan anzusetzende politische Bildungsveranstal-
tung — immer wieder gibt es Möglichkeiten 
für eine Auseinandersetzung mit der Verwal-
tung. Entsprechend groß ist auch die Neigung 
vieler Pädagogen, Brücken zum politischen Be-
reich zu schlagen — und damit wächst die 
Menge möglicher Fallstricke.

Die Zweigstellen

Ein Netz von Zweigstellen — sie sind nicht 
unbedingt identisch mit den örtlichen politi-
schen Gemeinden, sondern haben oft histo-
risch bedingte Entstehungsursachen — soll 
für „Bürgernähe" sorgen. Diese vielleicht 
plausibel erscheinende Konzeption weist in-
dessen etliche Haken und Ösen auf. Da ist zu-
nächst einmal die Art und Weise, wie Zweig-
stellenleiter in ihre Ämter kommen, auf-
schlußreich. In der Regel sind es vor Ort be-
kannte Honoratioren, die die Zweigstellen 
betreuen. Immer aber sind es Männer oder 
Frauen, die dieses Amt im Einvernehmen mit 
der lokalen Gemeindeverwaltung ausführen. 
So kommt es sehr schnell dahin, daß auch 
dieses Nebenamt zu einem politischen Amt 
werden kann. Denn Außenseiter — der loka-
len Verwaltungsspitze und den sie bestim-
menden politischen Gremien und Gruppen 
müssen sie genehm sein — haben hier i. d. R. 
keine Chance. Daher bleibt es nicht aus, daß 
sie in vielen Fällen Repräsentanten der politi-
schen Mehrheit sind oder sein müssen, wenn 
sie diese Funktion ausüben wollen. Ihr Ein-
fluß auf die Programmgestaltung und -durch- 
führung ist nicht unerheblich, in vielen Fällen 
ist der Fachbereichsleiter, der ja mitunter 20 
oder 30 Kilometer vom dortigen VHS- 
Geschehen entfernt sitzt, von ihren Aktivitä-
ten abhängig.

Die Möglichkeit einer gewissen Vorentschei-
dung, was später im Programm der VHS ste-
hen soll, haben die Zweigstellenleiter durch 
ihre Programmvorschläge, die in den jeweili-
gen Planungsphasen den Fachbereichsleitern 
zugeleitet werden. Eine Ablehnung dieser 
Vorschläge, die angeblich einen erkannten 
Bedarf widerspiegeln, bringt lange Diskussio-
nen mit sich. Aber wage einer, einem poli-
tisch besonders einflußreichen Zweigstellen-

15) Holler / Naßmacher, nach, Materialien zum 
SESTMAT-Seminar ..., a. a. O., S. 15.



leiter einen seiner Programmwünsche abzu-
schlagen! So ist das Zusammenstellen eines 
VHS-Plans zu einem großen Teil ein Ausba-
lancieren dieser Optionen unter dem Motto: 
was ist finanziell machbar, welchen der 
Zweigstellenleiter kann ich möglicherweise 
mit welchem Argument verprellen, um für et-
was anderes Geld zu sparen? Curriculare Ar-
beit — eigentlich der wesentliche Beschäfti-
gungsgegenstand für HPM’s — wird auf diese 
Weise blockiert bzw. sie kann sich nur in 
engen Spielräumen bewegen.

Politische Bildung, die ja in erster Linie Be-
dürfnisse wecken will und muß, findet in die-
sem durch die subjektive Brille des Zweig-
stellenleiters erkannten „objektiven" Bedarf 
keinen Platz. Das ist verständlich: denn eine 
Veranstaltung aus diesem Bereich anzusetzen, 
verlangt dem Zweigstellenleiter ein nicht un-
beträchtliches persönliches Engagement ab. 
Andererseits ist die Skepsis dieser Zweigstel-
lenleiter der politischen Bildung gegenüber 
auch mitunter von Vorteil. Denn was im 
Sprachenbereich noch eventuell angehen mag 
— das Ausloten der Wünsche —, würde poli-
tische Bildung vollends zur Farce werden las-
sen: ein bunter Warenhauskatalog ohne päd-
agogische oder curriculare Ambitionen wäre 
die Konsequenz. Der politische Bildner wäre 
zum Verteilungsinstitut der mitunter sehr 
spontanen, willkürlichen und oft parteipoli-
tisch gefärbten Zweigstellenleiter-Wünsche 
geschrumpft16 ).

16) über die Rolle der VHS-Zweigstellenleiter 
siehe: Die Funktion von Außenstellenleitern, in: 
Die Volkshochschule. Handbuch, a. a. O., 21.270.

Dafür, daß auch jede Zweigstelle ihre „Re-
nommierveranstaltung'' bekommt (und als 
solche zählen vornehmlich attraktiv besetzte 
Einzelveranstaltungen aus dem politischen 
Bereich), sorgen indessen andere: die jeweils 
aus der Sicht ihres Ortes argumentierenden 
Lokalzeitungen (die nicht müde werden zu 
monieren, daß nicht auch die kleinste Zweig-
stelle mit einem Philosophie-Kursus versorgt 
wurde) und die örtlichen Politiker, die eine 
„Benachteiligung" ihrer Kommune auf keinen 
Fall hinnehmen wollen, ob nun Teilnehmer 
kommen oder nicht. Andererseits muß der po-
litische Bildner an einer Kreisvolkshochschu-
le ständig einen latent vorhandenen Konflikt-
herd im Auge behalten: das mitunter über-
sensible Verhältnis zwischen Kreis und Ge-
meinden. Manch ein Gemeindedirektor rea-
giert ausgesprochen verschnupft, wenn bei-
spielsweise eine VHS-Arbeitsgruppe (für ihn 
also eine Initiative der Kreisverwaltung!) un-
terwegs ist, um die Misere der örtlichen Kin-

dergärten, die behindertenfeindlichen Ver-
kehrsverhältnisse oder das bauliche Chaos im 
neuentstandenen Wohngebiet mit der Video-
kamera festzuhalten. Mancher VHS-Fach- 
bereichsleiter, der so etwas initiierte, mußte 
den Weg zu seinem Dezernenten antreten, 
denn dieser hatte vorher eine empörte Nach-
frage aus der entsprechenden Gemeinde er-
halten.

Infrastruktur

Kreisvolkshochschularbeit erfordert abends 
mobile HPM; die Teilnehmer sind oftmals 
weniger aktiv. Was in der Stadt kein Problem 
ist, nämlich von einem Stadtteil zum anderen 
zu fahren, um eine VHS-Veranstaltung zu be-
suchen, kann für einen Kreisbewohner zur 
Odyssee werden. Für ihn gibt es häufig keine 
Straßenbahn- oder Busverbindung, die er 
auch noch spätabends ohne lange Wartezei-
ten benutzen kann. Es hat auch nicht jeder 
ein Auto — und wenn er es hat, ist er nicht 
unbedingt bereit, abends noch etwa 30 Kilo-
meter bis zu einer für ihn interessanten VHS- 
Veranstaltung zu fahren. Für die politische 
Bildung, die sowieso nur auf sehr wenige ak-
tive potentielle Teilnehmer setzen kann, fällt 
hiermit ein Kontingent an Teilnehmern, das 
prinzipiell ansprechbar wäre, aus. So wird 
die Kursplanung zum ungewissen Vabanque-
spiel: Wo setze ich mein Einführungsseminar 
in das politische System der Bundesrepublik, 
meinen Kurs Humanisierung der Arbeitswelt 
hin? In welchem Ort sind Leute, die interes-
siert sind, und wenn ja: welcher Anfahrtsweg 
ist ihnen zuzumuten? Es sind auf einmal Fak-
toren im Spiel, die nicht mehr kalkulierbar 
sind.

Werbung

Diese negativen „Vorzeichen" strahlen auch 
auf einen anderen festen Bestandteil der 
VHS-Arbeit aus: auf Werbestrategie und Ziel-
gruppenarbeit. Sie stehen unter völlig anderen 
— schlechteren — Bedingungen als bei den 
Kollegen der städtischen oder großstädtischen 
VHS'en. Denn auf dem Lande gibt es nicht 
die Möglichkeit, an beinahe jeder Ecke ein 
Plakat über das neuerschienene VHS-Pro- 
gramm oder anlaufende Kurse anzuschlagen. 
Statt dessen muß großflächiger (und somit mit 
einer wesentlich geringeren Dichte) und teu-
rer geworben werden.

Aber wen umwerben? Kreisvolkshochschulen 
können nicht auf die geballt auftretenden 
Zielgruppen zurückgreifen, wie die Kollegen 



aus den Städten; in einem Kreis verläuft sich 
so etwas eben.

Wenn in den Großstädten politische Bildung 
in einer VHS tatsächlich auch mit curricula- 
rem Feinschliff, mit Anfangs-, Fortgeschritte-
nen- und Endstufen, stattfinden soll, dann 
hilft eines immer noch: auf die örtliche Hoch-
schule oder Universität zurückgreifen, einen 
dort tätigen Professor engagieren, dann kom-
men wenigstens seine Studenten. Dieser, alles 
andere als im Sinne der Theoretiker der poli-
tischen Bildung liegende Kunstgriff, ist so 
wenig 17verbreitet nicht ) — eine Kreis-VHS 
indessen kann kaum auf mehr als ein Gymna-
sium am Ort zurückgreifen, um so wenigstens 
die Kurse, die stark gefährdet sind, mit den 
restlichen Teilnehmern „aufzufüllen“.

Eine Frage, bei dem sich die Mitarbeiter von 
Kreisvolkshochschulen sicherlich jedesmal zu 
Semesteranfang die Köpfe heißreden, ist dem 
Thema gewidmet, ob ein Gesamtprogramm 
oder Zweigstellenprogramme verteilt werden 
sollen. Eines ist sicher: Es muß ein Programm 
mindestens in jeden Haushalt. Aber in einem 
Kreisgebiet gibt es nicht die Möglichkeiten, 
Programme auszulegen wie in den Städten, 
die dort beim Einkaufsbummel mitgenommen 
werden — also müssen die Programme ver-
teilt werden. Da dies erhebliche Kosten ver-
ursacht, ist man oft geneigt, nur die lokalen 
Angebote zusammengefaßt zu verteilen. Dann 
schwindet allerdings die eh nur spärliche Hoff-
nung, daß jemand durch ein attraktives Ange-
bot zur Teilnahme in einem Nachbarort ani-
miert werden könnte, auf ein Minimum. Für 
die fußlahme politische Bildung, die alle nur 
erdenklichen Ansprachemöglichkeiten aus-
schöpfen muß, kann dies ein Stoß ins Mark 
bedeuten. So bleibt fast mit Sicherheit der 
vielleicht gekommene und ersehnte zehnte 
Teilnehmer aus, da er nicht über ein Angebot 
informiert worden ist, bei dem es sich viel-
leicht für ihn gelohnt hätte, einmal in eine 
andere Zweigstelle zu fahren.

So stürzen „Sachzwänge" en mässe auf dieje-
nigen ein, in deren Hinterkopf immer noch 
das Schlagwort von teilnehmerorientierter po-
litischer Bildung schlummert, die ein politi-
sches Bildungsprogramm erstellen wollen, das 
so hehre Ideale wie Emanzipation und Selbst-
bestimmung, Veränderung von als repressiv 
erkannten Strukturen verwirklichen will. Das 

Korsett der „Umfeld-Bedingungen" schnürt 
solche Ambitionen in der Regel bereits im 
Vorfeld entscheidend ein.

Politisches Bewußtsein und Motivation — 
Voraussetzungen für die politische Bildungs-
arbeit an Kreisvolkshochschulen

Ein paar Fakten, die das Ergebnis der hier 
dargestellten Situation verdeutlichen: Zwar 
fördern entsprechende Untersuchungen bei 
den Volkshochschulen allgemein ein starkes 
Anwachsen des Bereichs der politischen Bil-
dung zutage 18),  aber es bleibt bei genauer 
Betrachtung „die bedenkliche Tatsache beste-
hen, daß die Kernprobleme politischer Bil-
dung vornehmlich und in intensivster Form 
fast nur unter urbane

19
n Bedingungen erörtert 

werden" ). In ihrem Gesamtangebot etwa 
bietet eine VHS in einer 100 000—200 000 Ein-
wohner großen Stadt 6,6 Prozent aus dem Be-
reich „Gesellschaft und Politik" an, Kreis-
volkshochschulen hingegen komen  im 
Schnitt nur auf 2,4 Prozent20); das sind Zah-
len, die das krasse Defizit an politischer Bil-
dungsarbeit in Kreisvolkshochschulen belegen. 
Die Gründe hierfür sind nicht nur organisatori-
scher und struktureller, sondern vor allem auch 
sozialpsychologischer und soziologischer Na-
tur.

17) Mir hat schon mancher Kollege aus einer groß-
städtischen VHS versichert, daß man in dieser 
Weise verfahre. Wie kommen auch sonst die 
„Hochschul-, interdisziplinären Wochen" etc., mit 
denen sich viele Volkshochschulen schmücken, zu-
stande?

18) Dieser Bereich ist „bei den untersuchten VHS 
innerhalb der letzten zwölf Jahre um fast zwei Drit-
tel ausgebaut worden". Vgl.: Die Arbeispläne der 
Volkshochschulen. Längsschnittanalyse 1948 bis 
1970, Arbeitspapier, hrsg. v. d. Pädagogischen Ar-
beitsstelle des Deutschen Volkshochschulverban-
des, Frankfurt o. J., S. 20.
19) Zur Struktur des Angebots Politischer Bildung 
in der Volkshochschule. Eine Arbeitsplan-Analyse, 
hrsg. v. d. Pädagogischen Arbeitsstelle des Deut-
schen Volkshochschulverbandes, Frankfurt o. J., 
S. 31 f.
20) Eberhard Jenisch / Hans Tietgens, Arbeitsge-
wichtung der Volkshochschulen, Arbeitspapier, hrsg. 
v. d. Pädagogischen Arbeitsstelle des Deutschen 
Volkshochschulverbandes, Frankfurt o. J., S. 9.

Eine wesentliche Voraussetzung für politi-
sche Bildung ist eine zumindest latente Be-
reitschaft der von ihr umworbenen Bevölke-
rung zur Teilnahme. Ist wenigstens ein Teil 
hierzu bereit, dann kann immerhin mit dem 
Schneeballeffekt und mit Hilfe von Mund-zu- 
Mund-Empfehlungen darauf aufgebaut wer-
den: Bekannte werden mitgebracht, der Kreis 
erweitert sich.

Politische Bildung kann wohl niemals beim 
Punkt Null anfangen; die Teilnehmer ihrer 
Veranstaltungen sind — da sie freiwillig 
kommen — in gewissem Maße bereits „anpo-
litisiert".



Das ist auch die Voraussetzung für den curri- 
cularen Optimismus, der sich im politischen 
Bildungsprogramm großstädtischer Volks-
hochschulen widerspiegelt. In deren urbanem 
Einzugsbereich ist immer irgendwo eine poli-
tisierte Gruppe zu finden.

Kreisstädtische Volkshochschulen können auf 
diesem — ohnehin sehr brüchigen — Funda-
ment nicht aufbauen. Ihnen diktiert die Be-
wußtseinslage ihrer meist ländlichen oder 
kleinstädtischen Bevölkerung ein völlig ande-
res Vorgehen. Schon allein aus diesem Grun-
de wäre es an der Zeit, nicht nur von „der" 
Erwachsenenbildung zu sprechen, sondern 
ihre Strategie, Methodik und Inhalte nach 
dem jeweiligen Einzugsbereich differenziert 
zu gestalten.

Empirische Untersuchungen sind zu ein-
deutigen Ergebnissen gekommen, die die be-
reits sehr gedämpfte Weiterbildungseuphorie 
empfindlich anschlagen können. So haben 
Marianne Krüll 21)  22und Christa Knirim ) in 
breitangelegten Studien Erziehungs- bzw. Ge- 
schlechterrollenleitbilder von Stadt- und 
Landfamilien der Bundesrepublik Deutschland 
miteinander verglichen. Das Ergebnis: in bei-
den Fällen stellte sich heraus, daß im Ver-
hältnis zur Stadt in ländlichen Gegenden „kon-
servativere" Leitbilder dominierten. Das be-
dingt für die politische Bildungsarbeit einer 
Kreisvolkshochschule gravierende Konse-
quenzen, denn:

1. Kreisvolkshochschulen arbeiten gewöhn-
lich in ländlich oder kleinstädtisch orientier-
ten Regionen. Die Bewohner und gleicherma-
ßen Adressaten politischer Bildungsbemühun-
gen neigen tendenziell zu „konservativeren" 
Orientierungen.

2. Die hier üblichen Erziehungsleitbilder und 
die entsprechenden schichtenspezifischen So-
zialisations 23bedingungen ) führen zu einer 

„rigiden Autoritätsstruktur in de 24r Familie" )  
sowie zu einem „Defizit an politischer Grund-
information" 25).

3. In diesen Familien „wird nicht gelernt, po-
litische Meinungen zu artikulieren, Gegen-
meinungen zu hören und zu akzeptieren, Kon-
troversen zu lösen oder auch offenzulas-
sen" ). Genau diese Fähigkeit ist aber Vor-
aussetzung für die Teilnehmer an politischer 
Bildungsarbeit: S
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ie müssen a) eine gewisse 
politische Grundinformation besitzen, um ihre 
„Betroffenheit" )  als eine politische erken-
nen zu können, und b) die Bereitschaft zeigen, 
kognitive und affektive Dissonanzen zu ertra-
gen. (Denn „Entscheidungsfähigkeit", „Kon-
fliktfähigkeit" 28 ) und darüber hinaus die Be-
reitschaft zum „Engagement in Konflikten" 29)  
— Ziele der Bemühungen politischer Bildung 
— setzen zumindest voraus, eben diese Dis-
sonanzen ertragen zu können. Ein ausgepräg-
ter Konventionalismus und Autoritarismus — 
Konsequenz der genannten Sozialisationsbe-
dingungen — schließen dies jedoch aus.)
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4. Somit führen die soziologischen und so-
zialpsychologischen Bedingungen ländlicher 
Kultur dazu, daß die dort ansässige Bevölke-
rung eine äußerst geringe Bereitschaft zur 
Teilnahme an politischer Weiterbildung 
zeigt.

5. Die Situation in ländlichen Bereichen sorgt 
dafür, daß Weiterbildung im allgemeinen und 
politische Bildung im speziellen besonderen 
Schwierigkeiten ausgesetzt ist: Denn auf dem 
Land ist die Unkenntnis über die bloße Exi-
stenz von Volkshochschulen am verbreite- 
sten ), was mit dem hier überdurchschnitt-
lich großen Ausbildungsdefizit korreliert. Die-
ses wiederum führt zu einer verstärkten Ab-
stinenz, Weiterbildungsveranstaltungen über-
haupt zu besuchen. Es zeichnet sich bei bisher 
durchgeführten Untersuchungen ab, daß die 
wenigen ehemaligen Volks- bzw. Hauptschüler, 
die überhaupt VHS-Veranstaltungen besuchen, 
„überdurchschnittlich lernmotiviert sind" ), 
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3121) Marianne Krüll, Geschlechterroilenleitbilder in 
Stadt- und Landfamilien der Bundesrepublik 
Deutschland, Schriftenreihe der Forschungsgesell-
schaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie e. V., 
Heft 224, Bonn 1974.
22) Christa Knirim, Erziehungsleitbilder in Stadt- 
und Landfamilien der Bundesrepublik Deutschland, 
Schriftenreihe der Forschungsgesellschaft für Agrar-
politik und Agrarsoziologie e. V., Heft 223, Bonn 
1974.
23) Krüll und Knirim sind zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß konservative Einstellungen bei der 
Landbevölkerung nicht daher rühren, „weil sie auf 
dem Land wohnen, sondern, weil sie im Durch-
schnitt ein niedrigeres Bildungsniveau, ein niedri-
geres Einkommen und stärkere konfessionelle Bin-
dungen haben und einer niedrigeren sozialen 
Schicht angehören". (Knirim, a. a. O., S. 233 f.). 
Also werden hier die Ergebnisse der Sozialisations-
forschung relevant.

24) Karl G. Zenke, Zur Kritik der politischen Bil-
dung und Erziehung im Lichte der politischen So-
zialisationsforschung, in: Bernhard Claußen (Hg.), 
Materialien zur politischen Sozialisation, München 
1976, S. 198.
25) Ebd.
26) Ebd., S. 199.
27) Ernst August Roloff, Politische Didaktik — Di-
daktik der Politik, in: Kurt Gerhard Fischer (Hg.), 
Zum aktuellen Stand der Theorie und Didaktik der 
Politischen Bildung, Stuttgart 1975, S. 130.
28) Ebd., S. 131.
29) Giesecke, a. a. O., S. 179.
30) Strzelewicz, a. a. O„ S. 202.
31) Horst Siebert, Herbert Gerl, Lehr- und Lern-
verhalten bei Erwachsenen, Braunschweig 1975, 
S. 76.



also Weiterbildung vornehmlich als Vehikel 
zum beruflichen Weiterkommen verstehen32 ). 
Dieser Erwartung kann politische Bildung je-
doch zunächst nicht entsprechen.

32) Eine Umfrage bei VHS-Teilnehmern in Frank-
furt hat eine „Konzentration auf berufsbezogene 
Fächer bei den Volksschülern und eine extrem 
schwache Besetzung allgemeinbildender Fächer" 
gezeigt; vgl. Edwin Klein, Ergebnis einer Umfrage 
bei den Teilnehmern der Kurse der Volkshoch-
schule im Frankfurter Bund für Volksbildung e. V., 
in: Hessische Blätter für Volksbildung, 18 (1968), 
H. 2. S. 221.
33) Hasselhorn und Niehuis haben daher sicher-
lich recht mit ihrer Bemerkung: „Die Hauptschwie-
rigkeit besteht darin, die Bevölkerungen in Land-
gemeinden überhaupt erst einmal zu motivieren, 
Bildungsveranstaltungen zu besuchen. Hier liegt 
das eigentliche Problem einer Erwachsenenbildung 
auf dem Lande. Wie kommt man insbesondere an 
die beiden Bevölkerungsgruppen der Arbeiter und 
Landwirte heran, die heute die große Mehrheit 
in den Landgemeinden darstellen, aber aufgrund 
ihres relativ geringen Bildungsniveaus für eine 
Bildungsarbeit weniger motiviert sind?" Martin 
Hasselhorn, Edith Niehuis, Politische Erwachsenen-
bildung in Landgemeinden, Heidelberg 1976, S. 11.

Der Rahmen einer politischen Bildungsarbeit 
im ländlichen Bereich erweist sich somit als 
ein unauflösbar erscheinender Teufelskreis. 
Wenn die geschilderten Einstellungsmuster, be-
dingt durch die entsprechenden autoritären 
Erziehungsleitbilder und familiären Gegeben-
heiten, mit geringem Ausbildungsniveau kor-
relieren und dieses vornehmlich in ländlichen 
Bereichen anzutreffen ist, dann wäre dieser 
Konservatismus nur durch eine verstärkte 
Bildungsarbeit abzubauen. Das wäre eine we-
sentliche Aufgabe politischer Bildung. Aber 
die psychische Rigidität und die geringe Be-
reitschaft oder Fähigkeit zur Dissonanz — 
auch sie wiederum determiniert durch man-
gelnde Ausbildung — blockiert den Zugang 
zur politischen Bildung.

Wo ansetzen? Um jemandem mit niedrigem 
Bildungsstand zur weiteren Bildung (und dazu 
nicht nur zur reinen lernorientierten weiteren 
Ausbildung) zu motivieren, müßte man des-
sen Wertvorstellung verändern. Das ist aber 
nur möglich, wenn d
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ie Fähigkeit zur geistigen 
Flexibilität vorhanden ist — diese ist jedoch 
gebunden an den Bildungsstand ).

Räumliche Voraussetzungen

Kreisvolkshochschulen haben mit weiteren 
Schwierigkeiten zu kämpfen, mit Problemen, 
von denen großstädtische VHSen weitgehend 
verschont bleiben. Denn die dezentrale Struk- 
ter einer räumlich weitverzweigten VHS bringt 
es mit sich, daß es keinen zentralen Identifi- 
kations- oder Anlaufspunkt — eben d i e 

VHS — gibt. Kurse und Einzelveranstaltun-
gen finden in zur Verfügung gestellten Schul-
räumen statt. Das kann sich in psycholo-
gischer Hinsicht als verhängnisvoll erwei-
sen; denn wie will man den Erwachsenen, 
die sich zur Weiterbildung entschlossen und 
dabei einige Barrieren überwunden haben, 
klarmachen, daß dieses Lernen nun nicht mit 
den schmerzhaften Erfahrungen verbunden 
sein soll, die sie in ihrer Schulzeit erleben 
mußten? Die Assoziation „Erwachsenenbil- 
dung/VHS = Schule" drängt sich angesichts 
der oft recht tristen Klassenräume auf. Wer 
will da noch freiwillig lernen, weiterlernen?

Diese Situation hat weiter zur Folge, daß die 
Kreisvolkshochschule in medienpädagogi-
scher Hinsicht vom Standard der jeweiligen 
Schulen abhängig ist — didaktische und 
methodische Unvollkommenheiten müssen so-
mit in Kauf genommen werden. Großangeleg-
te Bibliotheken, Mediotheken etc. können von 
Kreisvolkshochschulen nur selten eingerich-
tet werden, denn welcher Zweigstelle könnte 
man angesichts lokalpolitischer Zwistigkeiten 
eine solche Priorität einräumen?
„Die" attraktiv gebaute, zentral gelegene, 
zum Lernen geradezu einladende VHS gibt es 
auf dem Lande nicht. Statt dessen werden die 
Englischvokabeln auf Schulbänken gepaukt, 
in denen die Erwachsenen regelrecht „her-
ausgewachsen" wirken. Das Schlagwort von 
der emanzipatorischen Bildung wird zur 
deutlich sichtbaren Farce. Da Lernen, zumal 
freiwilliges, entscheidend auch vom Atmo-
sphärischen abhängt, haben die Kreisvolks-
hochschulen hier ein Hindernis mehr zu über-
winden.

Der doppelte Pluralismus

Erwachsenenbildung — zumal politische — 
hat es mit einer Konkurrenz zu tun, die dei 
Gesetzgeber so wollte. Sie ergibt sich aus ei-
nem Politik- und Gesellschaftsverständnis, 
das den Pluralismus als Gegebenheit und 
Norm gleichermaßen annimmt. So kommt es 
nicht von ungefähr, daß — um beim Beispiel 
Nordrhein-Westfalens zu bleiben —

a) Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
(Volkshochschulen) zwar zum Pflichtkatalog 
der Kommunen werden, diese jedoch bei ei-
ner Mindesteinwohnerzahl von 40 000 jeweils 
ihre eigene VHS gründen können;
b) Bildungsstätten der freien Träger vom 
Land bezuschußt und gefördert werden.

Diese sicherlich im Glauben an eine optimale 
und maximale Versorgung der Bevölkerung



gedachte, aber auch unter dem Druck massi-
ver Interessengruppen vollzogene Konstruk-
tion erweist sich in der Praxis als ein Kon-
kurrenzgewirr, das Weiterbildung nur zu oft 

. unter dem Motto stattfinden läßt, der anderen 
Einrichtung den zehnten (erforderlichen) Hö-
rer abspenstig zu machen, weil man ihn selbst 
braucht.

Zwar besteht die gesetzliche Auflage zur 
Kooperation34 ), aber Voraussetzung für die 
Bezuschussung ist ein jährlich durchzufüh-
rendes Mindestangebot an Unterrichtsstun-
den. In strukturschwachen, der Weiterbildung 
nicht sonderlich aufgeschlossenen Regionen 
erweist sich ein solcher Passus als Kampf 
ums überleben.

34) § 12 des Ersten Weiterbildungsgesetzes in 
Nordrhein-Westfalen schreibt den Kommunen eine 
Entwicklungsplanung vor, die „im Benehmen mit 
den in ihrem Bereich tätigen anderen Trägern von 
Einrichtungen der Weiterbildung" geschehen soll.

35) Z. B. Jörg Wollenberg, Arbeiterbildung — im 
Kooperationsfeld von DGB und VHS, in: Demo-
kratische Erziehung 4/76, S. 449—457.
36) Ebd., S. 457.
37) Ich frage mich, welchem konservativen Kom-
munalpolitiker Jörg Wollenberg seine Überlegun-
gen zur Arbeiterbildung plausibel machen kann, 
wenn er u. a. schreibt: „Arbeiterbildung ... hat die 
Aufgabe, den Zusammenhang von politisch-ökono-
mischen Interessen der Herrschenden und den Lei-
stungsanforderungen in diesem System aufzudek- 
ken..." (ebenda, S. 455), oder wenn er von ihr 
fordert, „die Trennung von Theorie und Praxis, 
von Bildung und Aktionen tendenziell aufzuheben 
oder wenigstens zu relativieren" (ebenda, S. 457). 
Welcher vorgesetzte Verwaltungsmann — ange-
nommen, er sei Gewerkschaftsambitionen gegen-
über sehr skeptisch oder gar ablehnend einge-
stellt — läßt ein so zielgerichtetes Programm pas-
sieren?

Da bei mindestens 40 000 Einwohnern jede 
auf persönliches Prestige bedachte Kommune 
eine eigene VHS institutionalisieren kann 
oder sich zwei oder drei Gemeinden zu einem 
Zweckverband zusammenschließen können, 
um diese Mindesteinwohnerzahl zu erreichen, 
entsteht sehr schnell alleine unter den kom-
munalen VHSen eine überdimensionale Plura-
lität, die oft in eine heftige Konkurrenz mün-
det. Denn in Randgebieten gilt es, die Hörer 
nicht einer anderen VHS, die hereinwirkt, zu 
überlassen.

Kreisvolkshochschulen leben überdies unter 
einem permanent über den Köpfen schweben-
den Damoklesschwert: eine andere politische 
Konstellation, Unstimmigkeiten zwischen dem 
Kreis und einigen Kommunen — schon könn-
te ein neuer VHS-Zweckverband gegründet 
werden. In der pädagogischen Arbeit führt 
dies dazu, möglichst auf alle kommunalen 
Träger im Kreisgebiet Rücksicht zu nehmen, 
um niemanden zu verprellen. Außerdem ver-
sucht man, die umliegenden VHSen mit mög-
lichst attraktiven (aber deswegen nicht unbe-
dingt pädagogisch sinnvollen) Veranstaltun-
gen zu übertrumpfen. Ein solcherart vorge-
formtes Prokrustesbett zwingt politische Bil-
dung in Haltungen, die ihrem emanzipatori-
schen Anspruch gewiß nicht entsprechen.

Die Existenz anderer Bildungseinrichtungen 
steigert die sowieso mitunter recht unglückli-
che Situation. In manchen Gemeinden muß 
eine Kreisvolkshochschule ihren Stand gegen-
über einer Familienbildungsstätte, dem örtli-
chen DGB und einer benachbarten zugkräfti-
gen großstädtischen VHS behaupten. Curricu- 

lare Überlegungen spielen hier bei der Pro-
grammplanung oft keine Rolle mehr. Zusam-
menarbeit bedeutet höchstens, daß man mit 
den Konkurrenten die Termine abstimmt, um 
nicht am selben Abend eine ähnlich schwieri-
ge Veranstaltung der politischen Bildung an-
zubieten; man umwirbt aber weiter unver-
drossen gemeinsam die sowieso zahlenmäßig 
sehr schwachen Zielgruppen.

Es gibt politische Bildner, die in diesem Plu-
ralismus eine Chance sehen, denn eine enge 
Kooperation mit dem D
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GB bringe nun die 
sehnlichst erwartete Industriearbeiterschaft in 
die VHS ) — nun sei emanzipatorische poli-
tische Bildung möglich. Politische Bildung an 
der VHS schließlich sei „auf die Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften angewie-
sen 36" ).

Diejenigen, die so schreiben, tun dies mei-
stens aus der privilegierten Situation groß-
städtischer Volkshochschulen heraus. Was 
aber, wenn eine vornehmlich im ländlichen 
Bereich arbeitende Kreisvolkshochschule 
kaum Industriearbeiterschaft hat, die ein Zu-
sammenarbeiten mit dem DGB wirklich unab-
dingbar machen würde? Und noch gravieren-
der: eine allzu intensive Kooperation mit dem 
DGB ist von manchem konservativ orientier-
ten kommunalen Träger schlicht nicht er-
wünscht. 37Was dann )?

Das verhinderte Curriculum

Eines haben sie sicherlich gemeinsam, die 
Vertreter einer am Status quo orientierten po-
litischen Bildungsarbeit und die, die diesen 
Zustand überwinden wollen: beider curricula- 
res Bemühen wird in der Erwachsenenbildung 
auf sehr enge Grenzen stoßen. Die Markierun-
gen sind abgesteckt von dem Faktorenbündel, 
das ich bisher zu umreißen versucht habe.



Im Bereich einer Kreisvolkshochschule heißt 
das, daß politische Bildungsarbeit sich solche 
Luxusvokabeln wie „Aufbaustufe, Orientie-
rungsstufe, Endstufe" etc. wohl kaum leisten 
kann. Denn in der Wirklichkeit wird ein sol-
ches, womögliche den neuesten Erkenntnissen 
und Erfordernissen der politischen Bildung 
und Politikwissenschaft entsprechendes Cur-
riculum kaum über die Einführungsphase hin- 
auskommen.

Es gibt großstädtische Volkshochschulen, die 
ein politisches Grundstudienprogramm anbie-
ten, das auch erfolgreich läuft. Dies mag im 
Deutschen Volkshochschulverband zu dem in 
den letzten Jahren verstärkt forciertem Bemü-
hen geführt haben, für die Volkshochschulen 
die Entwicklung standardisierter Grundstu-
dienprogramme voranzutreiben38 ). Für groß-
städtische Volkshochschulen hat dies auf je-
den Fall seine Berechtigung: „Diese Grund-
studienprogramme erweisen sich dort als be-
sonders fruchtbar, wo sie spezielle Zielgrup-
pen ansprechen. Dies sind in erster Linie Ar-
beitnehmer — was eine organisatorische Koo-
peration mit dem DGB bzw. .Arbeit und Le-
ben' naheleg 39t — oder Frauen." )

38) S. z. B. Vorlage Nr. 167/76 des Landesverbandes 
der Volkshochschulen von Nordrhein-Westfalen 
e. V.: „Einrichtung einer Projektgruppe .Grund-
studienprogramme im Bereich der politischen Bil-
dung', Arbeitsmaterial für die Teilnehmer der Do-
zentenfortbildungstagung „Zur systematischen po-
litischen Bildung an Volkshochschulen" vom 17. bis 
19. Nov. 1976 in Wetter/Ruhr.
39) Heribert Kohl, Standardisierung der politischen 
Bildung, in: VHS im Westen 2/73, S. 74.

40) Joachim Dikau, .Curricula und Projektarbeit in 
der politischen Erwachsenenbildung', in: Volkshoch-
schule im Westen, 25. Jg., 1/73, S. 14.
41) Ebd.
42) Denn nur die allerwenigsten derjenigen, die in 
der politischen Bildung arbeiten, beschäftigen sich 
ausschließlich mit ihr. Oft müssen sie noch völlig 
entlegene Fachbereiche mitbetreuen; bei Kreis-
volkshochschulen ist dies meistens sogar die Re-
gel, bei kleinen Zweckverbänden fast selbstver-
ständlich.
43) Dikau, a. a. O., S. 13.
44) Ebd., S. 12.

In einer großen und mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln gut ausgestatteten Großstadt 
kann man Bildungsprogramme auf diese und 
andere Zielgruppen (arbeitslose Jugendliche, 
Gastarbeiter etc.) zuschneiden. Bei guter Vor-
arbeit werden die Kurse auch zustande kom-
men. Aber in einem Kreisgebiet sind diese 
Zielgruppen sehr weit verstreut, dagegen gibt 
es andere Bevölkerungsgruppen, die unter 
Umständen leichter angesprochen werden 
könnten (z. B. Landwirte). Standardisierung 
der politischen Bildung?

Wenn die Zielgruppenarbeit nicht überall 
vergleichbar und entsprechend abzustimmen 
ist, bliebe die Forderung nach projektorien-
tiertem Lernen. Das kann z. B. heißen, an ei-
nem lebensnahen Projekt anzuknüpfen, in das 
die Teilnehmer ihre unmittelbare Lebenssitua-
tion einbringen, anhand dieses selbsterlebten 
Modellfalls lernen und schließlich selbst poli-
tisch verändernd aktiv werden können.

Letzten Endes gar könnten solche Projekte 
„zum Auslöser von Bürgerinitiativen wer-
den" 40 ). Hierzu „aber sind Curricula nötig, 
die ... auf die Situation spezifischer Zielgrup-
pen zugeschnitten sind" 41 ). Sicherlich folgt 
eine solche Absicht konsequent aus dem Be-
mühen, emanzipatorische Bildungsarbeit zu 
leisten. Aber das wohl geringste Problem 
hierbei ist, wie der isoliert arbeitende, durch 
Verwaltungsarbeit oft hoffnungslos überfor-
derte VHS-Pädagoge in der Lage sein kann 
(auch wenn er irgendwann einmal ein ent-
sprechend qualifizierendes Studium abge-
schlossen hat), solch spezielle Curricula zu 
erarbeiten, wenn er mehrere Projekte parallel 
betreut und noch andere Fachgebiete versor-
gen muß 42 ). Noch gravierender ist der admi-
nistrativ-politische Gegendruck: Es muß noch 
einmal daran erinnert werden, daß politische 
Bildung in den Augen der Kommunalpolitiker 
dann genehm ist, wenn sie z. B. das „Politi-
sche System der Bundesrepublik" zum Gegen-
stand hat oder Themen behandelt wie: „Der 
Nahost-Konflikt", „Vor und nach den Wah-
len: unsere politischen Parteien" etc. Auch ein 
Kursus „Einführung in den Marxismus" wird 
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noch akzeptiert. Aber wehe dem politischen 
Bildner, der „ein Lernen am praktischen Fall 
mit realen Konsequenzen initiiert" )! Der 
Konflikt mit seinem kommunalen Träger, re-
präsentiert in der Person des dienstlichen 
Vorgesetzten, wird vor allem dann unaus-
weichlich sein, wenn lokale Belange tangiert 
sind. Pädagogische Mitarbeiter wird vielleicht 
noch eine Solidaritätsadresse erreichen. Aber 
wie tönt es von den Lehrstühlen der Erwach-
senenpädagogik und der politischen Bildung: 
„Genau an solchen Konflikten ist die Stelle, 
an der der Kursleiter in der politischen Er-
wachsenenbildung durch seinen pädagogischen 
Auftrag gezwungen ist, zugunsten der Betrof-
fenen seinen emanzipatorischen Anspruch ge-
gen entgegenstehende Herrschafts- und Lei-
stungsansprüche zur Geltung zu bringen." 44 ) 
Wer so schreibt, sitzt bestimmt auf einem 
durch Pensionsanspruch abgesicherten, der 
Praxis weit entrücktem Universitätslehrstuhl.



5. Konsequenzen

Sicherlich kann das Resümee nach einer sol-
chen Bilanz nur bitter stimmen. Es wäre — 
und dies mag nach einem derart negativen 
Fazit verwunderlich klingen — aber verfehlt, 
den emanzipatorischen Anspruch aufzugeben 
und sich kampf- und kopflos den geschilder-
ten Bedingungen zu fügen. Denn einige gerin-
ge Chancen und Wege zur Veränderung be-
stehen noch; einige Folgerungen für mich 
sind:

Pädagogische und didaktische Bescheidenheit

Wenn man als jemand, der in der politischen 
Bildungspraxis arbeitet, die akademische Dis-
kussion um die Theorie und Didaktik der poli-
tischen Bildung verfolgt, dann stellt sich mit-
unter das Gefühl ein, auf einem anderen Stern 
zu leben. Mit der Entwicklung ständig neuer, 
von jeglicher Wirklichkeit weit abgehobener 
Curricula und didaktischer Neuansätze ist nie-
mandem geholfen, wenn es beispielsweise 
darum geht, in einer Zweigstelle einer 
Kreisvolkshochschule mindestens zehn Teil-
nehmer für eine politische Bildungsveranstal-
tung zu motivieren. Progressiver inhaltlicher 
Anspruch alleine bringt noch lange keine 
Emanzipation. Viel wesentlicher erscheint mir 
hingegen die unmittelbare Phantasie und 
Kreativität vor Ort mit sorgfältiger methodi-
scher Aufbereitung der — endlich zustande 
gekommenen — Veranstaltung. Denn die Me-
thode hat einen kolossalen Bildungs- und 
Emanzipationswert. Methodisch gut aufberei-
tetes Lernen baut negative Schulerfahrungen 
ab, motiviert zur weiteren Teilnahme, ermög-
licht über die vielleicht erstmals in einer 
Gruppe vollzogene Artikulation eines Teil-
nehmers und dem damit verbundenen Erfolgs-
erlebnis eine Identifikation mit den Inhalten 
und kann die Initialzündung für ein Engage-
ment in der politischen Praxis sein.

Praxisorientierte Ausbildung

Es kann einfach nicht genügen, diplomierte 
Politologen, Soziologen oder Pädagogen von 
der Universität in die politische Bildungspra-
xis zu entlassen und sie dort mit der mitunter 
ersten Erfahrung, sich in einem politischen 
Konfliktfeld bewähren zu müssen, allein zu 
lassen. Gut ausgebildete Konflikttheoretiker 
geben noch lange keine Garantie dafür ab, 
daß sie sich auch in der sehr konfliktträchti-
gen Praxis behaupten können. Und es ist ein-
fach ein Aberwitz, daß derjenige, der den 
Konflikt zur zentralen Kategorie seiner Bil-
dungsbemühungen macht, noch nie gelernt 

hat, selbst politische Konflikte — und nichts 
anderes als ein Konfliktfeld ist seine institu-
tioneile und berufliche Praxis — zu bewälti-
gen. Aspiranten für politische Bildungsarbeit 
müssen bereits während der Ausbildung auf 
die praktischen Eventualitäten und Zwangs-
läufigkeiten vorbereitet werden. Nur so wer-
den sie in der Lage sein, auch die Frustration 
auszuhalten, die sicherlich in diesem Beruf 
besonders verbreitet ist. Das setzt aber auch 
voraus, daß sich mancher Professor der Theo-
rie und Didaktik der politischen Bildung von 
seinen allzu hochfliegenden theoretischen 
Ambitionen freimachen muß. Er hat im gesi-
cherten Terrain seiner Universität nicht die 
Bewährungsproben zu absolvieren, wie sie 
auf den Berufsanfänger einstürmen.

Institutioneile Bedingungen wissenschaftlich 
aufarbeiten

Es ist eigentlich frappierend, daß es trotz der 
engen Verzahnung von Politikwissenschaft/ 
Soziologie mit der politischen Bildung keine 
relevanten Ansätze gibt, auch den Bedin-
gungsrahmen, den das institutionelle, politi-
sche und soziologische Umfeld vorgibt, in die 
curricularen Ansätze mitaufzunehmen. Nur so 
erklärt sich deren oftmalige Wirklichkeitsfer-
ne. Man sollte keine Scheu vor der vielleicht 
pragmatischen Frage haben, was unter den 
bestehenden Verhältnissen, in die eine VHS 
eingebunden ist, an politischer Bildung über-
haupt realisierbar ist, welche Interessen hier 
wirken, welche Konflikte es auszustehen gilt. 
Dieses gesamte Gefüge einmal aufzuarbeiten, 
scheint mir ein lohnendes Feld für wissen-
schaftliche Neubesinnungen zu sein.

Universale politische Bildung

Wenn Erwachsene sich zur politischen Wei-
terbildung entschließen, sind sie vermutlich 
bereits so „anpolitisiert'', daß sie sicherlich 
nicht mehr die gewünschten Adressaten sind. 
Die eigentliche „Klienten" sitzen nicht in den 
unmittelbar politischen Veranstaltungen. Da 
die politische Sozialisation bereits sehr früh 
im Kindesalter ansetzt45 ), muß die Kommuni-
kation zwischen den Pädagogen aller Berei-
che — den Vorschulpädagogen, den Pädago-
gen aus den Primär- und Sekundarbereichen 
und den Erwachsenenpädagogen — endlich 
beginnen.

45) Vgl. Claußen, a. a. O., S. 16 ff., und Zenke, ebd., 
S. 202 ff.



Das ist die mehr wissenschaftliche Seite; in 
der Praxis bedeutet diese Erkenntnis, daß po-
litische Bildung an einer Volkshochschule be-
reits in den Eltern- und Erziehungsseminaren 
beginnt. Sie haben den Vorteil, daß sie relativ 
regen Zulauf haben. Neue Erziehungsinhalte 
zu vermitteln, die möglicherweise Auswir-
kungen auf die primäre politische Sozialisa-
tion der Kinder dieser Eltern haben, ist be-
reits ein elementarer Teil politischer Bildung. 
An die Didaktiker ergeht somit die Aufforde-
rung, die Beziehungen zwischen Familie — So-
zialisation — politischer Sozialisation — poli-
tischem Bewußtsein — politischem Verhalten 
eingehender als bisher zu berücksichtigen.

Pädagogische Arbeit für die pädagogischen 
Mitarbeiter

Bei Lichte besehen, ist politische Bildungsar-
beit mit Erwachsenen ein weites Neuland, in 
dem es kaum wirklich exakt greifende Kon-
stanten gibt, die wissenschaftlich erarbeitet 
und an der Praxis erprobt sind. Vor Ort muß 
der Erwachsenenpädagoge oft Spontaneität 
und Initiative ohne lehrbuchmäßige Absiche-
rung zeigen. Eigentlich müßte jeder HPM in 
gewisser Weise ein „Mikrosoziologe" sein, 
der in der Lage ist, spezifische soziale und 
ökonomische Gegebenheiten so aufzuarbeiten, 
daß er sie dann auch pädagogisch umsetzen 
kann. In der Praxis der Volkshochschulen — 
vor allem der kleineren — ist er aber statt 
dessen nur zu oft lediglich ein Organisator 
von Kursangeboten, die genau und gründlich 
vor- und nachzubereiten er kaum in der Lage 
ist. Permanente Verwaltungstätigkeit und 
häufige Beschäftigung mit von der Ausbil-
dung her fremden Fachbereichen läßt diese 
Forderung zur Illusion gerinnen. Es müßte 
endlich ein Zustand erreicht werden können, 
in dem der Pädagoge sich tatsächlich vor-
nehmlich echt pädagogischer Arbeit widmen 
könnte und von Verwaltungsangelegenheiten 
dabei weitgehend entlastet ist. Der unver-
bindliche Appell an die kommunalen Träger, 
einen gewissen Stellenschlüssel zu garantie-
ren46 ), hat nur rhetorischen Charakter. Es 
wäre Aufgabe der Länder, unter Umständen 
die finanziellen Zuwendungen an verwal-

46) Der „Strukturplan Weiterbildung" „empfiehlt 
eine Relation von etwa 1 :2 zwischen pädagogi-
schem Personal und Verwaltungspersonal" (Struk-
turplan für den Aufbau des öffentlichen Weiter-
bildungssystems in der Bundesrepublik Deutsch-
land, vorgelegt vom Arbeitskreis Strukturplan Wei-
terbildung, Köln 1975, S. 59). Bei der Empfehlung 
blieb es jedoch bisher.

47) Das 1. Weiterbildungsgesetz NW beispielsweise 
sieht vor, daß das Land dem Träger die Personal-
kosten für an kommunalen Weiterbildungseinrich-
tungen tätigen pädagogischen Mitarbeitern er-
stattet (§ 20 Weiterbildungsgesetz NW).
48) Hasselhorn / Niehuis, a. a. O.
49) Ebd., S. 61.
50) Ebd., S. 69.
51) Ebd., S. 49.

tungsmäßige Mi
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nimalvoraussetzungen zu 
koppeln ).

Lokalspezifische Differenzierung

Es hat sich offensichtlich gezeigt, daß politi-
sche Bildung dann scheitert, wenn sich ihre 
Organisatoren darauf verlassen, von praxis-
fernen akademischen Spezialisten für curricu- 
lare Arbeit mit vorgefertigten Modellen ver-
sorgt zu werden. Der pädagogische Mitarbei-
ter kommt gerade in ländlichen Gegenden 
keinesfalls umhin, die ihn umgebende lokale 
Situation aufzuarbeiten, um sie zur Grundlage 
seiner pädagogischen Arbeit zu machen. Die-
se Forderung deckt sich völlig mit dem „Prin-
zip der Betroffenheit" (Roloff), weil nämlich 
eine persönlich erlebte und zu erlebende 
Sphäre berührt wird. Ziel der konkreten poli-
tischen Bildungsarbeit wäre es dann, diesen 
unmittelbaren Bezugsrahmen als einen von 
politischen Entscheidungen betroffenen auf-
zuzeigen. Auch diese Forderung bleibt noch 
leer und abstrakt, fragt man nach der genau-
en Verwirklichung der Prämisse. Es gibt hier-
für kaum modellhafte Orientierungen, nur ei-
nige wenige Versuche. Sie alle sind nicht 
übertragbar, was auch völlig im Sinne der 
hier vor
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geschlagenen Orientierung ist. Martin 
Hasselhorn und Edith Niehuis haben einen 
Versuch in dieser Richtung )  unternommen, 
indem sie in 15 niedersächsischen Landge-
meinden Bildungswochen durchführten und 
dabei auf beachtliche Ergebnisse verweisen 
können: „Es ist den Bildungswochen gelun-
gen, Arbeiter und Hausfrauen mit Volks-
schulbildung in groß

49
er Zahl zur Teilnahme zu 

motivieren." )

Zur Euphorie besteht hier jedoch nur in ge-
dämpfter Tonart Anlaß, denn das Projekt 
mußte zu zahlreiche Kompromisse akzeptie-
ren, als daß es noch mit den Grundforderun-
gen einer emanzipatorischen politischen Bil-
dung zu vereinbaren gewesen wäre: So haben 
die Initiatoren mit „Schlüsselpersonen der 
Gemeinden . . ., die als Ortsgeistliche, Lehrer, 
Vereinsvorstandsmitglieder und Gemeinde-
ratsmitglieder tätig sind" 50),  „c

51
urriculare 

Mitbestimmung" )  geprobt. Es frappiert in-
dessen, mit welcher Naivität die beiden Ver-



fasset Bilanz ziehen, wenn sie die so zustande 
gekommene Themenauswahl kritisieren: 
„Nicht einmal gelang es, die Zustimmung zu 
einer geschlossenen Veranstaltungsreihe über 
vier Abende zu erhalten. Nach dem Motto: 
Für jeden etwas, blieb es bei einem Themen-
potpourri, das von Erziehungsthemen ange-
führt wurde und in der Regel mit Fragen der 
Währung oder des Umweltschutzes ende-
te. 52" )

Und man fragt sich, was noch „politisch" bei 
dieser politischen Bildung ist (außer, daß sie 
Bestehendes festschreibt), wenn man resü-
miert: „Für die Thematik der politischen Bil-
dung heißt das, daß hier Einschränkungen ge-
macht werden müssen. Es muß der gemeinsa-
me Nenner gefunden werden,

53
 der von allen 

Gruppen akzeptiert werden kann." )

Richtig erkannt haben die Autoren indessen 
— und das läßt ihren Ansatz diskutabel und 
richtungsweisend erscheinen —, daß politi-
sche Bildung in Landgemei

54
nden auf die 

„Kommunikationsstruktur" )  in diesen Ge-
meinden eingehen muß, d. h. die „Kontaktauf-
nahme mit den informellen Gruppen" 55 ) am 
Ort zum integralen Bestandteil der curricula- 
ren Arbeit zu machen. In diese Richtung muß 
— so die Autoren — in Zukunft wissenschaft-
lich gearbeitet werden56). Für den politi-
schen Bildner bedeutet das: stärkere Hinwen-
dung zu lokalen soziologischen Bedingungen 
und eine intensive Erarbeitung derselben. 
Dies muß der eigentlich pädagogischen Ar-
beit vorgeschaltet werden.

52) Ebd., S. 44.
53) Ebd.
54) Ebd., S. 126.
55) Ebd., S. 127.
56) Ebd.

57) Offensichtlich zeichnen sich politische Ansätze 
bereits ab, hier Neuüberlegungen zu realisieren: 
„Bei Mindestteilnehmerzahlen soll ... großzügig 
verfahren werden", so hieß es auf der Fachtagung 
der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kom-
munalpolitik in NW e. V. „Weiterbildungsentwick- 
lungsplanuhg“ am 1. April 1978 in Dortmund. Re-
ferate, Arbeitsergebnisse, S. 64.

Demokratisierung — Mitbestimmung der Teil-
nehmer

Konsequent bedeutet ein solch stark teilneh-
merorientierter Ansatz jedoch, daß sich das 
bisherige Modell, demzufolge Volkshochschu-
len in die hierarchischen Gegebenheiten ihrer 
kommunalen Träger eingeordnet sind, als in-
adäquat, gar dieser Ambition krass entgegen-
gesetzt, erweist. Will man die Teilnehmer 
miteinbeziehen, muß man ihnen auch die Chan-
ce geben, sich gegebenenfalls gegen herr-
schende Meinungen, Verwaltungsakte und 
Strömungen zu stellen. So erfährt politische 
Bildung auch ihre logische Schlüssigkeit.

Wer aber kann daran interessiert sein, dies 
zu institutionalisieren? Wesentlich und reali-
stisch erscheint indessen ein intensives Drän-

gen auf eine wirkliche Demokratisierung der 
Volkshochschulen, die es dem dort arbeiten-
den Pädagogen unter Umständen mit Rücken-
deckung der Beteiligten erlauben könte,  
auch solche politischen Prozesse zu initiieren, 
die auf Praxis drängen, ohne daß er dabei sei-
ne dienstliche Treuepflicht verletzt. Unter 
Umständen wäre wieder zu diskutieren, ob 
man nicht den politischen Mut aufbringen 
sollte, Volkshochschulen aus der kommuna-
len Trägerschaft zu entlassen und zu Einrich-
tungen des jeweiligen Landes zu machen.

Kostenfreiheit — Keine Mindestteilnehmer-
zahlen

Soll die allenthalben aufgestellte Forderung 
nach politischer Bildungsarbeit der Volks-
hochschulen nicht zum unverbindlichen Lip-
penbekenntnis degenerieren, meint man es 
wirklich ernst damit, muß man auch alle er-
denklichen Barrieren aus dem Weg räumen. 
Eine erste Forderung wäre die nach generel-
ler Kostenfreiheit der politischen Veranstal-
tungen. Das deckt sich auch schlüssig mit 
dem Gebot, daß Demokratie den mündigen 
Bürger braucht. Wieso soll er, bemüht er sich 
um eine verstärkte Mündigkeit, verhält er 
sich also ganz im Sinne dieses Postulats, da-
für auch noch Geld aufbringen? Politische 
Bildung, die Demokratisierung intendiert, 
muß ihre eigenen immanenten Konsequenzen 
ziehen. Sie darf kein Privileg für diejenigen 
sein, die zahlen können oder wollen. Ebenso 
wenig darf die Realisierung dieser politischen 
Bildung daran gebunden sein, daß mindestens 
zehn Teilnehmer erscheinen57 ). Emanzipatori-
sche Inhalte, die gerade in Landgemeinden 
dem allgemeinen Tenor entgegengesetzt sind, 
haben unter dieser Voraussetzung nur äußerst 
geringe Chancen, zum Zuge zu kommen. 
Außerdem liegt hierin ein Argument im Sinne 
des Status quo verborgen, denn man ist leicht 
geneigt, die erfolgreich genommene Teilneh-
merschwelle mit einer Art Plebiszit gleichzu-
setzen — Minderheitenwünsche drohen so 
ignoriert zu werden.

Politische Bildung bleibt aber auch dann im-
mer noch dem sporadischen Wunsch und der 
„Freiwilligkeit" ihrer Teilnehmer überlassen. 
Sie „erfordert in erster Linie von dem Einzel-



nen persönliches Engagement, Fleiß, Ausdau
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er 
und auch die Bereitschaft, zumutbare Opfer 
an Zeit und Geld zu bringen" ).

Sie gerät so lediglich zum von der Wirklich-
keit abgelösten Appell und ist nur für die ge-
dacht, die sich — aus welchen Gründen auch 
immer — ansprechen lassen. Chancen für 
eine wirklich sinnvolle politische Bildungsar-
beit bieten sich bei der gesetzlichen Regelung 
des Bildungsurlaubs für alle Arbeitnehmer. 
Dabei muß ausdrücklich die Teilnahme an po-
litischen Bildungsveranstaltungen der Volks-

hochschulen anerkannt werden. Somit wäre 
eine materielle Voraussetzung gerade für Ar-
beitnehmer gegeben, ein zusätzlicher und 
stark wirkender Anreiz.

Das ist aber eine politische Frage, die recht 
weit von der pädagogischen Alltagspraxis des 
politischen Bildners gelegen zu sein scheint. 
An ihn kann nur die Forderung nach einem 
politischen oder gewerkschaftlichen Engage-
ment gehen, um solchen Vorstellungen Nach-
druck zu verleihen und eine Realisierungs-
chance zu geben.

Die hier versuchte Bilanz strahlt sicherlich 
wenig Optimismus aus. Auch sind die weni-
gen Lösungsvorschläge ganz bestimmt nicht 
originell; sie wirken vielleicht recht bieder 
und pragmatisch. Aber mir scheint, daß es in 
der politischen Erwachsenenbildung keinen 
Grund für unverbindliche Höhenflüge gibt. 
Die Praxis mitsamt ihren Bedingungsfaktoren 
endlich einmal aufzuarbeiten, scheint mir 
schon ein Schritt in die Richtung einer den 
Gegebenheiten entsprechenden Theorie zu 
sein. Nur zu leicht scheint man zu vergessen, 
daß gerade die Praxis einen enormen theore-
tischen Aussagewert besitzen kann. Mit eu-
phorischen und unverbindlichen Zielvorstel-
lungen indessen ist es ebenso wenig getan 
wie mit negativen Leerformeln. Am Ende ei-
ner wissenschaftlichen Arbeit findet sich bei-
spielsweise folgendes Postulat: „Sich nicht 
unreflektiert den bestehenden Herrschaftsin-
teressen auszuliefern, mit dem eigenen Fort-
bildungsinteresse nicht das öffentlich propa-

58) So die Bundesvereinigung deutscher Arbeitge-
berverbände bei einer Pressekonferenz; zit. nach 
Kohler / Lauritzen / Otten / Treuheit, Modelle für 
den Bildungsurlaub. Lehren und Lernen in der 
Arbeiterbildung, Opladen 1977, S. 15. Es ist sicher-
lich bezeichnend, daß sich diese Thesen zur Bil-
dung — aufgestellt von den Arbeitgeberverbän-
den — mit der Realität in der Erwachsenenbildung 
decken.

6. Schlußbemerkung

gierte und institutionalisierte Konkurrenz-
prinzip zu stabilisieren, die Ideologie des Lei-
stungsdenkens zu enthül en, stellt sich einer 
demokratischen Allgemeininteressen ver-
pflichteten Bildun
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gsinstitution zur notwendi- 

gen Aufgabe." )

Dazu findet man in dem gesamten Opus kei-
nen einzigen praktischen und praktikablen 
Hinweis, wie der politische Bildner solche 
Maxime mit realistischen Erfolgsaussichten 
und unter Berücksichtigung des lokalen Kon-
fliktfelds, in dem er arbeitet, umsetzen kann. 
Die Diskrepanz zwischen dem, was sich selbst 
als Theorie der politischen Erwachsenenbil-
dung versteht, und den ernüchternden Gege-
benheiten der Wirklichkeit erscheint mir 
manchmal unüberbrückbar. Es drängt sich der 
Eindruck auf, als hätte man es mit zwei völlig 
isoliert voneinander existierenden Kommuni-
kationssystemen und Bedingungsrahmen zu 
tun. Wage aber einer, eine politische Bildung 
zu realisieren, die den aufgestellten progressi-
ven Forderungen nicht genügt, dann werden 
ihn die didaktischen, curricularen und theore-
tischen Tugendwächter schon in die Schran-
ken verweisen!

59) Werner Markert, Erwachsenenbildung als Ideo-
logie, München 1973, S. 174 f.



Politische Bildung zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Stellungnahme zu dem Beitrag von Klaus-Peter Hufer

Quellen der Ohnmacht

Wohl selten ist in der „Beilage" zum „Parla-
ment" so nachhaltig und deutlich von der 
„Ohnmacht des Praktikers" in der Politischen 
Bildung gesprochen worden wie in dem Bei-
trag von Klaus-Peter Hufer.

Vor allem werden zwei Quellen der Ohn-
macht angesprochen: zum einen der Wider-
stand, der aus Politik und Verwaltung profi-
lierten Intentionen der Politischen Bildung 
entgegengehalten wird, zum anderen die Art 
der Vorbereitung auf eine Tätigkeit in der 
Politischen Bildung, sowie die Art der Unter-
stützung, die Politische Bildung durch die 
Wissenschaft erfährt. Zwischen diesen beiden 
Schwierigkeiten, mit denen der in der Politi-
schen Bildungspraxis Stehende zu tun hat, be-
steht, so scheint mir, ein Zusammenhang. Ihn 
aufzudecken, bietet zugleich die Möglichkeit, 
einige der Beurteilungen in dem voraufgehen-
den Beitrag auszuweiten, einige aber auch 
einzugrenzen. Einer entsprechenden öffentli-
chen Diskussion kommt exemplarische Bedeu-
tung zu, denn Ohnmacht und Kritik, die in 
der Darstellung des Verfassers Ausdruck fin-
den, können kaum als zufällig und subjektiv 
abgetan werden. Sie verweisen vielmehr auf 
weit verbreitete Empfindungen, die das Po-
tential außerschulischer Politischer Bildung 
beeinträchtigen, wenn sie nicht reflektiert 
und auf ihren realen Gehalt hin befragt wer-
den.

Die Ohnmacht, die hier artikuliert wird, geht 
offensichtlich auf ein Leiden an den institu-
tioneilen Bedingungen zurück. Das klingt 
sehr abstrakt. Aber eine solche abstrakte For-
mulierung erscheint deshalb angebracht, weil 
die konkrete Darstellung der Probleme den 
Eindruck erweckt, als handele es sich um 
eine Misere, in der sich speziell kommunale 
bzw. kreiszugehörige Volkshochschulen be-
finden. Genau besehen ist die Lage bei Volks-
hochschulen mit vereinsrechtlichem Status 
aber durchaus ähnlich. Darüber hinaus kann 
man sagen, daß die signalisierten Struktur-
probleme auch bei anderen Einrichtungen au-
ßerschulischer Politischer Bildung, selbst bei 
Heimbildungsstätten, im Prinzip in gleicher 

Weise, wenn auch in jeweils spezifischen Va-
rianten auftreten 1). Der Entscheidungsspiel- 
raum der Mitarbeiter in der außerschulischen 
Politischen Bildung erweist sich allenthalben 
als nicht beliebig ausschöpfbar. Nicht nur 
Träger setzen hier Grenzen. Auch die An-
sprechbarkeit potentieller Teilnehmer ist be-
grenzt. Indes: wenn wir fragen müssen, wie 
diese Grenzen begründet werden bzw. wo-
durch sie bedingt sind, dann ist dies nicht ein 
Zeichen für die Gefährdung oder gar die Un-
möglichkeit Politischer Bildung, sondern eine 
ihrer Voraussetzungen. Entsprechende Fragen 
sind selbst Bestandteil Politischer Bildung.

Inwieweit ist die von Hufer geschilderte Si-
tuation symptomatisch oder gar repräsenta-
tiv? Er stellt, soweit demographische Daten 
angeführt werden, Arbeitsbedingungen her-
aus, die für regional arbeitendie Volkshoch-
schulen kennzeichnend sind. Es ist auch rich-
tig, daß alles, was über Erwachsenenbildung 
geschrieben wird, meist günstigere städtische 
Arbeitsbedingungen unterstellt. In der Litera-
tur wird gemeinhin ein überschaubareres Re-
krutierungsfeld angenommen, als es in Kreis-
volkshochschulen gegeben ist. Indes betreffen 
die Probleme von Streusiedlungsgebieten die 
Erwachsenenbildung insgesamt, nicht nur die 
Politische Bildung. Was dies für den Ausbau 
des Zweiten Bildungsweges praktisch bedeu-
tet, hat Hufer an anderer Stelle selbst erör-
tert1). Im Falle der Politischen Bildung mag 
erschwerend hinzukommen, daß das Wenige, 
was an Politischer Bildung geschehen kann, 
auf eine Mentalität stößt, die dem emanzipa-
torischen Selbstanspruch von Politischer Bil-
dung wenig Verständnis entgegenbringt. 
Doch sollte man sich vor einem vorschnellen 
Urteil hüten. Ist man heute „auf dem Lande 
konservativer"? Was heißt eigentlich konser-
vativ? Wie legitimiert sich demgegenüber ein 
emanzipatorischer Selbstanspruch? Warum 
fordert er zu Abwehrreaktionen heraus? Sich 

1) Vgl. Außerschulische Politische Bildung, Heft 
2/77, hier vor allem die Beiträge von B. Finkel-
stein, W. Schwarz und B. Witte.
2) K. P. Hufer / D. Micha, Probleme mit Schulab-
schlüssen. Chancen der Weiterbildung, in: Neue 
Unterrichtspraxis 7/1978.



mit derartigen Fragen auseinanderzusetzen, 
führt weiter als bloße Klage und Kritik über 
die Grenzen, vor die sich Politische Bildung 
gestellt sieht.

Es ist ernst zu nehmen, wenn empirische Un-
tersuchungen herausstellen, daß das Zusam-
menwirken von Siedlungsstruktur und Bil-
dungsvergangenheit die „Weiterbildungsdich-
te" nachteilig beeinflußt3). Es klingt auch 
plausibel, wenn gesagt wird, daß außerhalb 
der Ballungsgebiete Konservatismus und Au-
toritarismus als Konsequenz der Sozialisati-
onsbedingungen besonders spürbar werden. 
Derartige Hinweise auf Sozi

4

alisationsfaktoren 
und Lernvergangenheiten sind auch von mir 
des öfteren in die Diskussion eingebracht 
worden ). Indes sollte dieses Argument wie-
der einmal auf seine Stichhaltigkeit hin über-
prüft werden; immerhin liegen die Unter-
suchungen, auf die sich die Argumentations-
kette von der schichtspezifischen Sozialisation 
stützt, einige Zeit zurück. Inzwischen hat sich 
manches sowohl an der Bildungsorganisation 
als auch an den Erziehungsnormen geändert. 
Diese Veränderungen mögen in kleinen Ge-
meinden weniger schnell wirksam werden als 
in Städten. Deren „Urbanität" wird aber auch 
häufig überschätzt. Zumindest sollte man die 
Beurteilung des Stadt-Land-Gefälles nicht ein-
rasten lassen. Die Quantitätsprobleme müssen 
nicht zwangsläufig zu Qualitätsproblemen 
werden, wenn das Angebotsvolumen nur aus 
wenigen Kursen besteht.

3) Neuerdings wieder: W. Schulenberg u. a., Soziale 
Faktoren der Bildungsbereitschaft, Stuttgart 1978.
4) H. Tietgens / J. Weinberg, Erwachsene im Feld 
des Lehrens und Lernens. Braunschweig 1971; H. 
Tietgens, Wie Erwachsene lernen, in: Unterrichts-
wissenschaft 3/1975.

5) Dies gilt auch für den am meisten in der Offent- 
lichkeit diskutierten Fall der Ausladung von Luise 
Rinser in Gerlingen.

Worauf es also ankommt, ist, eine Entwick-
lung zu fördern, eine Tendenz, die dazu ver-
hilft, sich von Konventionalismus und Autori-
tarismus abzusetzen. Eine solche Intention 
ließe sich mit dem emanzipatorischen Anspruch 
Politischer Bildung in Einklang bringen. War-
um es nicht zu einer Realisierung dieser In-
tention kommt, schildert der Verfasser des 
voraufgegangenen Beitrags sehr eindringlich. 
Als Haupthinderungsgrund erscheint das Ge-
flecht von Politik und Verwaltung vor Ort. In 
ihm verstricken sich die „reinen" Absichten 
derer, die eine Politische Bildung betreiben 
wollen, deren Ziele von den Hochschulen 
theoretisch vorgegeben sind. Kreisausschuß 
oder Kreisverwaltung blockieren einen kon-
zeptionellen Ansatz, versuchen zu verhindern, 
daß dem Prinzip gefolgt wird, bei der Betrof-
fenheit der Adressaten anzusetzen. Zumindest 
suggerieren sie, Vorsicht bei der Planung 

walten zu lassen. Sie erscheinen so als Hort 
konservativen Denkens und Handelns, und 
zwar relativ unabhängig von ihrer Parteizuge-
hörigkeit. Sie lassen den in der Politischen 
Bildung Tätigen Erfahrungen machen, die zu 
einer „inneren Zensur" führen.

Ein solcher Vorwurf ist auch anderwärts zu 
hören. Trifft er die Wirklichkeit, das heißt, si-
gnalisiert er eine verbreitete Tendenz, ist es 
schlecht bestellt um demokratisches Bewußt-
sein und demokratische Strukturen. Es ver-
wundert deshalb nicht, daß sich auch allent-
halben Gegenstimmen zitieren lassen, die sich 
gegen den Vorwurf von Restriktion gegen-
über der Politischen Bildung verwahren. Wie 
man votiert, hängt von den Beurteilungsmaß-
stäben ab, die man an die Wirklichkeit an-
legt. Diese Maßstäbe sind Ergebnis eines So-
zialisationsprozesses. Sie sind deshalb häufig 
generationsspezifisch. Um dies zu konkreti-
sieren: wer wie der Verfasser dem Jahrgang 
1922 angehört, für den ist es schon ein „Fort-
schritt", daß eine Kritik an Restriktionen laut 
werden, daß darüber eine öffentliche Ausein-
andersetzung stattfinden kann. Dies war we-
der in den 30er noch in den 50er Jahren „er-
laubt". Diese biographische Anmerkung mag 
meine Perspektive verdeutlichen. Sie sollte 
aber mehr sein als historische Reminiszenz 
und tatsächlich vorhandene Probleme nicht 
leugnen lassen.

Wo liegen diese nun? Man wird diese Frage 
auf drei Ebenen diskutieren müssen, auf der 
konkreter Beispiele, auf der institutioneller 
Rahmenbedingungen und auf der des gesell-
schaftlichen Klimas. Die Fälle, die als Zeichen 
der Einschränkung der Lehrfreiheit zitiert 
werden, überzeugen bei unbefangener Sicht-
weise kaum. Bei genauerem Kennenlernen 
liegen sie um einiges anders, als sie in der 
Presse und in Zeitschriften dargestellt wer-
den5). Außerdem erscheinen sie zumindest an 
der Oberfläche als Ausnahmefälle. Von sol-
chen politisches Denken und Handeln abzu-
leiten, entspricht zwar den Maximen eines 
der einflußreichsten Theoretiker (un)politi- 
schen Handelns — Carl Schmitt. Als Kronzeu-
ge für die Gefährdung der Demokratie läßt 
sich dieser schillernde Apologet des Dezisio- 
nismus und des totalitären Staates aber wohl 
kaum heranziehen.
Problematischer erscheint die Lage auf der 
Ebene des Institutioneilen. Man stößt dann 
auf die Aussage des nordrhein-westfälischen 
Kultusministers: „Das Recht auf selbständige



Lehrplangestaltung für Weiterbildungsein-
richtungen schließt Eingriffe des Trägers bei 
der Lehrplangestaltu

6
ng nicht grundsätzlich 

aus." ) Das harte Wort „Eingriffe" dürfte 
ebenso bewußt gewählt sein wie die weiche 
Formulierung „selbständige Lehrplangestal-
tung schließt nicht grundsätzlich aus". Im-
merhin steht im Hintergrund ein anderer 
Grundsatz: „Der Träger legt nach Anhörung 
seiner Weiterbildungseinrichtung die Grund-
sätze für die Arbeit fest. Im Rahmen dieser 
Grundsätze hat die Weiterbildungseinrich-
tung das Recht auf selbständige Lehrplange-
staltung."

So heißt es in der Mustersatzung, die eben 
der Kultusminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen nach § 4 Absatz 4 des „Ersten Ge-
setzes zur Ordnung und Förderung der Wei-
terbildung" herausgegeben hat. Danach er-
scheint ein „Eingriff" einerseits nur mit 
schwerwiegender Begründung gerechtfertigt, 
andererseits aber kann er ohne weiteres aus 
Divergenzen in der Interpretation von Grund-
sätzen abgeleitet werden. Des weiteren wird 
man bei einer Lagebeurteilung jeweils zu fra-
gen haben: wer ist der Träger, wie versteht 
er seine Aufgabe und was motiviert zu Ein-
griffen?

Die zitierte Äußerung des Kultusministers be-
zog sich auf einen Streitfall an einer Volks-
hochschule. Dies war nicht zufällig. Bei ande-
ren Erwachsenenbildungsinstitutionen ist die 
Unterscheidbarkeit von Träger und Einrich-
tung kaum so deutlich wie bei kommunalen 
Volkshochschulen. Außerdem könnte auf par-
lamentarischer Ebene auch kaum der Fall ei-
nes anderen Trägers in gleicher Weise disku-
tiert werden. Denn Träger, die sich die freien 
nennen, wachen begreiflicherweise über ihre 
Freiheit als Träger. Und wer will sie daran 
hindern, zu bestimmen, was in „ihren" Er-
wachsenenbildungseinrichtungen geschieht 
und was nicht? In Frage gestellt werden kann 
höchstens, ob sie an den gesetzlich anerkann-
ten öffentlichen Mitteln partizipieren, wenn 
ihre Satzung bzw. ihr praktisches Verhalten 
nicht den gesetzlichen Regelungen entspricht. 
Zudem werden „Eingriffe" bei verbandsgetra-
gener Erwachsenenbildung auch kaum in ei-
ner Weise öffentlich werden, die zu einer par-
lamentarischen Verhandlung führen würde. 
Weil die Öffentlichkeit der Volkshochschulen 
parlamentarisch verankert ist, besteht für sie 
eine besondere Situation.

Diese besondere Situation bedeutet Chance 
und Gefahr zugleich. Nur die Gefahren zu be-
tonen, wie dies in dem voraufgegangenen 
Beitrag geschieht, bessert die Lage für die Po-
litische Bildung nicht gerade. Er übersieht, 
daß bei einer kommunalen oder Kreiseinrich-
tung Entscheidungsprozesse transparenter 
werden als dies anderwärts möglich ist. Ver-
waltungen, Ausschüsse, Parteigremien kön-
nen auf die Dauer nicht unabhängig von der 
Öffentlichkeit schalten und walten. Richtig 
ist, wenn Hufer darauf verweist, daß der Mit-
arbeiter der Volkshochschule, auch wenn er 
seine Aufgabe als eine politische versteht, die 
Öffentlichkeit nicht von sich aus unmittelbar 
mobilisieren kann. Es widerspricht aber dem 
heute üblichen Emanzipationspathos, wenn er 
sie nicht für mobilisierbar hält. Und auf unab-
änderliche Mehrheiten und Minderheiten auf 
lokaler Ebene zu verweisen, greift zu kurz. 
Weder sind Parteien monolithische Blöcke, 
noch sind Minderheiten von vornherein öf-
fentlich uninteressant. Wenn dies bzw. wo 
dies aber der Fall ist, muß man sich fragen, 
ob nicht die Politische Bildung selbst zu ei-
nem Zustand geführt hat, dessen restriktive 
Folgen sie nun beklagt7).

6) Drucksache 8/1112 des nordrhein-westfälischen 
Landtags. Zitiert aus DVV-Informationen, Folge 25, 
März 1977.

7) Angesichts der Polarisierungstendenzen, die das 
politische Klima in den letzten Jahren bestimmt 
haben und von denen noch zu sprechen sein wird, 
sind auch Tendenzen zu beobachten, Wirklichkeits-
interpretationen, die nicht denen entsprechen, die 
die lokal vorherrschenden sind, mundtot zu ma-
chen. Wenn aber beispielsweise wieder die Neigung 
anzutreffen ist, einer oppositionellen Auffassung 
von vornherein ein Abweichen vom Grundgesetz 
zu unterstellen, so ist dies unter anderem auch 
durch die Art herausgefordert, wie über die 
„FDGO" gesprochen worden ist.

Wir stoßen damit, wie ich meine, auf einen 
Kern der Problematik. Er wird auch von Hu-
fer angesprochen, wenn er den verbalen An-
spruch der Theoretiker der Erwachsenenbil-
dung zitiert und kritisiert, daß er angesichts 
der realen Arbeitsbedingungen nicht einlösbar 
erscheint. Dies ist aber nur ein Aspekt der Pro-
blematik. Er zieht weitere nach sich, die allzu 
selten in die theoretische Reflexion einbezo-
gen werden. Man sollte sich doch fragen, 
warum gibt es das eigentlich, was Hufer be-
schreibt: die Vorbehalte gegenüber einer Poli-
tischen Bildung, wie sie derzeit weithin von 
ihren Protagonisten verstanden wird und die 
schließlich zu mancherlei Restriktionen im 
Vorfeld führen, ohne daß „Eingriffe" im un-
mittelbaren Sinn stattfinden. Sind Verwal-
tungsvertreter und Kommunalpolitiker gebo-
rene Konservative? Sind sie von Natur aus so 
behutsam und so wenig risikofreudig? Oder 
was hat sie dazu gebracht, Politischer Bildung 



eher bremsend als fördernd entgegenzutreten? 
Sind sie vielleicht kopfscheu geworden?

Ich meine, sie haben im letzten Jahrzehnt 
Anlaß genug dazu gehabt. Die Art und Weise, 
wie sich Politische Bildung theoretisch prä-
sentiert, wie sie in dieser Zeit ihre Zielvor-
stellungen verkündet hat, mußte viele derer 
in Sorge versetzen, die Verantwortung für ein 
Gemeinwesen übernommen haben. Sie wur-
den herausgefordert, ein scheinbar überholtes 
Staatsverständnis zu mobilisieren. Sie konnten 
sich wieder in der Rolle derer gerechtfertigt 
sehen, die jenseits des Streits für Ordnung 
und Kontinuität eintreten. Man versetze sich 
einmal in ihre Lage, man höre einmal mit ih-
ren Ohren, wenn die Zielbegriffe Politischer 
Bildung wiederholt werden: Emanzipation, 
Konfliktorientierung, Parteilichkeit oder Par-
teinahme, Interessendurchsetzung, Handlungs-
orientierung, die Kritik an der Folgenlo- 
sigkeit Politischer Bildung in der Vergangen-
heit, das Pochen auf Rechte, die Suche nach 
Betroffenheit bei Extremfällen, die Entlarvung 
von Herrschaftsverhältnissen 8). Dies alles ist 
demokratisch legitim. Die Frage aber ist, in 
welcher Form und welcher Ballung man diese 
Zielbegriffe vorbringt. Die verbalen Kraftakte, 
mit denen Politische Bildung aufgetreten ist, 
haben schließlich nur noch ihre Mißachtung 
von Pflichten und den Vorwurf der „Loyalitäts-
beschaffung" erkennen lassen. Der Kommunal-
politiker mag sich dann fragen: Wird so De-
mokratie gewährleistet, wird sie es nicht doch 

eher durch das, was ich selbst ohne viele gro-
ße Worte tue, durch meine mühselige Klein-
arbeit, unter Opferung von Zeit, beständigem 
Arger, im Denken an das „Ganze"?

Es ist zuzugeben: dieses Bild ist überzeichnet. 
Weder ist Politische Bildung allenthalben so 
aggressiv, noch sind Kommunalpolitiker je-
weils so altruistisch. Nur darf es nicht ver-
wundern, wenn ein solches Bild sich in den 
Köpfen derer festgesetzt hat, die vor Ort ein 
Wort mitzureden haben, wenn die kommunale 
Erwachsenenbildungseinrichtung ihr Pro-
gramm und damit auch das der Politischen 
Bildung vorlegt. Und dieses Bild, diese Ausle-
gung, ist so abwegig nicht, wenn man be-
denkt, was der Politischen Bildung auf die 
theoretische Fahne geschrieben worden ist. 
Wenn die „episch breite akademische Diskus-
sion der Didaktiker, Methodiker, Curriculum- 
Entwickler und Revisoren" kritisiert wird, so 
trifft dies die Realität nicht genau. Zur Ent-
wicklung von Curricula ist für die außerschu-
lische Politische Bildung nicht gerade viel 
beigetragen worden. Dem widerstanden Theo-
rie und Wirklichkeit gleichermaßen. Ein Kli-
ma, in dem Restriktionen nicht als etwas Un-
gewöhnliches erscheinen und das die Reali-
sierung einer politischen Bewußtseinsbildung 
erschwert hat, ist vielmehr durch die gesell-
schaftskritische Ansprüchlichkeit der Politi-
schen Bildungstheorie herausgefordert wor-
den.

Kritik und Kommunikation als zentrale Kategorie 
außerschulischer Politischer Bildung

Nun gehört Kritik zum Gelingen von Demo-
kratie. Und wenn Politische Bildung zu einer 
weitergehenden Demokratisierung beitragen 
will, so ist dies durchaus legitim. Aber weder 
Art der Kritik noch Verständnis von Demo-
kratie können beliebig sein, wenn Politische 
Bildung im Sinne dieses Selbstverständnisses 
wirken will. An dem Unbehagen, an der Kri-
tik gegenüber bestehenden Zuständen hat Po-
litische Bildung außerhalb der Schulen schon 
immer anknüpfen müssen, wenn sie Resonanz 

finden wollte. Und auch die Existenz von 
Konflikten konnte sie nicht leugnen, selbst 
wenn sie es gewollt hätte. Etwas anderes ist 
es aber, wenn Kritik zum alleinigen didakti-
schen Organisationsprinzip gemacht wird und 
wenn im Konflikt das allein bestimmende, 
konstituierende Merkmal der Gesellschaft ge-
sehen wird. Gerade für eine Demokratie we-
sentliche Dimensionen gesellschaftlicher 
Wirklichkeit kommen dann nicht mehr in den 
Blick. Verfahren der schrittweisen Kompro-
mißfindung stehen a priori unter Verdacht, 
nichts als die Durchsetzung der Macht mit 
verbalen Mitteln zu sein. Die Suche nach dem 
fallweisen Konsens unter Beachtung unter-
schiedlicher Prämissen wird unglaubwürdig. 
Ja, es werden im Namen von Selbstbestim-
mung und Mitbestimmung — ohne daß diese 

8) Noch heute wirkt eine Serie von Beiträgen nach, 
die 1970 und 1973 erschienen sind. Zu ihnen ge-
hören vor allem: J. Kolb, Die Parteilichkeit der 
Politischen Bildung, HBV 4/1970; E. Klein/E. 
Weick, Anmerkungen zur Diskussion einer Theorie 
der Erwachsenenbildung HBV 4/1970; G. Kadel- 
bach/E. Weick, Politische Erwachsenenbildung und 
politisches Interesse, HBV 1/1973.



Zielwerte diesseits eines vagen Solidaritäts-
begriffs aufeinander abgestimmt wären — 
Verhaltensweisen prämiert, die das Erwach-
senwerden behindern, insofern dazu auch im-
mer die Bereitschaft zur sozialen Selbstver-
pflichtung gehört, das heißt: zur Übernahme 
von Pflichten, die zu übernehmen nicht von 
vornherein gewünscht wird, ohne die aber ein 
Zusammenleben auf die Dauer nicht möglich 
ist. Gerade die heute viel verschrieenen „bür-
gerlichen Tugenden" sind unentbehrlich, 
wenn mehr Humanisierung und Lebensquali-
tät erreicht werden sollen.

Um es zu wiederholen: keinem der genannten 
Zielwerte kann eine Berechtigung abgespro-
chen werden. Nur müssen sie in Relation zu 
anderen und damit in ihrer Relativität gese-
hen werden. In ihrer spezifischen Bündelung 
jedoch, in der sie in den letzten Jahren in die 
Diskussion gebracht worden sind, gaukeln sie 
Wunschwelten vor und klammern aus, was 
gerade auch für ein Verwirklichen demokrati-
scher Zielvorstellungen erreicht werden muß: 
die Fähigkeit, sich selbst zu verwalten, auf 
längere Sicht planen zu können, oder altmo-
disch, aber vielleicht doch alarmierend ausge-
drückt: das politische Ethos.

Es kann an dieser Stelle nicht im einzelnen 
auf die gängigen, vor allem in der außerschu-
lischen Politischen Bildung wirksamen Theo-
rien mit ihren Implikationen eingegangen 
werden. Stellvertretend mag hier der Rück-
griff auf einen Satz stehen, den Hufer zitiert 
und mit dem er eine heute weithin vorherr-
schende theoretische Position signalisiert. Der 
Satz stammt von Hermann Giesecke, also im-
merhin einem der gemäßigteren unter den 
Verfechtern einer Politischen Bildung, die 
über dem Emanzipationswillen die Komplexi-
tät von Gesellschaft aus den Augen verloren 
haben: „Politische Bildung ist nicht neutral, 
sondern selbst ein Stück eigentümlicher poli-
tischer Tätigkeit: sie ist für die Interessen des 
Lehrlings, des Arbeiters, des „Sozialfalls", 
und somit folgerichtig gegen die Interessen 
des Meisters, des Unternehmers, der Fürsor-
gebehörde, der Schulbehörde usw., allgemei-
ner: sie ist für die Interessen und Bedürfnisse 
des jeweils Schwächeren, Ärmeren, Unterpri-
vileg 9ierten." )

Wenn gegen eine solche Hypothese argumen-
tiert wird, so meist mit der Frage, wer denn 
so genau willen will, was die Interessen und 
Bedürfnisse der jeweils Schwächeren, Ärme-
ren, Unterprivilegierten sind. Ein noch gra-

vierender Einwand scheint mir indessen zu 
sein, inwiefern denn ein „Für" zugleich „fol-
gerichtig" ein „Gegen" mit sich bringt. Eine 
solche scheinbar schlüssige, aber lineare, 
letztlich polarisierend unaufhebbare Gegen-
sätzlichkeit unterstellende Denkfigur findet 
sich allenthalben zur Begründung der Inten-
tionen Politischer Bildung. Ohne eine solche 
Prämisse ist das „Folgerichtige" aber nicht 
einzusehen. Vor allem entspricht es nicht der 
Dialektik gesellschaftlicher Wirklichkeit.

Es ist diese antagonistische Rigidität, undeut-
lich vermischt mit einer moralischen Rigidität 
durch die Politische Bildung sich in eine Kon-
frontation hineinmannövriert hat, die sie sehr 
leicht bei denen subversiv erscheinen läßt, 
die sich für die Kontinuität der politischen 
Entwicklung verantwortlich fühlen können. 
Diese „Pragmatiker" unterliegen dann, unab-
hängig von ihrer parteipolitischen Couleur, 
aus der Sicht der „anspruchsvollen" Politi-
schen Bildung dem Verdikt des Konservati-
ven, ohne daß man sich der Mühe unterzie-
hen würde, darüber nachzudenken, welche 
Funktionen konservatives Denken und Han-
deln erfüllt und wie sehr man dieses Denken 
und Handeln bei denen sich versteifen läßt, 
die nicht ohne weiteres zu einer theoriebe-
stimmten Gesinnungsgenossenschaft bereit 
sind. Im Zuge der sich selbst erfüllenden Pro-
phezeiung sollen sie zu einem Verhalten ge-
drängt werden, das sie schließlich nicht mehr 
als demokratisch ausweist. Das Denkschema 
von Entweder-Oder, Freund und Feind trägt 
seine Früchte.

Kommt auf diesem Hintergrund eine Tendenz-
wende so unerwartet? Sie hat sich inzwi-
schen in der Literatur zur Politischen Bildung 

10selbst deutlich bemerkbar gemacht ). Für 
den außerschulischen Bereich bietet sie indes-
sen wenig Anreize. Mit den Postulaten von 
Freiheit und Menschenwürde ist nicht an die 
Probleme heranzukommen, deretwegen Her-
anwachsende und Erwachsene sich für Politi-
sche Bildung interessieren können. Ein Aus-
tausch mehr oder weniger hehrer Begriffe 
führt nicht weiter. Wenn ihr Realitätsbezug 
nicht sichtbar wird, verführen sie eher zum 
Zynismus. Warum ist es eigentlich so schwer, 
von der Ebene des Pathos herunterzukommen, 
wenn es in deutschen Landen um Politische 
Bildung geht? Warum sucht man nach „letz-
ten Gründen", die in ihrer Abstraktion den

10) Deutlich bei: D. Grosser/M. Hättich/H. Ober- 
reuter/B. Sutor, Politische Bildung. Grundlagen 
und Zielprojektionen für den Unterricht an Schulen, 
Stuttgart 1976, ein Konzept, das nicht nur auf die 
Schule bezogen verstanden werden kann.

9) H. Giesecke, Didaktik der Politischen Bildung. 
München 1974, S. 127.



Hochschulabsolventen geläufig sein mögen, 
die die Mehrheit der Adressaten der Politi-
schen Bildung entweder nicht nachzuvollzie-
hen vermag oder die in grobschlächtiger 
Vereinfachung zur Demagogie geraten? Gibt 
es nicht Alltagsprobleme genug, die zu be-
wältigen Interesse besteht, für deren Ein-
schätzung man allerdings etwas wissen 
muß?

Nun wird heute Wissensvermittlung in der Po-
litischen Bildung nicht gerade hochgeschätzt. 
Eher wird eine Irrelevanz des Wissens gegen-
über dem Handeln suggeriert. Vielfach 
scheint man auch zu meinen, daß ein Erwerb 
von Kenntnissen für die Erwachsenenbildung 
etwas Anstrengendes, ja, nicht Zumutbares 
ist. Indes hat es außerschulische Politische 
Bildung mit Menschen zu tun, die keine unbe-
schriebenen Blätter sind: sie verfügen über 
ein politisches Alltagswissen, das sie sich 
funktional ohne ausdrückliche Lernprozesse 
angeeignet haben. In dieses Alltagswissen 
ordnet man die Informationen ein, die über 
die Medien des öffentlichen Lebens angebo-
ten werden. Das Verstricktsein mit der Um-
welt wird in Orientierungsmustern zurechtge-
legt. Diese Deutungen fungieren als Bewälti-
gungsmittel in der Lebensauseinandersetzung. 
Insofern vollzieht sich mit ihnen etwas natur-
wüchsig, was Politische Bildung in reflektier-
ter Form vermitteln will. Es könnte daher 
ihre Wirksamkeit stützen, wenn sie von dem 
politischen Alltagswissen ausgeht, das ihre 
Adressaten mitbringen. Mit einer solchen An-
nahme ist auch das begründet, was heute als 
Zielgruppenarbeit bezeichnet wird. Sie bleibt 
aber vielfach vordergründig an sozialbiogra-
phischen Daten ausgerichtet, weil zu wenig 
darüber bekannt ist, woraus das jeweilige po-
litische Alltagswissen besteht, wovon die je-
weiligen Deutungsmuster geprägt sind.

An diese Deutungsmuster anzuknüpfen, er-
scheint als eine Aufgabe politischer Erwach-
senenbildung, die noch zu wenig in ihren 
Chancen erkannt, in ihren Voraussetzungen 
untersucht und in ihren Problemen reflektiert 
ist. Dies dürfte ein Grund sein, warum die Be-
troffenheit zwar immer wieder als didaktisch-
methodischer Richtwert zitiert, aber ver-
gleichsweise selten in der Politischen Bil-
dungspraxis erfahren wird. Allzu oft meint 
der Veranstalter, der Planende, der Teamer, 
zu wissen, was betroffen macht und muß 
dann feststellen, daß er am Erwartungshori-
zont seiner Adressaten vorbeiagiert, daß er 
ihre Deutungsmuster nicht getroffen hat. Dies 
gilt sowohl im Hinblick auf die Themenaus-
wahl, wenn ein Programm zusammengestellt 
wird, als auch für die didaktischen Angänge, 

für die man sich bei einer bestimmten Veran-
staltung entscheidet. So gelten beispielsweise 
spektakuläre Ereignisse oder ein Versagen öf-
fentlicher Instanzen, von denen bestimmte Be-
völkerungsgruppen in Mitleidenschaft gezo-
gen werden, als Indikatoren des Betroffen-
seins. Ob es aber nicht viel verborgenere Zu-
mutungen und Verunsicherungen sind, die für 
das bereitmachen, was Politische Bildung ver-
mitteln kann, bleibt unreflektiert.

Es dürfte ein gegenwärtig besonders weit ver-
breitetes Mißverständnis sein, zu meinen, Be-
troffenheit ließe sich aus theoretischen Ent-
würfen ableiten. Damit wird psychische und 
soziale Realität in einer Weise trainiert, de-
ren Folgen dem entgegenstehen, was Politi-
sche Bildung nach ihren meist bekundeten In-
tentionen bezweckt. Das emanzipatorische Po-
tential wird so eher verschüttet als freigelegt. 
Wer Politische Bildung professionell vertritt, 
steht mit seiner aus theoretischen Entwürfen 
abgeleiteten Selbstgewißheit seinen eigenen 
Zielen im Wege. Er vermag den vielberufenen 
Diskurs nicht einzuleiten, den Pegel der Be-
troffenheit nicht auszuloten, weil er dazu 
neigt, Situationsdefinitionen aus seiner eige-
nen Gesellschaftsinterpretation zu deduzieren, 
bevor er zu eruieren versucht, mit welchen 
Situationsdefinitionen seine Adressaten Pro-
bleme gewichten oder seine Teilnehmer sich 
Probleme zurechtlegen. Es kommt dann zu ei-
nem Aneinandervorbeiplanen und zu einem 
Aneinandervorbeireden. Der Vorsatz eines 
kommunikativen Vorgehens bleibt ein nicht 
eingelöster Anspruch, wobei die Selbstgewiß-
heit dazu verführt, die Gründe des Mißlingens 
in den Verhältnissen und nicht im Ansatz zu 
suchen.

Es ist allerdings auch noch auf einen anderen 
Zusammenhang zu verweisen, der daran ge-
hindert hat, in der Politischen Bildung einen 
Problemzugang zu verfolgen, der neuerdings 
als Deutungsmusteransatz bezeichnet wird. 
Bei der Einführung der Politischen Bildung in 
der Bundesrepublik hat die Auseinanderset-
zung mit der jüngsten Vergangenheit und da-
mit die Distanzierung von totalitären Syste-
men eine große Rolle gespielt. Zugleich be-
deutete dies eine Auseinandersetzung mit ge-
schichtlich verhängnisvoll wirkenden Vorur-
teilen. Die Kritik an den Vorurteilsmechanis-
men hat aber übersehen lassen, auf welche 
allgemein angewendeten Strategien der Le-
bensbewältigung sie zurückgehen. Noch heu-
te führt diese „Vorgeschichte" dazu, sich 
Deutungsmuster starrer vorzustellen als sie 
tatsächlich sind. Zweifellos kommt Politische 
Bildung, will sie das Realitätsbewußtsein er-
höhen, nicht daran vorbei, Deutungsmuster zu 



differenzieren. Indes wäre es im Interesse 
ihrer Wirksamkeit, dies ohne intellektuellen 
Hochmut einzuleiten, der sich an der Unzuläng-
lichkeit und der Grobschlächtigkeit der Deu-
tungsmuster „der anderen" weidet. Es kann 
nicht darum gehen, ein Besserwissen durchzu-
setzen. Ziel kann nur sein, Daseinsinterpreta-
tionen der gesellschaftlichen Wirklichkeit an-
zunähern. Nur dann läßt sich auch Kritik an 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit verankern, 
hilft sie dazu, unterscheiden zu lernen, Bedin-
gungen und Folgen zu erkennen. Andernfalls 
ist die Tendenz nicht aufzuhalten, vom histo-
risch-gesellschaftlichen Kontext abgehobene 
Alternativen zu postulieren, die eher die Fru-
strationen vermehren als ein Veränderungs-
potential wirksam machen.

Ein Sich-einlassen auf die Deutungsmuster 
kann sehr wohl auch eine Prämisse in neuem 
Licht erscheinen lassen, die der Politischen 
Bildung gegenwärtig selbstverständlich zu 
sein scheint, die aber auch die Schwierigkei-
ten zum Teil begründet, von denen der vor-
aufgehende Beitrag einen Eindruck vermite lt. 
Ich meine das Postulat, handlungsorientiert 
zu sein. Solange eine solche Forderung von 
etablierten Instanzen kam, also in den 50er 
und Anfang der 60er Jahre, hat sich Politi-
sche Bildung erfolgreich gegen ein unvermit-
teltes Handlungsverlangen, etwa in der Form 
des Eintritts in eine Partei, verwahrt. Seit 
Ende der 60er Jahre hat sie dann selbst Hand-
lungsorientierung zu einem Leitprinzip erho-
ben. Nunmehr allerdings unter dem Vorzei-
chen eines Kampfes gegen das Etablierte. Po-
litische Bildung erscheint so als Mobilma-
chung nicht organisierter Opposition. Auf 
dem Hintergrund der üblichen Diktion von 
Veröffentlichungen mag eine solche Formu-
lierung etwas befremdlich erscheinen oder 
gar ungerecht. Sie soll nur verdeutlichen, 
welches Bild Politische Bildung von sich 
selbst bei denen hervorruft, die sich nicht 
von vornherein mit ihr identifizieren. Subtile 
Unterscheidungen, die gegenüber Bürgerini-
tiativen betont werden, ändern nichts daran, 
daß eine Politische Bildung, die auf Hand-
lungsorientierung besteht, den wohlberechtig-
ten Leitsatz, Unruhe sei die erste Bürger-
pflicht, in einer Weise verabsolutiert, daß 
darüber die Kommunikationsbasis mit ihr ver-
lorengeht.

Diese Bemerkung soll hier nicht weiter auf 
das Problem der Träger und der Lehrfreiheit 
bezogen, sondern im Hinblick auf die Adres-
saten Politischer Bildung, auf ihren Erwar-
tungshorizont und ihre Orientierungsmuster 
erörtert werden. Auf den ersten Blick mag es 
plausibel erscheinen, den Bedingungsfaktor 

Betroffenheit mit dem Verfahrensprinzip der 
Handlungsorientierung zu koppeln. Es er-
scheint einleuchtend, daß man in erster Linie 
dann bereit ist, sich mit politischen Proble-
men zu beschäftigen, wenn man eigenständig 
etwas zu ihrer Lösung beitragen kann. War-
um sollte man sich der Mühe unterziehen, 
wenn nicht auch etwas „dabei heraus-
kommt''? Nur fragt es sich, ob nicht vor-
schnell unterstellt wird, als ein solches Her-
auskommen werde nur etwas angesehen, was 
Produkt von Aktion ist, nicht aber zum Bei-
spiel eine größere kommunikativ gewonnene 
Klarheit darüber, warum man sich bei einer 
Wahl so oder anders entscheidet.

Mit anderen Worten: Außerschulische Politi-
sche Bildung, die sich ausdrücklich oder gar 
ausschließlich handlungsorientiert versteht, 
schränkt ihren Adressatenkreis von vornher-
ein ein. Es werden nur die angesprochen, für 
die Handlungsorientierung einen Aufforde-
rungscharakter hat. Wie weit dieser reicht, 
wissen wir nicht. Dafür fehlt es an einer Ana-
lyse von Deutungsmustern. Immerhin scheint 
aber die Vermutung nicht völlig aus der Luft 
gegriffen, daß es neben dem Erwartungstypus, 
der Politische Bildung nur für sinnvoll hält, 
wenn sie Konkretes, Betreffendes bewirkt, 
auch den Typus gibt, der gegenüber der Poli-
tik von außen betrachtet eine Konsumenten-
haltung eini mmt ). Eine solche Einstellung 
ist insbesondere bei älteren Menschen zu be-
obachten, die denn auch in Veranstaltungen 
Politischer Bildung kaum zu finden sind. Dies 
muß aber nicht ein Zeichen durchgängigen 
Desinteresses sein. Es kann darin auch eine 
Reaktion auf den Angebotstypus Politischer 
Bildung gesehen werden. Warum sollte es 
nicht Menschen geben, die nicht auf politi-
sches Handeln erpicht sind, die sich aber 
nichtsdestoweniger über Information und Dis-
kussion mit politischen Problemen zu befas-
sen bereit sind, vorausgesetzt, daß sie auf 
eine Weise angesprochen werden, die sie 
selbst für ansprechend halten. Die Art der 
Ansprechbarkeit aber ist nicht unabhängig 
von den Orientierungen, mit denen sie sich 
ein Bild von der gesellschaftlichen Wirklich-
keit machen, wobei dieses Bild aber nicht so 
verfestigt ist, daß man darüber nicht „mit 
sich reden" ließe.

11) Daß es besonderer und zum Teil auch proble-
matischer Mittel bedarf, aus der Konsumentenhal-
tung herauszuführen, hat die Sendefolge „Holo-
caust" gezeigt, wozu F. J. Raddatz in der „Zeit" 
vom 9. 3. 79 etwas zugespitzt, aber ernstzunehmend 
schreibt: „Schamwirkung hätte ich mir anders vor-
gestellt. Eine politische Diskussion auch. Ergrif-
fenheit mag sein. Für mich ist es Sportpalast 
andersrum."



Demokratieverständnis und Handlungsorientierung

Es wird heute meist eingewendet, daß die Be-
dürfnisse des politischen Konsumenten durch 
die Mas

12
senmedien, insbesondere durch das 

Fernsehen, weitgehend abgedeckt werden ).  
Im Vergleich zu vergangenen Zeiten ist die-
ser Einwand sicherlich ernstzunehmen. Be-
denkt man aber, mit welchen kleinen Grup-
pen es Politische Bildung in allen Fällen zu 
tun hat, fragt es sich, ob sich nicht auch sol-
che kleinen Gruppen zusammenfänden, die 
über die Art des Informationsbedürfnisses 
hinaus, das durch die Massenmedien abgesät-
tigt wird, ein Kommunikationsbedürfnis ge-
genüber politischen Problemen einbringen. 
Dieser Möglichkeit nachzugehen, erscheint 
angebracht. Immerhin wirft die Handlungs-
orientierung Politischer Bildung Probleme ih-
res Demokratieverständnisses auf und außer-
dem ist das Verhältnis von Politischer Bil-
dung und Aktion auch aus bildungstheoreti-
scher und lernwissenschaftlicher Sicht nicht 
so unproblematisch, wie es derzeit dargestellt 
wird.
Wenn sich Politische Bildung als Beitrag zur 
demokratischen Bewußtseinsbildung, ja als 
Antriebsmoment eines Demokratisierungspro-
zesses versteht, wird man erwarten dürfen, 
daß die unterschiedlichen Demokratiever-
ständnisse in den Angeboten Politischer Bil-
dung ihren Niederschlag finden. Diese von-
einander differenzierenden Demokratiever-
ständnisse zeigen sich vor allem daran, daß 
die Reichweite von Erkennungsmerkmalen 
der Demokratie unterschiedlich eingeschätzt 
wird. Es gibt diejenigen, die Demokratie als 
ein Organisationsprinzip ansehen, das nur für 
den politischen Bereich im engeren Sinne 
„passend" ist; es gibt andere, die von Demo-
kratie als Lebensform sprechen, womit sie 
Ausprägungen von'Selbst- und Mitbestimmung 
meinen, die in verschiedenen Lebensbereichen 
eine je eigene, den Bereichen angemessene 
Struktur annehmen; und es gibt diejenigen, 
die eine die Gesellschaft insgesamt einheit-
lich durchdringende Organisationsform an-
streben, die sich in der direkten Wahl manife-
stiert. Diese unterschiedlichen Interpretatio-
nen des Demokratie-Begriffs spiegeln sich 
auch in der theoretischen Diskussion der Po-
litischen Bildung wider und die Auswirkun-
gen zeigen sich etwa in der Art des Arbeits-

12) Es muß sich zeigen, inwieweit die in Anm. 11 
genannte Sendefolge auch für die Politische Bildung 
neue Möglichkeiten eröffnet oder ob hier nicht nur 
auf emotionaler Ebene etwas aufgerührt worden 
ist, womit man sich kognitiv nicht auseinanderset-
zen mag.

materials. Kennzeichnend ist aber auch, daß 
diese Interpretationen fast nur in der Form 
der gegenseitigen Abwertung Ausdruck fin-
den. Damit jedoch entwertet Politische Bil-
dung sich selbst. Sie beraubt sich einer 
Argumentationsweise, mit der sie Einschrän-
kungen entgegentreten könnte. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn Politische Bildung sich 
nicht auf kritische Reflexion beschränken, son-
dern handlungsorientiert sein soll.
Handlungsorientierung ist vordergründig ein 
Reizwort, das diejenigen in Abwehrhaltung 
bringt, die politisches Handeln vom Amt oder 
vom formaldemokratischen Auftrag her als 
ihre Angelegenheit ansehen. Gelingt es, ent-
sprechende Vorbehalte auszuräumen, stellt 
sich ein komplexeres Problem, das von denen 
meist unbedacht bleibt, die sich für eine 
handlungsorientierte Politische Bildung enga-
gieren. Selbst der hier schon zitierte Hermann 
Giesecke spricht aber von der „Unfähigkeit, 
die pädagogische Seite der Dialektik von 
Aufklärung und Aktion" zu thematisieren. Es 
sollte nachdenklich stimmen, wenn es bei ihm 
heißt: „Bei Licht betrachtet erweist sich also, 
das ,Lernen' und .Aktion' antinomische so-
ziale Verhaltensweisen sind, die zueinander 
in erheblichem Widerspruch stehen. Sie 
gleichzeitig optimal zu organisieren, ist offen-
bar kaum möglich." Wie dieser Widerspruch 
zu bewältigen ist, damit hat sich Politische 
Bildung gerade dann, wenn sie für die Hand-
lungsorientierung plädiert, wenig befaßt. Es 
wäre daran zu erinnern, „daß auch die orga-
nisierte Erziehung, daß organisiertes und in-
stitutionalisiertes Lernen eine Form von poli-
tisch-gesellschaftlicher Aktivität ist". Es 
könnte dann bewußt werden: „Pädagogik 
(insbesondere politische Pädagogik) wird 
dann zu einer Form kritischer politischer Ak-
tion, wenn sie die zu einem gegebenen Zeit-
punkt einer Lebensgeschichte durch Lernen 
mögliche Emanzipation tatsächlich reali-
sier 13t." )
In diesen Zitaten erscheint der geläufige 
Emanzipationsoptimismus realistisch ge-
dämpft. In ihnen sind Kategorien angedeutet, 
ohne daß sie allerdings ausgeführt wären, die 
es der Wissenschaft ermöglichen würden, der 
politischen Bildungspraxis etwas von den Hil-
fen zu geben, die Hufer in seinem Erfahrungs-
bericht zu Recht vermißt. Es werden zwei Di-
mensionen angesprochen, die für Bedingun-
gen und Wirksamkeit Politischer Bildung

13) H. Giesecke, Politisches Lernen und politische 
Aktion, München 1975, S. 17, 25, 40. 



gleichermaßen konstituierend sind, die des 
Lebensgeschichtlichen und die des Institutio-
nellen. Gelingt es nicht, Politische Bildung als 
Verarbeitung lebensgeschichtlicher Zusam-
menhänge begreifbar zu machen, geht sie ins 
Leere, wird sie nicht handlungsrelevant, un-
abhängig davon, ob diese Handlungsrelevanz 
angestrebt wird oder nicht. Das besagt zu-
gleich aber, daß Politische Bildung eine Sen-
sibilität für lebensgeschichtliche Zusammen-
hänge entwickeln muß, die davon abhält, mit 
abstrakten oder groben Kategorien zu operie-
ren, die den Differenzierungen lebensge-
schichtlicher Ausprägungen der Vergesell-
schaftung von Individuen nicht kongruent 
sind. Deshalb wurde hier der Rücksicht auf 
das Alltagswissen, auf seine Vorstellungs- 
und Einstellungsmuster eine so große Bedeu-
tung zugesprochen. Wenn Politische Bildung 
ein Thematisieren des Sozialisationsprozesses 
beinhaltet — und dies könnte man als ihre 
zentrale Aufgabe bezeichnen —, dann impli-
ziert dies den Verzicht auf ein Aufstülpen 
vorgefaßter Kategorien, voreilig angebotener 
Zuordnungsschemata. Es verlangt eine gradu-
elle Betrachtungsweise, für die die Sozialwis-
senschaften analytische Hilfen bieten müßten. 
Und diese sind es, die Praktiker, worauf Hufer 
hinweist, vermissen. Es fragt sich aber, ob sie 
wirklich nicht vorhanden sind oder ob nicht 
ein Diskussionsklima herrscht, das sie nicht 
zur Wirkung kommen läßt. Dies aber hängt 
mit der Einschätzung des Institutioneilen zu-
sammen.

Es gehört gleichsam zum „guten Ton" in der 
Politischen Bildung, sich abschätzig über In-
stitutionenkunde zu äußern. Es kann auch 
nicht bestritten werden, daß die Art, wie sie 
lange Zeit in Schulen präsentiert worden ist, 
zum Desinteresse an Politischer Bildung bei-
getragen hat. Kaum jemand wird leugnen 
wollen, daß Politische Bildung ihren Gegen-
stand nur trifft, ihrer Aufgabe nur gerecht 
wird, wenn sie das Prozeßhafte der Politi-
schen Bildung verdeutlicht. Ebenso ist aber 
daran zu erinnern, daß außerschulische Bil-
dung sich nie auf Institutionenkunde be-
schränkt hat. Soweit sie auf Freiwilligkeit ba-
siert, konnte sie ohne Spannungsmomente im 
doppelten Sinne des Wortes nicht auskom-
men. Wenn sie sich mit Institutionen befaßte, 
ist es immer um deren Funktion gegangen. 
Diese zum Anlaß der Auseinandersetzung zu 
nehmen, muß aber im Kontext unserer Le-
bensbedingungen in der Tat als eine zentrale 
Aufgabe angesehen werden. Diese Lebensbe-
dingungen werden nicht dadurch besser be-
wältigt, daß man die Dimension des Institu-
tionellen ignoriert, diffamiert oder zur Durch-

setzung eines Gruppenwillens funktionali- 
siert. Zu derartigen Einstellungen regen aber 
die vorherrschenden Theorien zur Politischen 
Bildung an. Sie bringen damit die Praxis in 
eine doppelte Schwierigkeit. Sie lassen auf 
Nichtverstehen bei denen stoßen, die Institu-
tionelles bewußt oder unbewußt als etwas 
Hilfreiches erfahren haben. Und sie erregen 
Mißtrauen und schließlich Ablehnung bei de-
nen, die dieses Institutionelle zu vertreten ha-
ben. Die Folgen werden in dem voraufgehen-
den Erfahrungsbericht Hufers vorgeführt. 
Wenn er eine Kritik an der Vorbereitung auf 
die praktische Tätigkeit in der Politischen 
Bildung enthält, so ist sie vor allem unter 
dem Aspekt zu sehen, daß das Ausblenden 
des Institutioneilen aus der theoretischen Dis-
kussion letztlich unpraktisch macht. Die Miß-
achtung des Institutioneilen läßt Chancen 
verkennen und provoziert Widerstände, die 
sich mit dem Hinweis auf die Komplexität 
und das „Machbare" rechtfertigen können. 
Und der in der Politischen Bildung Tätige hat 
nichts zur Hand, womit er das Machbare auch 
unter Berücksichtigung der Komplexität auf-
zeigen könnte, weil er auf Alternativen und 
Konfrontationen programmiert ist, kaum aber 
angeregt wird, auf die Perspektive derer zu 
achten, die nach menschlichen Regelungen 
suchen. Wer sich für Demokratisierung enga-
giert, wird seinem Selbstanspruch nur ge-
recht, wenn er die Wechselwirkung von Pro-
zessen und Institutionen reflektiert und sie 
nicht gegeneinander ausspielt.

Wird Handlungsorientierung als bestimmen-
des Kennzeichen Politischer Bildung propa-
giert und dabei die Neigung unterstützt, Insti-
tutionelles bei der Präsentation politischer 
Probleme auszublenden, geraten insbesondere 
diejenigen in Schwierigkeiten, die Politische 
Bildung im Rahmen einer öffentlichen Er-
wachsenenbildungseinrichtung betreiben, wie 
dies bei Hufer an einer Kreisvolkshochschule 
der Fall ist. Eine solche Bemerkung läßt zu-
erst einmal daran denken, daß in solchen Fäl-
len der Träger selber kommunalpolitisch Han-
delnder ist und damit selbst in Schwierigkei-
ten geraten kann, wenn er eine Einrichtung 
unterhält, die Veranstaltungen Politischer Bil-
dung anbietet. Man mag sich der Beispiele er-
innern, bei denen eine handlungsorientierte 
Politische Bildung als Bürgerinitiative emp-
funden oder als „Nebenparlament" einge-
schätzt und diskreditiert worden ist. Es mag 
auch im einzelnen Versuche des öffentlichen 
Trägers geben, Politische Bildung im Interes-
se der kommunalpolitischen Mehrheit oder 
der Absichten einer Verwaltung zu instru-
mentalisieren. Indessen sind derartige Versu- 



ehe öffentlicher Kontrolle ausgesetzt. Dies 
gilt im Prinzip auch dann, wenn die herausge-
hobene Stellung der Parlamentarier zu einem 
Freibrief auf Gegenseitigkeit mißbraucht 
wird, das heißt, wenn eine Minderheitenpartei 
der Mehrheitspartei einen nach demokrati-
schen Spielregeln zu kritisierenden Verfah-
rensstil in der Hoffnung „durchgehen" läßt, 
es im Falle der späteren Mehrheit genauso 
machen zu können. Das im Hinblick auf die 
Theorie Politischer Bildung relevante Problem 
ist aber ein anderes. Es folgt aus der Forde-
rung an eine öffentliche Weiterbildungsein-
richtung wie der Volkshochschule nach Aus-
gewogenheit.
Es ist heute üblich, denjenigen, der für Aus-
gewogenheit plädiert, der Lächerlichkeit 
preiszugeben. Ein solches „Ausspielen" ist 
Produkt einer Politischen Bildung, deren Prä-
missen und Ziele die Handlungsorientierung 
und Parteilichkeit sind. Sie erübrigen es, dar-
über nachzudenken, was mit Ausgewogenheit 
gemeint sein kann. Wird man aber zu einer 
Stellungnahme herausgefordert, so geschieht 
es mit dem Hinweis auf die Debatten um die 
Rundfunkanstalten, in denen in der Tat der 
Begriff der Ausgewogenheit gründlich verdor-
ben worden ist. Damit sind aber die mit dem 
Begriff signalisierten Anforderungen und Pro-
bleme nicht aus der Welt. Vor allem werden 
damit auch die Chancen preisgegeben, die für 
die Politische Bildung in der Forderung nach 
Ausgewogenheit impliziert sind. Sie werden 
dann wieder sichtbar, wenn man deutlich 
macht, daß Ausgewogenheit nicht am partei-
politischen Proporz gemessen werden kann.

Es soll hier nicht geleugnet werden, daß der-
artige Versuche unternommen worden sind. 
Es trägt aber nicht zu einer spezifizierten 
Aufgabenbestimmung Politischer Bildung bei, 
über dieses dürftige Ansinnen hinaus das 
Prinzip der Ausgewogenheit selbst abzuleh-
nen. Es käme vielmehr darauf an, herauszu-
stellen, was mit ihm im Sinne einer Politi-
schen Bildung gemeint sein kann, die ihren 
Adressaten zu einer kritischen Lagebeurtei-
lung befähigen will und soll. Ein solches Be-
fähigen ist für ein politisches Handeln in de-
mokratischen Strukturen und mit demokrati-
schen Zielen Voraussetzung. Es ist allerdings 
nicht, wie man heute gerne möchte, dieses 
Handeln selbst. Es läßt vielmehr die Faktoren 
reflektieren, nach denen man sich zu einem 
Handeln entscheidet oder es auch läßt. Auf 
jeden Fall aber wird ein solches Befähigen 
nur angeregt und angeleitet werden können, 
wenn Politische Bildung auf Ausgewogenheit 
in der Weise angelegt ist, daß man durch sie 
mehr als eine Interpretation gesellschaftlicher 

Wirklichkeit erfahren kann. Dies sollte eine 
Selbstverständlichkeit sein. Sie wird aber mit 
dem Ablehnen der Forderung nach Ausgewo-
genheit in Frage gestellt.

Diese Forderung kann sich sowohl auf das 
Gesamtprogramm einer öffentlichen Weiter-
bildungseinrichtung beziehen als auch auf die 
einzelne Veranstaltung. Im ersten Fall ist sie 
als die Erwartung zu verstehen, kein einseiti-
ges Programm anzubieten, sondern mehrere 
Perspektiven und eine Positionsvielfalt vorzu-
weisen. Die Wahlmöglichkeiten gegenüber 
der Einschätzung eines gesellschaftlich-
politischen Problems sollten offengelegt, der 
Entscheidungsspielraum sollte erkennbar ge-
macht werden. Wenn dies für eine unange-
brachte Forderung gehalten wird, drängt sich 
die Frage auf, welcher Totalitätsanspruch 
hinter einer solchen Auffassung steht. Die 
Kritik an der Ausgewogenheit im Sinne eines 
Vermeidens von Einseitigkeit muß schlechter-
dings unbegreiflich erscheinen, wenn man be-
denkt, daß erst mit dem Prinzip der Ausgewo-
genheit sichergestellt ist, daß auch Minder-
heitenstandpunkte im Rahmen der Politischen 
Bildung zur Geltung kommen können. Immer-
hin beinhaltet das Prinzip der Ausgewogen-
heit die Chance, gegensteuernd gegenüber 
vorherrschenden Interpretationen zu wirken 
und zu fragen, warum sie vorherrschend sind. 
Sie gewährleistet das immer gefährdete 
Recht, auch das zur Sprache zu bringen, was 
nicht der Norm des Alltäglichen entspricht, 
was nicht über die kommerzialisierten oder 
politisierten Kanäle geleitet wird. Sie bietet 
die Möglichkeit, gegenüber der formalisierten 
Gruppenbildung, die für Machtkämpfe genutzt 
wird, für diejenigen Angebote zu machen, die 
nicht in diesen Gruppierungen aufgehen, die 
als Individuen ihren Bildungsbedürfnissen 
nachgehen und gesellschaftlich-politische 
Probleme durchdringen möchten.

Noch schärfer pflegt die Ablehnung zu sein, 
wenn die Ausgewogenheit nicht nur für ein 
Programm, sondern für eine einzelne Veran-
staltung gefordert wird. Eine solche Ableh-
nung unterstellt, daß eine Veranstaltung Poli-
tischer Bildung sich nicht von einer Veran-
staltung unterscheiden kann, die auf eine 
Meinungsbeeinflussung im Sinne des Veran-
stalters, einer Partei oder eines gesellschaftli-
chen Verbandes, angelegt ist. Für derartige 
Veranstaltungen besteht ein unbestrittenes 
Freiheitsrecht. Dies bedeutet aber nicht, daß 
es nur derartige Veranstaltungen geben dürf-
te. Vielmehr hat der Bürger ein Anrecht dar-
auf, über gesellschaftlich-politische Angele-
genheiten und Probleme sich informieren und 
diskutieren zu können, ohne daß das Ergeb-



nis vom Veranstalter vorgegeben ist. Er kann 
erwarten, daß es Veranstaltungen gibt, die 
ihm eine demokratisch zu fordernde relative 
Transparenz, die ihm einen Spielraum von In-
terpretationsmöglichkeiten eröffnen, die es 
ihm ermöglichen, die Prämissen von Beurtei-
lungen zu erkennen. Es gehört zum überlie-
ferten Begriff der Bildung, ein Spektrum der 
Auslegungen zu reflektieren. Das heißt aber, 
daß in Veranstaltungen Politischer Bildung 
auch kontrovers erscheint, „was in Wissen-
schaft und Politik 14kontrovers ist" ). Eine öf-
fentliche Erwachsenenbildungseinrichtung 
muß gewährleisten, daß es entsprechende 
Veranstaltungen gibt.
In der Diskussion um das „Konsensproblem in 
der Politischen Bildung" ist auf eine solche 
These rekurriert worden. Sie bedeutet gerade 
nicht, wie ihr gerne vorgeworfen wird, „vor-
schnelle Harmonisierung", Beschränkung auf 
das Gängige und Verzicht darauf, sich mit 
den Diskrepanzen zwischen Verfassungsan-
spruch und Verfassungswirklichkeit ausein-
anderzusetzen. Aber sie führt dazu, primitive 
Alternativen als das zu nehmen, was sie sind. 
Und sie verhindert, daß der Anspruch auf 
Kritik sich verselbständigt und sich über das 
Anreizen eines Wunschdenkens eine Gefolg-
schaft holt, die meint politisch handeln zu 
können, ohne die Folgen zu überdenken, die 
das Handeln haben kann. Vor allem aber läßt 
ein Konsens über das Kontroverse nicht zu, 
gesellschaftlich-politische Realität und die in 
ihr identifizierbaren Konflikte aus einer einzi-
gen Determinante zu erklären. Voraussetzung 
allerdings ist, die Pluralität der Gesellschafts-
interpretationen anzuerkennen und eine Ein-
stellung als politisch anzusehen, die wir seit 
Max Weber als Verantwortungsethik be-
zeichnen.
Man möchte annehmen, daß eine wissen-
schaftliche Ausbildung auf eine Aufgabe vor-

bereitet, wie sie hier für die Politische Bil-
dung in einer öffentlichen Erwachsenenbil-
dungseinrichtung skizziert worden ist. Immer-
hin ist die Alternative zur Ausgewogenheit 
das Abschneiden von Informationen, das 
Denkverbot, das Verhindern von Aufklärung. 
Demgegenüber implizieren Wissenschaft und 
Bildung Kenntnisnahme und Nachvollzug ver-
schiedener Sichtweisen. Letztlich ist dies 
auch im Interesse der vielzitierten Interessen, 
weil sie sonst sehr leicht kurzschlüssig inter-
pretiert werden, so daß die Fähigkeit unter-
entwickelt bleibt, die eine Demokratie braucht, 
die Fähigkeit zum Planen auf längere Sicht. 
Obwohl nichts anderes als intellektuelle Red-
lichkeit gefordert ist — und das heißt das 
Aufdecken der eigenen Position und ihren re-
lativierenden Bedingungszusammenhang — 
gehen die Schwierigkeiten beim Übergang 
vom Studium in den Beruf, wenn es sich um 
Politische Bildung handelt, gerade darauf zu-
rück, daß die Aufforderung zur Ausgewogen-
heit für unangebracht gehalten wird. Eine sol-
che Reaktion ist kaum anders zu erklären, als 
daß die wissenschaftliche Ausbildung mehr 
mit Sendungsbewußtsein ausgestattet hat als 
mit analytischen und hermeneutischen Kom-
petenzen. Es ist nicht hinreichend gelernt, die 
jeweils verschiedenen Perspektiven zu erken-
nen, die im Planungsgegenstand, im zu Ler-
nenden, in einem Thema angelegt sind. Aus-
gewogenheit wird so als Neutralisierung miß-
verstanden. Wenn also Kritik an den Ausbil-
dungsinstanzen erfolgt, wie das heute allent-
halben üblich ist, dann sollte sie sich vor-
nehmlich darauf beziehen, daß zu wenig in 
das Denken der jeweils anderen eingef
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ührt 
worden ist. Das aber ist Voraussetzung für 
ein an dem Prinzip der Ausgewogenheit 
orientiertes Handeln im Bereich Politischer 
Bildung ).

Polarisierung und politischer Stil

Wird dieses Planungsprinzip der Ausgewogen-
heit mißverstanden oder abgelehnt, so hat 
dies in mehrfacher Hinsicht verhängnisvolle 
Folgen. Damit würde das Angebot politischer 
Bildung in Einrichtungen nicht-richtungsbe-
stimmter Erwachsenenbildung auf ein Mini-
mum reduziert. Wer das Abwägen in der Kom-
munikation sucht, findet dafür kaum noch 
einen „Lernort". Die politisch wichtige und di-

14) H. G. Wehling, in: S. Schiele / H. Schneider, Das 
Konsensproblem in der Politischen Bildung, Stutt-
gart 1978, S. 179.

daktisch organisierte Möglichkeit des Ver-
gleichs von Situations-Interpretationen hat nur 
geringe Chancen, realisiert zu werden. Kri-
tische Rückfragen gegenüber Machtgruppie-
rungen bleiben ohne Antwort. Wer sich nicht 
Teilkollektiven oder zumindest Gruppenbil-
dungen unterwirft, muß Angebote der Infor-

15) Weiter ausgeführt in: H. Tietgens, Zur Situation 
politischer Erwachsenenbildung, in: Wirtschaftspoli-
tische Gesellschaft von 1947 (Hrg.): Langzeitorien-
tierung in einer offenen Welt, Frankfurt 1977, und 
H. Tietgens, Politische Bildung und politischer Stil, 
in: HBV 2/1979.



mation und Reflexion in einer Lerngruppe ver-
missen. Der Begriff der Zielgruppe erscheint 
unter der Hand auf den der Gesinnungsge-
meinschaft verengt. Vor allem aber gibt au-
ßerschulische politische Bildung die Funktion 
auf, stilbildend auf die Politik einzuwirken. 
Während sie Ende der 50er und Anfang der 
60er Jahre den simplifizierenden Formen poli-
tischen Handelns gegengesteuert und den po-
litischen Stil im Interesse des Argumentati-
ven beeinflußt hat, verstärken die gegenwär-
tig vorherrschenden theoretischen Prämissen 
die neuerlichen Tendenzen zu einer politi-
schen Polarisierung. So wird es hingenom-
men, daß Verdächtigungen die Atmosphäre 
des politischen Klimas bestimmen und Kon-
frontation als etwas Selbstverständliches er-
scheint.
Eine solche Entwicklung muß in einer Zeit 
besonders bedauerlich erscheinen, in der gro-
ße Politik abermals zu einer Mischung von 
Show und Ritual zu verkommen droht und in 
der Unterstellungen auf Gegenseitigkeit Aus-
sagen darüber „ersetzen", wie man Probleme 
des öffentlichen Lebens anzugehen gedenkt. 
Ein solcher Stil hat selbst den kommunalpoli-
tischen Bereich erfaßt, für den einmal Sach-
entscheidungen als Orientierungspunkte der 
Auseinandersetzung galten, wobei Verwal-
tung durchaus als Politikum erkannt wurde. 
Wenn demgegenüber wieder Aufmärsche an 
die Stelle von Argumentationen getreten sind, 
so ist dies nicht nur der Ausbruch lange Zeit 
aufgestauter Empfindungen und ungeklärter 
Befürchtungen. Das Beklemmende ist viel-
mehr, daß derartige Aktionen heute von einer 
Theorie der politischen Bildung gedeckt wer-
den, die für obsolet erklärt, was einmal ihre 
Intention war, nämlich in Erfahrung zu brin-
gen, was für und was gegen die eine oder die 
andere Entscheidung spricht. Politische Bil-
dung hat sich so gleichsam von sich selbst 
dispensiert, da sie sich nicht mehr für die ihr 
eigentümliche Aufgabe interessiert, nämlich 
Bürger davor zu bewahren, sich für dumm 
verkaufen zu lassen.

Es gibt Anzeichen dafür, daß ein großer Teil 
der Wähler problembewußter ist, als der Prä- 
sentations- und der Wahlkampfstil der Partei-
en unterstellt, daß ihnen mehr Wahrheiten 
über unsere Zukunft zugemutet werden kön-
nen, als die Agitation der Versprechungen 
voraussetzt. Beispielsweise dürfte es so 
schwierig nicht sein, begreiflich zu machen, 
daß wir mehr für den Generationenvertrag 
tun müssen, als gegenwärtig geschieht. Es 
gibt Anzeichen dafür, daß manche Adressaten 
von Fensterreden weiter denken, als es Politi-
ker wahrhaben wollen, die nur den nächsten 

Wahltermin im Auge haben. Das Fatale ist 
nur, daß Einsicht und Weitblick nicht durch 
die politische Bildung gestützt werden und so 
keine merkbaren Formen der Artikulation fin-
den. Statt dessen werden Aktionen propa-
giert, die nur Gegenaktionen auslösen. Und 
auf der Ebene des Verbalen erschöpft man 
sich in der Polemik. Wenn Hufer von den 
„ abgeschotteten Kommunikationssystemen" 
spricht, so hat er in der Tat einen gravieren-
den Sachverhalt getroffen. Nur muß man hin-
zufügen: Die Politische Bildung des letzten 
Jahrzehnts hat mit ihren theoretischen Prä-
missen selbst kräftig zu dieser Abschottung 
beigetragen. Sie hat gegen das, was sie in Be-
wegung bringen wollte und was in Bewegung 
gekommen war, unnötig Widerstände er-
zeugt.
Was ist gemeint, wenn von dem möglichen 
Einfluß der politischen Bildung auf den politi-
schen Stil gesprochen wird? Es ist damit eine 
Dimension der politischen Kultur angespro-
chen.
Mit dem Begriff der politischen Kultur eröff-
net sich ein weites Feld struktureller und per-
soneller Probleme, das in dem hier vorgege-
benen Rahmen nicht abgeschritten werden 
kann. Dennoch sollte betont werden, daß 
Merkmale gesellschaftlich-politischer Inter-
aktion so nicht auf Charaktereigenschaften 
zurückgeführt werden können. Sie signalisie-
ren vielmehr, was erlaubt ist, wenn man öf-
fentlich miteinander streitet. Die Verkehrsfor-
men der öffentlichen Auseinandersetzung sind 
bei uns kaum wissenschaftlich aufgearbeitet. 
Dieser Mangel ist nicht nur in dem methodo-
logisch schwierigen Problemzugang begrün-
det. Trotz der bitteren Erfahrungen mit dem 
Eindringen und der Perversion von politi-
schen Kampfstrategien während der NS-Zeit 
ist die Sensibilität für politischen Stil, ist seine 
indikatorische Funktion in der Bundesrepublik 
kaum erkannt. Wir müssen uns daher hier auf 
einige Erscheinungsformen unseres politischen 
Lebens beschränken, gegen die sich wenig 
Widerstand regt, obwohl oder vielleicht gera-
de weil sie einen Manipulationseffekt haben 
und womit außerschulische politische Bildung 
herausgefordert sein sollte. Es seien deshalb 
nur einige aktuell erscheinende „Stilqualitä-
ten" genannt, die weithin so selbstverständ-
lich geworden sind, daß kaum noch darauf 
aufmerksam gemacht wird, wie wenig zweck-
dienlich sie sind und wie sehr sie den Maß-
stäben der Menschenwürde entgegenwirken.

Eine politische Bildung, die auf demokrati-
schen Stilwillen abzielt, müßte sich dagegen 
verwahren, daß politische Parteien mehr mit 
sich selbst beschäftigt sind, als daß sie sich 



dringend anstehenden Sachproblemen von all-
gemein gesellschaftlicher Relevanz zuwenden. 
Sie müßte sich dagegen wehren, daß an der 
Rechtfertigung des voraufgegangenen Han-
delns um jeden Preis festgehalten wird, auch 
wenn es sich als ein Fehlhandeln erwiesen 
hat. Ein Recht auf Irrtum steht dem Politiker 
zu, nicht aber steht ihm an, ihn zu leugnen. 
Vor allem aber müßte politische Bildung de-
mokratiebewußter Provenienz die scheinbar 
unüberwindliche Neigung kritisieren, die Dar-
stellung politischen Wollens und Handelns an 
den vermuteten Erwartungen und Wünschen 
der potentiellen Wähler zu orientieren und 
sich damit von der eigenen politischen Ge-
staltungsfunktion zu dispensieren. So tritt die 
Technik der Werbewirksamkeit an die Stelle 
folgenbewußter Entscheidungshilfe und ent-
zieht der argumentativen Mitbestimmungs-
möglichkeit die Informationsbasis. Je mehr 
diese Technik Erfolg hat, um so mehr verliert 
politische Bildung ihren Wert. Denn es wer-
den von Politikern nicht Angebote zur politi-
schen Willensbildung gemacht, die aus der 
Problemkenntnis verantwortet werden, son-
dern es ist vielmehr üblich, Absichten zu be-
kunden, mit denen man hofft, Mehrheiten zu 
erlangen, ohne später kontrolliert zu werden, 
inwieweit sie sich als realisierbar erwiesen 
haben. Die Spekulation auf die Vergeßlichkeit 
verdirbt den politischen Stil ebenso wie die 
Technik der Offentlichkeitsbearbeitung, die 
tatsächliche gegensätzliche Positionen ver-
hüllt, die nicht so sehr auf die Darstellung 
des eigenen Wollens gerichtet ist, sondern 
die Behauptungen über den politischen Gege- 
ner verbreitet und den wirksamsten Teil sei-
ner Slogans übernimmt.

Politische Bildung wäre der Ort, auf die Wi-
dersprüche zwischen Agitation und Realität 
zu verweisen. Daß sie eine solche Aufgabe 
derzeit selten wahrnimmt, hat verschiedene 
Gründe. Entweder rekurriert man auf eine 
Gesellschaftsinterpretation, nach der diese 
Widersprüche nicht aufhebbar sind, weil sie 
als systemimmanent angesehen werden müs-
sen, oder es wird auf eine anthropologische 
Naturkonstante abgehoben, nach der Demo-
kratie zur Demagogie verkommen muß. Im er-
sten Fall reduziert sich politische Bildung auf 
Kapitalismuskritik und blendet damit weite 
Bereiche eines möglichen Argumentations-
spektrums aus. Im zweiten Fall beraubt man 
sich mit der Kapitulation vor der Macht des 
Affektiven der Möglichkeit, die rationale Ord-
nungskomponente zu verstärken und ihre po-
litische Funktionalisierung am Maßstab der 
Menschenrechte zu kontrollieren.

Beispiele, wie Mehrheitsentscheidungen auf 
der Ebene des Emotionalen gesucht und er-
reicht werden, lassen sich zahlreich nennen, 
auch wenn es bei derartigen Versuchen man-
ches Mal zu Fehleinschätzungen kommt, weil 
bei Wählern Grundeinstellungen mitwirken, 
auf die die Werbung nicht ebenso nachhaltig 
wirken kann. Wie immer aber die Wirk-
samkeit im Einzelfall sein mag, Versprechun-
gen, wie sie im üblich gewordenen Konkur-
renzkampf um die Gunst der Wähler ge-
macht werden, lassen sich selten halten. 
Damit aber wird der Eindruck verstärkt, 
daß es im Feld der Politik nicht „ehr-
lich" zugeht. Staats- und Parteienverdrossen-
heit darf daher nicht verwundern. In der Poli-
tischen Bildung wäre dann ein Sinn zu sehen, 
wenn sie etwas zu dem „Ehrlicher"-Werden 
beiträgt. Diese eher vermittelnde als handeln-
de Funktion kommt jedoch heute kaum in 
den Blick. Ziele werden mehr diskutiert als 
Stile. Die Argumentationsmöglichkeiten wer-
den nicht voll ausgeschöpft, wenn man so-
gleich ans Handeln denkt. Damit aber wird 
die Grundlage der Mitbestimmungsmöglich-
keit in Frage gestellt. Die Vertrauensbasis 
fehlt dann ebenso wie die Informationsbasis. 
Es greift zu kurz, zu sagen, die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten scheitern an den Macht-
verhältnissen.

Man mag dem entgegenhalten, daß der Glau-
be an eine mögliche Argumentationsbasis un-
realistisch und naiv ist. Es liegt nahe, darauf 
zu verweisen, daß seit eh und je die affekti-
ven Reaktionsstrukturen im menschlichen Zu-
sammenleben durchgeschlagen sind. In der 
Tat kann die Macht emotional bestimmter Re-
aktionsmuster nicht geleugnet werden. Die 
Sehnsucht nach dem Ritualen hat sich immer 
wieder Geltung verschafft, sei es in sporadi-
schen oder in umfassenden Ausbrüchen, sei 
es sektiererhaft stilisiert oder hierarchisch 
kanalisiert. Aber gerade weil dem so ist, weil 
das Emotionale als Mittel zum Zweck der 
Machtinteressen benutzt wird, weil die Ver-
suche argumentativer Verständigung und Re-
gelung menschlichen Zusammenlebens so viel 
Widerstände auslösen und permanent gefähr-
det sind, kann die Funktion Politischer Bil-
dung, wenn sie sich im Dienste der Men-
schenrechte versteht, diese aber nicht rigori- 
stisch überzieht, sondern im Kontext histo-
risch-gesellschaftlicher Entwicklung begrenzt 
als Annäherungswert sieht, nur darin beste-
hen, die Argumentationsfähigkeit zu fördern. 
Gerade weil die Durchschlagskraft des Irra-
tionalen nicht geleugnet werden kann, stellt 
sich die Frage nach den Gegenkräften, damit



aber auch, inwieweit sie durch Politische Bil-
dung gestützt werden können.

Sicherlich sind ihre Möglichkeiten begrenzt, 
wenn sie auf das angewiesen ist, was Hufer 
als Kurzzeit-Didaktik bezeichnet. Auch besteht 
sein Monitum wohl zu Recht, daß im Studium 
auf diese Aufgabe wenig vorbereitet wird. Pro-
bleme und Chancen didaktischer Reduktion 
sind für das Feld Politischer Bildung noch we-
nig reflektiert und erprobt. Allzu oft erscheint 
Betroffenheit als Planungspostulat, aber nicht 
als reales didaktisches Verarbeitungsverfahren. 
Was hier fehlt — es wurde schon gesagt —, 
— sind Lebenswelt-Analysen, die Ansätze für 
eine Kommunikationsbasis erkennen lassen. 
Es bedürfte der Klärung, was den Adressaten 
Politischer Bildung als politisch erscheint, 
oder in welchem Zusammenhang sie zu einer 
Reflexion bereit und in der Lage sind, die 
sie als politisch erkennen.

Wenn Hufer zur „Bescheidenheit" mahnt, so 
sollte sich dies weniger auf die didaktischen 
Reflexionen beziehen, die mehr Aufmerksam-
keit verdienen, als vielmehr auf das übliche 
Pathos der Ziele, auf die verbalen Kraftakte, 
die bei ihrer Formulierung vollzogen werden. 
Eine so verstandene Bescheidenheit wird er-
kennen lassen, daß Politische Bildung im ge-
nauen Sinne des Wortes nur möglich ist, 
wenn man als der Planende nicht schon ge-
nau zu wissen meint, was richtig ist. Immer-
hin ist es einmal Hermann Giesecke gewesen, 

der im Strittigen den Gegenstand der Politi-
schen Bildung ausgemacht hat. Nur scheint in 
Vergessenheit geraten, daß er auch im Prozeß 
Politischer Bildung strittig bleiben sollte. Die-
se Art der Bescheidenheit wird es auch de-
nen, die ein Angebot Politischer Bildung letzt-
endlich verabschieden, erleichtern, auf for-
male Bedingungen bei der Realisierung zu 
verzichten, etwa auf die von Hufer mehrfach 
erwähnte „10-Teilnehmer-Regelung". Es ist 
unstrittig, daß das „Schneeball-Verfahren", 
mit den Veranstaltungen der Erwachsenenbil-
dung vielfach zustande kommen, sich „auf 
dem Land" schwer realisieren läßt. Der Weg 
zu einer Veranstaltung, die man auf sich 
nimmt, steht aber auch in Relation zur Härte 
der Motivation. Die Auto-Mobilität ist immer-
hin beträchtlich. Auch könnte es einmal 
selbstverständlich erscheinen, daß der Schul-
bus Erwachsenen abends genau so zu Verfü-
gung steht wie am Tage den Schülern. Ob 
man dies erreichen kann, ist sicherlich nicht 
unabhängig davon, was man anzubieten vor-
hat. Dabei kann Bescheidenheit des Selbstan-
spruchs zu einer wirksamen Planungsqualität 
werden. Bescheidenheit in diesem Sinne be-
deutet nicht, wie man befürchten mag, vorzei-
tige Verinnerlichung dessen, was ein Träger 
gerne sieht oder erlaubt. Sie ist vielmehr Pro-
dukt der Einsicht in die Komplexität gesell-
schaftlicher Bedingungen, für die wiederum 
Politische Bildung eine Sensibilität vermitteln 
sollte.



Ulrich Baumann / Franz Hamburger

Sozialisation durch die Hochschule

I. Einleitung

1. Sozialisation durch die Hochschule und die 
aktuelle Terrorismusdiskussion

Bei der Diskussion über die Ursachen des 
Terrorismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land sind die Universitäten erneut in Verruf 
geraten: brachten sie früher nur Radikale her-
vor, so wurde ihnen jetzt eine Mitschuld am 
Terrorismus angelastet. Zentral richtete sich 
diese Erklärungsstrategie gegen „linke" Ge-
sellschaftswissenschaften. „Die Denunzierung 
unseres freiheitlichen und sozialen Rechts-
staats als spätkapitalistischen Ausbeuterstaat 
zeigt, wie notwendig es ist, die vorherrschen-
de Kapitalmuskritik endlich an unseren Schu-
len und Universitäten durch eine systemati-
sche Marxism 1uskritik zu ergänzen." ) Ande-
re „Ursachenforschungen" sprechen von den 
„Subjekten des rüden neu-akademischen 
Tons" und „jung-akademischen Wortführern", 
von einem „akademischen Milieu, das sich 
fortschreitend gegen

2
über unserer Gesellschaft 

isoliert" ). Wird hier die Analyse ganz von 
der politischen Strategie geleitet, so geht eine 
andere Analyse auf die Lebensbedingungen 
und -perspektiven ein, die für die Erfahrungen 
von Studierenden bedeutsam sind: „Zahlreiche 
Studierende haben weder die materielle noch 
die moralische Unterstützung der Eltern. 
Gleichzeitig aber ist ihnen die berufliche Zu-
kunft nach dem Studium verborgen. Eine Un-
tersuchung unter Züricher Studenten zeigt, 
daß diejenigen, die nicht wissen, wohin sie 
gehen, die gesellschaftliche und politische 
Umwelt außerordentlich negativ erleben. Sie 
empfehlen Gewalt als Mittel der Verände-
run 3g." )

Auch wenn in der Regel zwischen Universitä-
ten und Terrorismus nur indirekte Zusammen-

hänge hergestellt werden, ist die Frage nach 
der politischen Sozialisation durch die Uni-
versitäten im Kontext der Terrorismusdiskus-
sion relevant geworden. Diese Aktualität 
trifft sich mit anderen Entwicklungen im 
Hochschulbereich selbst, die freilich mit der 
Frage nach den Ursachen des Terrorismus 
nichts zu tun haben.

2. Hochschuldidaktik und Hochschulsoziali-
sation

Klagen aus der Praxis über die schlechte, pra-
xisferne Ausbildung der Studenten an Univer-
sitäten und Hochschulen sind Legion, ebenso 
die Klagen der Lehrenden über die Lernenden 
und umgekehrt ). Als Folge und mit dem Ziel 
der Veränderung etablierte sich in der Zeit 
der Hochschulreformdiskussion auch in der 
Bundesrepublik Deutschland eine neue Wis-
senschaftsdisziplin, die Hochschuldidaktik. 
Neben dem „Wie" des Lehrens und Lernens, 
das traditionell weder Lehrende noch Lernen-
de speziell erlernten, stand auch das „Was", 
die Lehr- und Lernzielbestimmung, scheinbar 
zur Disposition.

1) Heiner Geißler, Terrorismus als geistige und 
politische Herausforderung, in: ders. (Hrsg.), Der 
Weg in die Gewalt. Geistige und gesellschaftliche 
Ursachen des Terrorismus und seine Folgen, Mün-
chen 1978, S. 18.
2) Hermann Lübbe, Endstation Terror. Rückblick 
auf lange Märsche, in: Geißler (Hrsg.), a. a. O.,
S. 100 ff.
3) Gerhard Schmidtchen, Bewaffnete Heilslehren, 
in: Geißler (Hrsg.), a. a. O., S. 46.

4) Ruth Beard, Lehren und Lernen an der Hoch 
schule, Düsseldorf 1972, S. 23—28.

Zur Beantwortung der Frage, was die Hoch-
schulen und Universitäten im fortgeschritte-
nen Lebenslauf der Studierenden über die rei-
ne Wissensvermittlung und Qualifikation hin-
aus noch zu leisten imstande sind, mußte die 
Sozialisationsforschung herangezogen wer-
den. Mangels detaillierter deutscher Ergebnis-
se war der Rückgriff auf angloamerikanische 
Ergebnisse notwendig.

Auf besondere Skepsis der Hochschulsoziali-
sationsforschung mußten alle Theorien sto-
ßen, die das Ende der Entwicklung von Intel-
ligenz, Bewußtsein u. a. allzu früh im Lebens-
lauf konstatierten. Dagegen ist die starke 
Vorprägung durch familiale, schulische und 
peer-group-Sozialisation kaum umstritten. 
„Die formale Fertigkeit und die inhaltliche 
Komponente sind spätestens mit dem fünf-



zehnten Lebensjahr internalisiert. Der Filter 
st da; spätere Bewußtseinsformen lassen sich 
zumeist als spezifische Filterwirkung erklä-
ren." 5) Studenten haben eine bestimmte, sie 
stark vorprägende schichtabhängige Soziali-
sation durchlaufen, die eine bestimmte Per-
sönlichkeitsstruktur bereits hervorgebracht 
at. Diesen Filter passieren ihre Wahrneh- 
mungen, Erfahrungen und Erlebnisse, wobei 
hre kognitiven Fähigkeiten besonders berück-
sichtigt werden müssen.

Schwierig ist der Beweis, ob Einstellungs- 
and Verhaltensänderungen tatsächlich aus 
Sozialisationseinwirkungen der Hochschule 
resultieren, doch spricht inzwischen einiges 
für ein „relativ einheitliches Syndrom hoch-
schulspezif 6ischer Sozialisationseffekte'  6).

Die Analyse dieser Effekte ist für die Hoch-
schuldidaktik von konstitutiver Bedeutung, 
will sie Ineffektivität und technokratische 
Steuerung vermeiden. Eine Reflexion aus-
schließlich auf der inhaltlichen, stofflichen 
Seite, die didaktische Aufbereitung der wis-
senschaftlichen Theorien und Methoden al-
lein, bringt den Adressatenbezug nur als blo-
ßen Annex zur Geltung.

Ob die in dieser Weise didaktisch aufbereite-
ten Inhalte tatsächlich vermittelt werden kön-
nen, bleibt offen. Neben diesem Effektivitäts-
gesichtspunkt ist ein zweiter bedeutsam: In 
der Aneignung von Wissensstoffen ändert 
sich deren Sinn durch die Form der Vermitt-
lung und nach Maßgabe der Struktur des 
„Filters", der auf der Seite des Rezipienten 
biographisch erworben wurde. Die Analyse 
der Vermittlungsform und des Bedeutungs-
wandels der wissenschaftlichen Inhalte im 
Lernprozeß erlaubt den Lehrenden die Er-
kenntnis der bisher unbekannten Folgen der 
eigenen Lehre, den Lernenden die Erkenntnis 
der Bedingungen des eigenen Studierens und 
seiner Sozialisationswirkung.

Für den bisherigen Stand der Hochschuldi-
daktik ist freilich kritisch darauf hinzuweisen, 
daß — wie so oft bei Reformaktivitäten — so-
zialisationstheoretische Paradigmen weniger 
die Funktion der theoretischen Anleitung als 
die der Legitimation und Absicherung be-

stimmter Interessen und Intenti 7onen ) haben. 
Die Umsetzung der Ergebnisse der Hochschul-
sozialisationsforschung in hochschuldidakti-
sche Strategien wird t

8
eilweise gänzlich in 

Abrede gestellt ).

3. Hochschulsozialisation und der „subjektive 
Faktor"

Nachdem die Ausweitung der Hochschuldi-
daktik — sowohl in institutioneller als auch 
in thematischer Hinsicht — die Problematisie-
rung des hochschulinternen Sozialisationspro-
zesses in den Vordergrund rückt, sind weitere 
Tendenzen zu beobachten, die diese Entwick-
lung unterstützen. Als Reaktion auf die dog- 
matisierten, objektivistischen Kapitalismus-
analysen profiliert sich eine Richtung der So-
zialwissenschaften, die als „Lebensweltanaly-
se" Traditionen der phänomenologischen So-
ziologie wieder aufgreift. Ausgangspunkt die-
ser Überlegungen bildet die „Einheit von in-
stitutioneller Organisation, den durch sie be-
dingten Lebensformen und ihrem unmittelba-
ren und mittelbaren Austausch mit ihrer so-
zialen Umgebung" 9).

5) Vgl. Axel Görlitz, Politische Sozialisationsfor-
schung. Eine Einführung, Stuttgart u. a. 1977, S. 39, 
im Anschluß an Joseph Adelson/Robert O’Neil, 
Growth of Political Ideas in Adolescence: The 
Sense of Community, in: The Learning of Political 
Behavior, ed. by N. Adler/Ch. Harrington, Glen-
view, Jll. 1970.
6) Franz E. Weinert, Schule und Beruf als institu-
tionelle Sozialisationsbedingungen, in: Handbuch 
der Psychologie, 7. Bd.: Sozialpsychologie, Göttin-
gen 1972, S. 850.

7) Christa Handle, Hochschuldidaktik und Soziali-
sationsforschung — Zusammenfassung von Ergeb-
nissen des Arbeitstreffens, in: Blickpunkt Hoch-
schuldidaktik 44, 1977, S. 30.
8) Jörg Bürmann/Veronika Reiss, Was bedeutet 
das „Sozialisationskonzept" für die Hochschuldi-
daktiker und ihre Praxis?, in: Blickpunkt Hoch-
schuldidaktik 44, 1977, S. 55.
9) Johann August Schülein, Selbstbetroffenheit. 
Uber Aneignung und Vermittlung sozialwissen-
schaftlicher Kompetenz, Frankfurt/M. 1977, S. 68.

Bezogen auf die Universität heißt dies, daß 
die Lebenswelt der dort Arbeitenden hinsicht-
lich der strukturellen Bedingungen, der grup-
penspezifischen Lebensweisen und Arbeitsfor-
men, der Kommunikations- und Interaktions-
formen und der von den Betroffenen selbst 
mit diesen Bedingungen verknüpften Interpre-
tationen und Definitionen analysiert wird; So-
zialisationsforschung an der Universität 
nimmt dabei ihren Ausgangspunkt bei dem 
subjektiv gemeinten Sinn, den die Studieren-
den in ihrer Studiensituation entwickelt ha-
ben. Geht diese Analyse weiter zu einer „kri-
tischen Theorie des Subjekts", soll die Analy-
se in der Selbstreflexion der Betroffenen 
selbst eingeholt werden. „Ohne eine genaue 
Beschäftigung mit den historischen und klas-
senspezifisch prävalenten psychischen 
Strukturen, Charakterformen und sozio-
psychischen Identitäten lassen sich weder die 
spezifischen Reaktions- und Handlungsweisen 
der Betroffenen noch die Besonderheiten des 
Sozialisationsprozesses durch die Universität



bestimmen. Ebensowenig ist es möglich, Lern-
prozesse subjektbezogen, d. h. den konkreten 
Bedürfnissen und Problemen der Individuen 
entsprechend, zu institutionalisieren, wenn 
man sie nicht kennt." 10)

Betrachtet man Studieren als einen Lernpro-
zeß, der die Identität des Lernenden tangiert 
und sein erworbenes Handlungs- und Symbol-
system verändert, wird Studieren als eine 
permanente Auseinandersetzung mit subjekti-
ven Krisen faßbar 11).  Solche Krisen sind in 
der Regel mit dem Studienbeginn verbunden 
und tauchen in verschiedenen Phasen (z. B. 
beim Wandel von der Studien- zur Berufs-
orientierung) immer wieder auf, in denen die 
Studierenden mit nicht-linearen Lern- und 
Entwicklungsprozessen konfrontiert werden. 
„Gemeint sind damit Prozesse, die mit den In-
teraktionsformen, die der Identität immanent 
sind, nicht bewältigt werden können, also die 
identitätsstiftenden Interaktionsformen über-
fordern bzw. ins Leere greifen lassen. Solche 
Vorgänge betreffen die Identität zentral und 
erzwingen grundlegende Umorientierun-
gen 12" ).

Die Berichte von Studienberatungsstellen und 
psychotherapeutischen Zentren weisen über-
einstimmend darauf hin, daß diese Identitäts-
krisen in erheblichem Umfang das Niveau 
physischer und psychischer Erkrankungen er-
reichen 13 ). Angesichts der hohen Selbstmord-
quote bei Studierenden muß man in diesen 
Fällen von einem „Lernprozeß mit tödlichem 
Ausgang" sprechen.

Im Rahmen eines umfassenden Verständnis-
ses des Lernens an der Hochschule wird die 
subjektive Wahrnehmung ihrer Sozialisation 
durch die Studenten ein Gegenstand der Un-
tersuchung und — will man nicht bei einer 
technokratisch optimierten Lehrstrategie ste-

henbleiben — der Selbstreflexion von Lehren-
den und Lernenden. Es zeigt sich, daß die 
Wahrnehmungen der Studierenden sehr ge-
nau den „heimlichen Lehrplan" der Universi-
tät 14 ) widerspiegeln.

4. Anlage der Untersuchung

Für die Untersuchung der Situation der Hei-
delberger Universitätsstudenten, die die bei-
den Verfasser in der ersten Februarhälfte 
1977 durchführten, stellte die Universitätsver-
waltung eine Zufallsstichprobe von 450 
Adressen nebst einigen ausgedruckten Merk-
malen zur Verfügung. Da keinerlei Geld für 
Interviews zur Verfügung stand, suchten die 
Teilnehmer einer Übung zur empirischen So-
zialforschung ihre zu befragenden Kommilito-
nen auf und überbrachten die Fragebögen, die 
fast ausschließlich geschlossene Fragen ent-
hielten. Wohl auf das persönliche Aufsuchen 
und Bitten um Ausfüllen ist es zurückzufüh-
ren, daß verhältnismäßig wenige Verweige-
rungen zu verzeichnen waren. Dagegen er-
staunt, wieviele Adressen nicht mehr stimm-
ten: Studenten denken offensichtlich nach ei-
nem Umzug nicht an die Ummeldung im Stu-
dentensekretariat. Anhand der von der Uni-
versitätsverwaltung angegebenen statisti-
schen Merkmale konnte nachgewiesen wer-
den, daß die 176 ausgefüllten Fragebögen hin-
sichtlich der Merkmale Geschlecht, Fakultäts-
zugehörigkeit, angestrebte Abschlußexamen, 
Anzahl der Hochschulsemester und der Fach-
semester ein fast genaues Abbild des Stich-
probenausdrucks erbracht hatten. Nur die 
ausländischen Studenten hatten proportional 
weniger als ihre deutschen Kommilitonen ge-
antwortet, so daß über sie nichts ausgesagt 
werden kann. Die vorliegende Stichprobe, 
durch eine Kombination von Zufalls- und 
Quotenauswahl zustande gekommen, kann als 
repräsentativ für die Heidelberger Studenten-
schaft bezeichnet werden.

14) Wolf Wagner, Der Bluff. Die Institution Uni-
versität in ihrer Wirkung auf die Arbeitsweise 
und das Bewußtsein ihrer Mitglieder, in: Probleme 
des Klassenkampfs. Nr. 7, 1973, S. 43—81.

10) Schülein, a. a. O., S. 69 f.
11) Erik Erikson, Identität und Lebenszyklus, 
Frankfurt/M. 1966.
12) Schülein, a. a. O., S. 80.
13) Michael Moeller/Jörn Scheer, Psychotherapeu-
tische Studentenberatung, Stuttgart 1974; Friedrich 
Wöller, Psychische Störungen bei Studenten und 
ihre sozialen Ursachen, (Beltz Forschungsberichte) 
Weinheim 1978.



II. Darstellung der Ergebnisse

1. Allgemeiner Überblick über die Wahrneh-
mungen der Hochschulsozialisation durch 
die Heidelberger Studenten

Die Frage „Welche Verhaltensweisen man an 
der Universität erlernt" sollten die befragten 
Studentinnen und Studenten gemäß ihrer ei-
genen Erfahrung auf einer fünfstufigen Skala 
ankreuzen, wobei 1 = „lernt man sehr we-
nig" und 5 = „lernt man sehr viel" repräsen-
tierte. Das folgende Schaubild veranschau-
licht das dem Skalenniveau angemessene 
Maß der zentralen Tendenz, den Median, für 
jede erfragte Verhaltensweise:

gleichzeitig Vergleichsdaten zur Überprüfung 
einbeziehen zu können, wurde bei der Heidel-
berger Befragung die Skalometer-Einstufung 
zur Fun
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ktionsbestimmung der Hochschule aus 

einer Infratest-Untersuchung übernommen ). 
Die Heidelberger Untersuchung ergab folgen-
de Funktionenrangreihe:

Bemerkenswert ist, daß die Universität nach 
Ansicht der Studierenden derjenigen Soziali-
sationsfunktion weitgehend genügt, auf die 
sie sich gemäß weitverbreiteter Ansicht vor 
allem konzentrieren sollte. Die Belegung der 
nächsten Rangplätze mit fast ausnahmslos ne-
gativen Verhaltensweisen zur politischen So-
zialisation muß jedoch in einem Staat beson-
ders zu denken geben, der sich auf seine At-
tribute .freiheitlich' und (demokratisch' etwas 
einbildet. Die in dieser Hinsicht positiv zu 
wertenden Verhaltensweisen rutschen mit 
zum Teil beträchtlichem Abstand ans Ende, 
sieht man einmal vom letzten Rang ab, bei 
dessen Interpretation das Phänomen der so-
zialen Erwünschtheit mit in Rechnung gezo-
gen werden muß.

Um die Einstellung der Studierenden zu den 
Funktionen der Universität zu erforschen und

Die Ergebnisse der Heidelberger Befragung 
stimmen sowohl hinsichtlich der absoluten 
Bedeutung der einzelnen Funktionen als auch 
der relativen Rangordnung mit der Repräsen-
tativbefragung im Wintersemester 1973/74 
überein, mit zwei signifikanten Ausnahmen: 
Das Erlernen von Teamarbeit und die Mög-
lichkeit der hochschulpolitischen Betätigung 
werden von den Heidelberger Studenten im

15) Infratest Sozialforschung: Hochschulbarome-
ter. Befragung von Studierenden Wintersemester 
1973/74. Zusammenfassung wichtiger Ergebnisse, 
München 1974.



Wintersemester 1976/77 in weitaus geringe-
rem Maße als Funktion der Hochschule ein-
geschätzt als in der Repräsentativbefra-
gung.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß es den 
Studierenden in erster Linie um gute wissen-
schaftliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten geht, die für einen Beruf befähigen, 
der Unabhängigkeit und hohen Status als 
Voraussetzung für die Durchsetzung eigener 
Interessen garantiert. Die klassischen akade-
mischen Bildungsideale geraten dabei ins 
Hintertreffen.

Da Form und Inhalt von Kommunikationen 
mit „signifikanten Anderen" (G. H. Mead) ein 
sozialisationsrelevanter Sachverhalt sind, 
wurde nach den Themen der Gespräche mit 
anderen Studierenden gefragt. Die Gruppe be-
freundeter Gleichaltriger kann bei Studenten 
als wichtige Sozialisationsinstanz angesehen 
werden. Uber die Themen ihrer Kommunika-
tion machen die Befragten folgende Anga-
ben (siehe Tabelle unten):

In der Gleichaltrigenkommunikation stehen 
Fragen der unmittelbaren Berufstätigkeit und 
des persönlichen Lebens im Vordergrund. Die 
im gesellschaftlichen Image der Hochschulen 
und Studenten dominanten Themen sind für 
die studentische Kommunikation dagegen we-
niger von Bedeutung. Für die Kommunikation 
mit Kommilitonen gibt es hier auch keinen 
Ersatz: Mitglieder des Lehrkörpers sind in 
hochschulpolitischen Fragen nur für 3,4 °/o 
und bei persönlichen Problemen nur für 2,7 °/o 
der Studenten ein Gesprächspartner.

Politische Gespräche mit den Eltern kommen 
dagegen bei einem Viertel der Befragten häu-
fig vor, bei der Hälfte nur manchmal. Ob man 
dabei die politische Einstellung der Eltern 
teilt oder nicht, wirkt sich nicht auf die Ge-
sprächshäufigkeit aus. Häufige Gespräche mit 
den Eltern über politische Fragen korrelieren 
gleichzeitig hochsignifikant mit häufigen poli-
tischen Diskussionen mit Freunden und Be-
kannten und umgekehrt (Kontingenzkoeffi-
zient 0.37), sind also von dem allgemeinen ei-

genen Interesse an Politik abhängig, nicht 
von der Beziehung zu den Eltern. Nur bei ei-
nem Drittel der Befragten ist Politik ein häu-
figes Thema in den sozialen Interaktionen mit 
den verschiedenen Bezugsgruppen. Eine Diffe-
renz zur politischen Einstellung der eigenen 
Eltern ist bei zwei Dritteln der Studenten gege-
ben, wobei die Differenz um so geringer wird, 
je liberaler bzw. „linksliberaler" die Meinung 
der Eltern eingeschätzt wird (Kontingenzkoef-
fizient 0.49).

2. Persönliche Entwicklung und der Erwerb 
sozialer Einstellungen

Im Bereich der persönlichen Entwicklung und 
Entfaltung widersprechen die Sozialisations-
erfahrungen der Studierenden dem Ideal der 
Hochschule von sich selbst, daß sie autono-
me, selbstbestimmte und verantwortungsbe-
wußte Persönlichkeiten hervorbringe. Die 
Studenten glauben vielmehr, daß die Univer-
sität Duckmäusertum, Autoritätsgehorsam 
und Apathie fördere. Auch wenn andererseits 
arrogantes Verhalten ihrer Meinung nach 
durch die Universität kaum hervorgebracht 
wird, sind Fähigkeiten der Selbstbestimmung 
und der Empathie weniger ein Ergebnis der 
Hochschulsozialisation. So glauben nur 22 °/o 
der Studenten, daß sie ihr Studium überhaupt 
persönlich weiterbringt; bei den Naturwissen-
schaftlern sind es sogar nur 14,3%. Daß ih-
nen ihr Studium hier wenig oder gar nicht hilft, 
glauben am häufigsten die Juristen und die 
Sozialwissenschaftler. Während Männer und 
Frauen sich bei dieser Einschätzung gleich 
verhalten, gibt es einen deutlichen Zusam-
menhang mit der Studiendauer (Kontingenz-
koeffizient 0.28): Bei der Meinung, daß das 
Studium sehr wenig zur persönlichen Ent-
wicklung beitrage, steigt der Pessimismus mit 
der Studiendauer deutlich an. Diese Meinung 
ist auch bei einem Drittel der Studierenden 
aus der Unterschicht vorhanden, während die 
beiden anderen Sozialschichten zu 15% diese 
Einstellung haben.



Die Aneignung von Anpassungsverhalten. 
wird von Geistes- und Sozialwissenschaftlern 
kontrovers gesehen. Während weit über die 
Hälfte der Sozialwissenschaftler diese Aus-
wirkung des Studiums nicht wahrnimmt, erle-
ben ebensoviele der Geisteswissenschaftler 
gerade diese Verhaltensweise sehr stark. Bei 
allen anderen Studienrichtungen gibt es keine 
Abweichungen vom Durchschnitt. Während 
Studiendauer und Geschlecht in dieser Di-
mension keinen Einfluß haben, ist die soziale 
Herkunft — wenn auch nur schwach (Kontin-
genzkoeffizient 0.20) — bedeutsam: Studenten 
aus der Unter- und Mittelschicht nehmen eher 
als solche aus der Oberschicht die Aneignung 
von Anpassungsverhalten wahr.

Das „heimliche Lernziel" Resignation steht in 
der Rangfolge aller vorgegebenen Dimensio-
nen an fünfter Stelle. Hier ist die Studienrich-
tung eher bedeutsam (Kontingenzkoeffizient 
0.29). Jurastudenten und Sozialwissenschaft-
ler schätzen die Aneignung von Resignation 
im Studium überdurchschnittlich gering, Na-
tur- und Geisteswissenschaftler dagegen über-
durchschnittlich hoch ein. Dies ist vermutlich 
aus dem Umstand zu erklären, daß in diesen 
Studienrichtungen die Zahl der Lehrerstuden-
ten sehr hoch ist, die oft andere Berufsfelder 
als die Schule anstreben, sich mangels Alter-
nativen dann doch der Schule zuwenden. Un-
ter den Bedingungen von Lehrerarbeitslosig-
keit ergeben sich weitere Gründe für resigna- 
tive Orientierungen. Geschlecht und Studien-
dauer sind irrelevant, Studenten aus der Un-
terschicht unterscheiden sich dagegen deut-
lich von denen aus der Oberschicht: Die er-
steren nehmen resignative Orientierungen als 
Folge des Studiums sehr viel stärker wahr. 
Offensichtlich werden Erwartungen, die sie 
selbst mit dem Studium verbanden, enttäuscht.

Der Erwerb von Selbstbewußtsein wird bei 
Geistes- und Sozialwissenschaftlern nur halb 
so hoch veranschlagt wie bei Medizinern und 
Naturwissenschaftlern, die in dieser Hinsicht 
zu jeweils einem Drittel davon ausgehen, daß 
man an der Hochschule Selbstbewußtsein in 
hinreichendem Maße erwirbt. Wir erklären 
diese Differenzierung dahin gehend, daß Medi-
ziner und Naturwissenschaftler in höherem 
Maße als andere sich mit ihrer fachlichen 
Kompetenz identifizieren. Während Ge-
schlecht und soziale Herkunft sich in dieser 
Dimension nicht auswirken, sind die Studen-
ten mit hoher Studiendauer (über zwölf Seme-
ster) hier ausgesprochen pessimistisch. Wäh-
rend fast ein Drittel aller anderen Studenten 
glaubt, daß man diese Eigenschaft an der Uni-
versität gut erwerben kann, sind es bei dieser 

Gruppe nur lO°/o. Durch dieses Ergebnis wird 
die Erfahrung untermauert, daß langes Studie-
ren nicht die Selbstsicherheit fördert und die 
Prüfungsangst abbaut.

Die Fähigkeit zur Empathie, d. h. auf andere 
Menschen eingehen und sie aus ihrer eigenen 
Situation heraus verstehen zu können, steht 
als Sozialisationsfunktion der Hochschule auf 
dem zweitletzten Skalenrang. Nur bei den So-
zialwissenschaftlern wird diese Dimension 
höher veranschlagt, was ihrem professionel-
len Selbstverständnis entsprechen und aus 
dem Studieninhalt resultieren dürfte. Auf die 
negative und durchschnittliche Einschätzung 
dieser Sozialisationsdimension wirkt sich die 
Studiendauer nicht aus. Allerdings glauben 
die Studienanfänger zu 20 °/o und die Lang-
zeitstudenten sogar zu 32 °/o, daß man diese 
Fähigkeit an der Universität lernen kann; bei 
den Gruppen mit mittlerer Studiendauer (fünf 
bis acht und neun bis zwölf Semester) sind 
dies jeweils nur 15%. Ein signifikanter Zu-
sammenhang liegt vor hinsichtlich der sozia-
len Herkunft. Von den Studenten aus der Un-
terschicht glauben 86,7 %, von denen aus der 
Oberschicht dagegen 46,3 %, daß man die Fä-
higkeit zur Empathie kaum oder nicht erwer-
ben kann; während von den letzteren noch 
24,4 % meinen, man könne Empathie sehr 
wohl erwerben, ist es aus der Unterschicht 
niemand mehr. Studenten aus der Unter-
schicht erfahren offensichtlich ein hohes Maß 
an Unverständnis. Entsprechend ist auch das 
Ergebnis in der entgegengesetzten Dimension, 
bei der Frage nach der Arroganz. Während 
alle anderen hier vermuten, daß man diese an 
der Universität kaum lernt, sind 28,6 % der 
Studenten aus der Unterschicht der Meinung, 
daß man diese sehr stark lernt.

Der Bluff wird als ein vorherrschendes Inter-
aktionsmuster an der Universität angese-
hen 16 ). Innerhalb der persönlichkeitsbezoge-
nen Sozialisationsdimensionen rangiert er in 
der Sicht der befragten Studenten auf dem 
vierten Rang. Hier ist auch nur die soziale 
Herkunft auf spezifische Ausprägungen wirk-
sam: Studenten aus der Unter- und der Ober-
schicht haben konträre Ansichten. Für Stu-
denten aus der Unterschicht ist Bluffen ein 
dominantes Lernziel der Universität; für die 
Studenten aus der Oberschicht ist es wenig 
wahrnehmbar.

16) Wagner, a. a. O.

Daß man an der Universität lernt, sich durch-
zusetzen, wird von Medizinern, Natur- und 
Sozialwissenschaftlern als wichtiges Lernziel 
angesehen, und zwar doppelt so häufig wie 



von Juristen und Geisteswissenschaftlern 
(Kontingenzkoeffizient 0.24). Auch hier ist die 
soziale Herkunft bedeutsam: Unterschicht- 
Studenten machen sehr viel weniger die Er-
fahrung, daß man Sichdurchzusetzen an der 
Universität erlernen kann.

3. Hochschule und Wissenschaft

Trotz Überfüllung der Hochschulen, zum Teil 
schlechten Arbeitsbedingungen, Stellenstrei-
chungen und anderen Imponderabilien erfüllt 
die Universität in der Wahrnehmung der Stu-
dierenden ihre primäre Aufgabe. Immerhin 
haben 57 % der befragten Studenten bei der 
Frage, ob man an der Universität wissen-
schaftlich zu arbeiten und argumentieren ler-
ne, auf der fünfstufigen Skala die Rangstufen 
4 17 und 5 (sehr viel) angekreuzt, nur ,6% die 
Stufen 2 und 1 (sehr wenig).

Relativ gut schneiden auch die fachlichen 
Autoritäten ab, nachdem Autoritätsgehorsam 
(„Sich auf fachliche Autoritäten verlassen" 
im Sinne von Milgram 17) bei vielen Studen-
ten lange Zeit nicht mehr hoch im Kurs stand. 
37,4 % der befragten Studierenden meinen, in 
stärkerem Maße zu lernen, sich auf fachliche 
Autoritäten zu verlassen, 33,7 % messen die-
sem Punkt ihrer Sozialisation keine große Be-
deutung zu. In umgekehrtem Verhältnis 
(32,3% zu 37,8 °/o) und damit negativer wird 
das Erlernen von Kooperation eingeschätzt, 
allerdings gehört das Einüben von Teamarbeit 
auch zu den Funktionen der Universität, de-
nen die Studenten eine geringe Bedeutung 
beimessen (Median: 2.9 auf einer 8stufigen 
Skala).

Bei den Funktionen der Hochschule liegen 
neben der Berufsausbildung (s. unten) eben-
falls diejenigen in der Gunst der Studenten 
an der Spitze, die in engem Zusammenhang 
mit Wissen und Wissenschaft stehen. Die 
Universität ist demgemäß für die meisten Stu-
denten eine Institution des Erwerbs von spe-
zialisiertem Fachwissen (Median 6.5), die den 
Erwerb von wissenschaftlichen Arbeitstechni-
ken ermöglicht (5.7) sowie die Möglichkeit 
bietet, an der Weiterentwicklung der Wissen-
schaft teilzuhaben (5.0). Dagegen haben Ver-
mittlung von Allgemeinbildung (3.9) und Er-
möglichung von Forschung der Studenten 
(3.4) nur für eine Minderheit eine überdurch-
schnittliche Bedeutung. Auffallend bei allen

17) Stanley Milgram, Einige Bedingungen des 
„Autoritätsgehorsams" und seiner Verweigerung, 
in: Heinz Wiesbrock (Hrsg.), Die politische und 
gesellschaftliche Rolle der Angst (Politische Psy-
chologie Band 6), Frankfurt/M. 1967, S. 170—193. 

hier genannten erlernten Verhaltensweisen 
und Funktionen ist, daß sich die befragten 
Mitglieder der Universität in ihrer Einschät-
zung weder hinsichtlich Geschlecht, Studien-
dauer, Fakultäts- oder Schichtzugehörigkeit 
signifikant unterscheiden.

Generell läßt sich zur Studienzufriedenheit 
feststellen, daß sich mehr Studierende „eher 
mit dem Studium zufrieden" als von ihm ent-
täuscht erklären. So würden weitaus die mei-
sten nochmals studieren — Studenten signifi-
kant häufiger als Studentinnen. Auf die Ab-
schlußprüfung fühlen sich allerdings nur zwei 
von fünf Befragten gut vorbereitet.

4. Politische Sozialisation

Für den Bereich politischen Lernens an der 
Hochschule waren im Fragebogen zwei Alter-
nativen als Antwortvorgaben angeboten:

— man lerne an der Hochschule, sich selb-
ständig und kritisch mit politischen Proble-
men auseinanderzusetzen,

— man lerne, daß politisches Engagement ei-
nem schaden könne.

Die Rangplätze dieser Antwortvorgaben im 
Gesamtergebnis zeigen eine pessimistische 
und resignative Einschätzung der politischen 
Sozialisationsfunktion der Universität.

Der Erwerb der Fähigkeit zu einem kritischen 
und selbständigen Umgang mit politischen 
Problemen wird dabei von Studentinnen posi-
tiver gesehen als von Studenten. Von den 
Studentinnen meinen 44,8 %, man lerne dies 
wenig oder sehr wenig; bei den Studenten 
glauben dies genau zwei Drittel.

Andererseits glauben von den Frauen 24,1 %, 
von den Männern nur 15,3 %, man lerne diese 
Fähigkeit sehr viel oder viel (Kontingenzkoef-
fizient 0.21). Das Studium wirkt offensichtlich 
auf Studentinnen politisierender als auf Stu-
denten; dies erscheint vor allem dann plausi-
bel, wenn man davon ausgeht, daß Frauen in 
der Sozialisation vor dem Studium mehr Di-
stanz zur Politik hatten als Männer. Die Stu-
diendauer wirkt sich in auffälliger Weise nur 
bei der Meinung aus, daß man politische Kri-
tikfähigkeit in hohem Maße lerne. Die Lang-
zeitstudenten sehen diese Möglichkeit sehr 
viel häufiger als andere Gruppen (Kontin-
genzkoeffizient 0.30). Ein stärkerer Zusam-
menhang (Kontingenzkoeffizient 0.35) besteht 
mit der Studienrichtung. Medizinstudenten 
sind hier stark polarisiert: zwei Drittel glau-
ben, daß man politisches Urteilsvermögen we-
nig lernt, ein Drittel, daß man dies in großem 



Maße lernt. In allen anderen Studienrichtun-
gen wird die letztgenannte Meinung sehr viel 
weniger vertreten. Am kritischsten sind Na-
tur- und Sozialwissenschaftler; nur 12,2°/o bzw. 
14,3% glauben, daß man diese Fähigkeit viel 
erwirbt, keiner glaubt, daß man sie „sehr 
stark" erwirbt. Die soziale Herkunft wirkt 
sich hier nicht aus.

Daß man an der Universität lernt, politisches 
Engagement könne einem schaden, wird von 
Studentinnen und Studenten in gleichem 
Maße angenommen. Hinsichtlich der Studien-
dauer gibt es auch keine signifikanten Zu-
sammenhänge; allerdings glauben die Lang-
zeitstudenten ebenso wie an die politische 
Sozialisationswirkung der Universität über-
durchschnittlich daran, daß politisches Enga-
gement sehr stark schadet. Möglicherweise 
ist unter ihnen die Gruppe derer stark vertre-
ten, deren Studium sich aufgrund hochschul-
politischen Engagements in die Länge gezo-
gen hat. Ein deutlicherer Zusammenhang be-
steht dagegen mit der Studienrichtung (Kon-
tingenzkoeffizient 0.37).
Hier unterscheiden sich die Sozialwissen-
schaftler von allen anderen Gruppen. Sie sind 
am wenigsten ängstlich; nur 23% glauben, 
daß man Angst vor politischem Engagement 
an der Universität lernt. Bei den anderen 
Gruppen sind dies 47 % (Naturwissenschaft-
ler) bis 62% (Geisteswissenschaftler). Wäh-
rend 53% der Sozialwissenschaftler glauben, 
man lerne diese Angst nur wenig, sind es bei 
den Geisteswissenschaftlern nur 8 %, bei Me-
dizinern und Juristen 17%. Sozialwissen-
schaftler können offensichtlich politisches En-
gagement sehr viel leichter mit ihren Studien-
inhalten und ihrem Selbstbild vereinbaren.
Auch die soziale Herkunft ist in der Dimen-
sion des apathisierenden Effekts des Studiums 
bedeutsam (Kontingenzkoeffizient 0,26). Wäh-
rend die Hälfte der Studenten aus Mittel- und 
Oberschicht diese Wirkung des Studiums hoch 

veranschlagt, sind es bei Studenten aus der 
Unterschicht fast drei Viertel.

Die große Mehrheit der Studierenden stuft 
sich leicht links von der Mitte ein; „extreme“ 
Positionen werden nur von Minderheiten ver-
treten.

Dabei ist bedeutsam, daß weder Geschlecht 
noch Studiendauer einen signifikanten Ein-
fluß auf die politische Selbsteinstufung ha-
ben. Auch die Studienrichtung hat keine gro-
ße Bedeutung; lediglich die Geisteswissen-
schaftler unterscheiden sich von allen ande-
ren Gruppen dahin gehend, daß die Hälfte sich 
bei den Werten 1 und 2 einstuft, 13 % bei den 
Werten 4 und 5. In den anderen Fakultäten 
(auch bei den Sozialwissenschaftlern!) stuft 
sich immerhin ein Drittel bei den Werten 4 
und 5 ein. Gerade die Sozialwissenschaftler 
(bei denen auch die Volkswirte und Psycho-
logen vertreten sind) erreichen mit 35 % bei 
den Werten 4 und 5 die konservativste Posi-
tion. Den stärksten Einfluß unter den hier 
kontrollierten Variablen hat die soziale Her-
kunft. Studenten aus der Unterschicht stufen 
sich deutlich weiter links ein als die ande-
ren Gruppen (Kontingenzkoeffizient 0.33).



Unter dem Gesichtspunkt einer systemati-
schen Interpretation ist festzuhalten, daß im 
Vergleich zu studienbedingten Ausprägungen 
und Veränderungen des politischen Selbstbil-
des die sozialstrukturellen Faktoren — hier 
bezogen auf die soziale Herkunft — mehr Re-
levanz haben.

Die Veränderungen in der politischen Selbst-
einstufung, die sich aus den Differenzen 
zwischen den beiden Skalen ergeben, vertei-
len sich folgendermaßen:

— Politische Selbsteinstufung zu Beginn des 
Studiums und zum Zeitpunkt der Befragung 
ist identisch bei 50 °/o;
— eine geringe Rechtsentwicklung (im Um-
fang bis zu einem Skalenwert) konstatieren 
9,7 °/o;
— eine stärkere Rechtsentwicklung (größer 
als ein Skalenwert) geben 3,4 °/o an;
— eine schwache Entwicklung nach links er-
gibt sich bei 22,2 °/o und
— eine stärkere Linksentwicklung bei 5,7 °/o. 

Zunächst ist wiederum festzuhalten, daß die 
politische Sozialisation vor dem Studium rela-
tiv stabile Einstellungsmuster vermittelt hat, 
die sich bei der Hälfte der Befragten nicht 
verändern und nur bei 9,1 °/o in starkem Um-
fang wandeln. Auf den Umfang und die Rich-
tung der Veränderung hat das Geschlecht 
keinen signifikanten Einfluß. Die Studiendau-
er ist eher bedeutsam (Kontingenzkoeffizient 
0.37), was allerdings zu erwarten war. So er-
gibt sich bei Studenten im Grundstudium eine 
überdurchschnittliche Konstanz der politi-
schen Meinung (bei 62%), bei allen anderen 
Gruppen ist der Umfang der Veränderung al-
lerdings gleich hoch (um 41 %). Die Richtung 
der Veränderung ist nur bei den Langzeitstu-
denten und nur in der Veränderungsrichtung 
„schwach links" (bei 38 %) überdurchschnitt-
lich hoch. Da diese Gruppe der Langzeitstu-
denten sich allerdings nicht überdurchschnitt-
lich nach „stark links" verändert, kann von 
einem konsistenten Einfluß der Studiendauer 
im Sinne einer kontinuierlichen Linksent-
wicklung nicht die Rede sein. Die Verände-
rungen in den verschiedenen Studienrichtun-
gen sind weitgehend identisch. Insbesondere 
ergibt sich weder bei Geistes- und Sozialwis-
senschaftlern durch das Studium eine Ten-
denz nach links noch bei Juristen und Medi-
zinern eine Tendenz nach rechts. Es kann an-
genommen werden, daß solche Tendenzen 
vielmehr schon zu den die Studienfachwahl 
motivierenden politischen Einstellungen gehö-
ren und weniger durch das Studium selbst er-
worben werden. Die soziale Herkunft hat auf 

Umfang und Richtung der Einstellungsände-
rung keinen signifikanten Einfluß. In dem ein-
geschränkten Umfang, in dem das Studium 
politisch sozialisiert, sind diese Veränderun-
gen von der vorhergehenden schichtspezifi-
schen Sozialisation offensichtlich unabhängi-
ger und durch spezifische Studienerfahrungen 
bedingt.

Die Richtung des Einstellungswandels im Stu-
dium wird sichtbar, wenn man die Angaben 
auf der politischen Einstellungsskala, die auf 
den Studienbeginn bezogen sind, mit der Dif-
ferenz zwischen beiden Skalen in Beziehung 
setzt.

Dieser hochsignifikante Zusammenhang (Si-
gnifikanzniveau 0.0001 und Kontingenzkoeffi-
zient 0.41) weist einmal darauf hin, daß Ver-
änderungen im Studium relativ unabhängig 
von der subjektiven Ausgangsbasis sind. 
Dort, wo ein Wandel stattgefunden hat, glau-
ben Studenten, die sich zu Beginn des Stu-
diums für relativ konservativ gehalten haben, 
daß sie „linker" geworden sind. Und umge-
kehrt glauben diejenigen, die sich zu Beginn 
des Studiums für relativ links hielten, daß sie 
konservativer geworden sind. Damit ist die 
weitverbreitete — und möglicherweise für die 
Zeit der Studentenbewegung zutreffende — 
Annahme, daß im Laufe des Studiums eine 
generelle Linksentwicklung stattfindet, nicht 
bestätigt. Vielmehr sind zwei gegenläufige 
Tendenzen festzuhalten, zumindest nach der 
Beurteilung der Studenten selbst.

Weiteren Aufschluß über die politische Sozia-
lisationsfunktion der Universität kann man 
von den Daten über die Beteiligung an politi-
schen und hochschulpolitischen Diskussionen 
erwarten. Nur 14,4% der Studierenden neh-
men häufig an Versammlungen politischer 
Organisationen teil. Dies ist geschlechtsun-



spezifisch und hängt auch nicht von der Stu- 
iiendauer ab. Unter den verschiedenen Fakul- 
äten sind die Geistes- und Sozialwissen-
schaftler nur wenig und statistisch nicht si- 
jnifikant engagierter. Ein schwacher Zusam- 
nenhang besteht mit der sozialen Herkunft: 
Studenten aus der Unterschicht nehmen häu- 
iger an Treffen politischer Gruppen teil. Sie 
interhalten sich auch signifikant häufiger mit 
Freunden und Bekannten über Politik (Kon- 
ingenzkoeffizient 0.32).

Das Interesse an politischen Fragen ist bei 
Studenten sicherlich verbreiteter als beim Be- 
völkerungsdurchschnitt, jedoch nicht übermä- 
Jig stark ausgeprägt. Bei der Frage nach der 
Selbsteinstufung des politischen Interesses er- 
gaben sich folgende Verteilungen:

Wir nehmen hier allerdings an, daß die Ant- 
wortvorgaben „wenig" und „sehr wenig“ aus 
Rücksicht auf dominante Normen im Sinne 
sozialer Erwünschtheit seltener angegeben 
wurden, als dies dem tatsächlichen Interesse 
entspricht. Von den strukturellen Merkmalen, 
die als Einflußgrößen hier geprüft wurden, 
wirkt sich nur das Geschlecht in hochsignifi-
kanter Weise aus; Studentinnen haben — zu-
mindest in ihrem Selbstbild — deutlich weni-
ger Interesse an Politik als Studenten (Kon-
tingenzkoeffizient 0.30).

Unter dem Gesichtspunkt der Studienrichtung 
fallen nur die Sozialwissenschaftler aus dem 
Rahmen, die im Vergleich zum Durchschnitt 
doppelt so häufig sehr stark an Politik inter-
essiert sind und die die Kategorien „wenig" 
und „sehr wenig" überhaupt nicht ankreuzen. 
Genauso verhalten sich die Studenten aus der 
Unterschicht im Verhältnis zu Studenten aus 
den anderen Schichten. Dazu ist freilich anzu-
merken, daß die Studenten aus der Unter-
schicht bei den Sozialwissenschaftern leicht 
überrepräsentiert sind; 23,5 °/o der Sozialwis-
senschaftler kommen aus der Unterschicht, 
deren Anteil insgesamt bei 10,2% liegt. Zur 
sozialen Herkunft ist im übrigen zu sagen, 
daß bei Medizinern die Unterschicht über-
haupt nicht vertreten, dafür die Mittelschicht 
überrepräsentiert ist; bei den Juristen ist die 
Oberschicht leicht überrepräsentiert. Was das 
politische Interesse an Politik betrifft, kann 
angenommen werden, daß bei Sozialwissen-
schaftlern aus der Unterschicht ein kumulie-
render Effekt zweier unabhängiger Einfluß-
größen vorliegt; die schichtspezifische Rekru-

tierung der Studienrichtungen ist auf der Ebe-
ne der Studienmotivation und Studienfach-
wahl zu diskutieren.

Um den tatsächlichen Umfang politischer Be-
teiligung und hochschulpolitischen Engage-
ments zu erfassen, wurde eine Variable „poli-
tisches Engagement" gebildet, in der berück-
sichtigt wurden:

— die Teilnahme an Universitäts- und Insti-
tutsvollversammlungen, Teach-ins und De-
monstrationen,

— Mitgliedschaft in politischen Organisatio-
nen,

— politisches Engagement in der Schulzeit,

— Beteiligung an der letzten Bundestags-
wahl,

— Beteiligung an einer studentischen Urab-
stimmung über einen Streik drei Wochen vor 
der Befragung.

Die Ausprägungen in der neuen Variable stel-
len sich folgendermaßen dar:

Aktive politische Beteiligung und hochschul-
politisches Engagement sind also bei einem 
Viertel der Studierenden festzustellen. Auf 
die Ausprägung dieses Verhaltens haben Ge-
schlecht, Studiendauer und -richtung und so-
ziale Herkunft keinen statistisch signifikanten 
und konsistenten Einfluß.

5. Berufliche Sozialisation

Die Verbindung von der politischen zur beruf-
lichen Sozialisation läßt sich über die Doppel-
funktion der ber 18uflichen Sozialisation ) her-
stellen. Im Prozeß der beruflichen Sozialisa-
tion sollen die Individuen Qualifikationen für 
konkrete Berufstätigkeiten erwerben, daneben 
jedoch — gleich wichtig — Wertorientierun-
gen, die den Einsatz ihres Wissens und Kön-
nens im konkreten Arbeitsprozeß gleichsam 
als Katalysator ermöglichen.

18) Autorenkollektiv, Berufliche Sozialisation und 
gesellschaftliches Bewußtsein jugendlicher Er-
werbstätiger, Frankfurt/M. 1973.



Die deutsche Universität wird in den Statisti-
ken nicht zu den Institutionen der Berufsaus-
bildung gerechnet. Die Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik hat sich ihrer nie angenom-
men, ebensowenig wurde ihre Erforschung in 
die Kompetenz des Bundesinstituts für Berufs-
bildung in Berlin einbezogen.

In der Wahrnehmung der Studierenden ran-
giert die Funktion der Berufsausbildung je-
doch mit an der Spitze (Median 5.4, gemessen 
auf einer 8stufigen Skala), nämlich auf dem 
dritten Rang. Die Funktion der Vermittlung 
von Allgemeinbildung folgt erst auf dem elf-
ten Rang (Median 3.7). Studentinnen messen 
dieser Funktion signifikant mehr Bedeutung 
zu als ihre männlichen Kommilitonen.

Wer in der Universität in erster Linie eine In-
stitution der Berufsausbildung sieht, würde 
auch signifikant häufiger nochmals studieren. 
Nimmt man die beiden weiteren Spitzenfunk-
tionen „Erwerb von spezialisiertem Fachwis-
sen" und „Vermittlung wissenschaftlicher Ar-
beitstechniken" hinzu, so wird deutlich, was 
die Studenten vor allem von der Universität 
erwarten. Die Universität soll sie in erster Li-
nie für zumindest bisher angesehene und pri-
vilegierte Berufspositionen befähigen. Dafür 
sprechen auch die Rangplätze 5 „Erlangen ei-
ner besseren Ausgangsposition zur Wahrneh-
mung und Durchsetzung eigener Interessen" 
(Median 4.5) und 8 „Erlangen einer überge-
ordneten und unabhängigen Berufsposition" 
(Median 4.1), die unter den 16 Funktionen 
überdurchschnittliche Ergebnisse erreicht ha-
ben. Nur die Funktion „Sozialer Aufstieg und 
finanzielle Absicherung" (Median 3.5) fällt in 
dieser Hinsicht auf Platz 13 aus dem Rahmen.

Die Bewertung dieser wie der vorher genann-
ten Funktionen ist unabhängig von Ge-
schlecht, Studiendauer oder Schicht.

Dagegen ist die Wahrnehmung der Funktio-
nen der Universität studienspezifisch ausge-
prägt. Insbesondere bei den berufsbezogenen 
Funktionen wird dies deutlich (siehe Tabelle 
unten):

Medizinstudenten halten die Funktionen Be-
rufsausbildung und Erlangen einer übergeord-
neten und unabhängigen Berufsposition für 
außerordentlich wichtig, und auch die Ermög-
lichung des sozialen Aufstiegs ist für sie eine 
wichtige Funktion der Hochschule. Dieser Ge-
sichtspunkt dürfte unter den Bedingungen des 
strengen Numerus clausus auch schon bei der 
Studienfachwahl bedeutsam gewesen sein und 
sich im Studium stabilisieren. Bei Sozial- und 
Geisteswissenschaftlern ist dies weitaus selte-
ner der Fall. Die Berufsperspektiven des eige-
nen Studienfachs wirken hier auf die Wahr-
nehmung der Funktionen der Hochschule 
deutlich ein. Das Funktionsverständnis der 
Studenten von der Hochschule ist also sehr 
differenziert und hängt in hohem Maße von 
durch das Studium erreichbaren Berufsfeldern 
und -Positionen, von den an die Studienrich-
tung geknüpften Sozialchancen ab.
Durch ihr Studium gut für ihren späteren Be-
ruf vorbereitet fühlen sich nur 6,3 °/o der be-
fragten Studierenden, 50,6 °/o teilweise. 43,2 % 
meinen, gar nicht gut auf den zukünftigen Be-
ruf vorbereitet zu werden, nach Fachrichtun-
gen 16 °/o der Mediziner, 40,5 °/o der Naturwis-
senschaftler, 42,3 % der Juristen, 52,7 °/o der 
Geisteswissenschaftler und sogar 64,7 °/o der 
Sozialwissenschaftler.



Mit zunehmender Studiendauer nimmt das 
Gefühl ab, gut für den späteren Beruf ausge-
bildet zu werden; es ist auch in den unteren 
Semestern nicht sehr groß, aber immerhin mei-
nen in den ersten vier Semestern noch drei 
von vier befragten Studenten, gut bzw. mit 
Einschränkungen für ihren späteren Beruf gut 
ausgebildet zu sein (5.—12. Semester: nur 
noch zwei von vier, darüber: einer von vier). 
Studentinnen fühlen sich signifikant schlech-
ter ausgebildet als Studenten.

Bei der Hälfte der befragten Studenten hat 
sich das Berufsbild im Laufe des Studiums ge-
ändert. Gespräche mit Kommilitonen und 
Praktikern und in zweiter Linie Enttäuschung 
durch das Studium waren die Hauptanstöße 
für diesen Wechsel. Eine verschwindend ge-
ringe Rolle (jeweils nur bei 2 °/o) haben dabei 
Lehrveranstaltungen, Praktika oder Gesprä-
che mit Hochschullehrern gespielt — unter 
hochschuldidaktischem Gesichtspunkt ein Ar-
mutszeugnis für die akademische Lehre.

In der Wahrnehmung der Studierenden erfüllt 
die Universität heute die ihrem Selbstver-
ständnis entsprechende wissenschaftliche So-
zialisationsfunktion, soweit damit das Lernen 
von Arbeitstechniken und -methoden und der 
Erwerb von spezialisiertem Fachwissen ge-
meint ist. Zwischen der Funktionszuschrei-
bung durch die Studierenden und dem tat-
sächlichen Studium klafft in bezug auf die be-
rufsqualifizierende Funktion der Hochschule 
eine deutliche Lücke, wobei fachspezifische 
Differenzen bedeutsam sind.

Die Sozialisationsfunktion der Universität im 
Bereich der persönlichen und allgemeinbil-
denden Entwicklung wird in ihrer Bedeutung 
geringer, in ihrer Richtung negativ einge-
schätzt. Apathie, Autoritätsgehorsam und An-
passungsverhalten sind nach der Beurteilung 
der befragten Studierenden diejenigen Ver-
haltensweisen, die man an der Universität 
lernt. Die politische Sozialisation durch die 
Hochschule wird eindeutig negativ beurteilt. 
Die in der öffentlichen Diskussion artikulier-
ten Stereotypen stimmen mit der studenti-
schen Erfahrung überhaupt nicht überein. 
Angst vor politischer Betätigung, politische 
Apathie und Resignation sind der „heimliche 
politische Lehrplan" der Universität. Die Ver-
änderungen der politischen Einstellung durch 
das Studium erscheinen im Selbstbild der Stu-
dierenden als gering; soweit sie vorhanden 
sind, tendieren sie eher nach links. Jedoch 
sind zwei gegenläufige Tendenzen zu beob-
achten, dergestalt, daß von einem „linken" 
Ausgangspunkt „Rechts"entwicklungen kon-
statiert werden — und umgekehrt.
Auch die politische Kommunikationsstruktur 
und -Intensität sind weit weniger ausgeprägt, 
als sie in der öffentlichen Diskussion erschei-
nen.
Wie fatal sich die selektive öffentliche Be-
richterstattung für das Image der Universitä-
ten auswirkt, wird an der Umfrage des Mana-

III. Zusammenfassung

ger-Magazins unter Personalchefs über ihre 
Beurteilung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
von Hochschulabsolventen deutlich 19 ). In ei-
ner Reihenfolge von positiven und negativen 
Nennungen rangiert die Universität Heidel-
berg unter 50 Hochschulen an 46. Stelle, was 
die Beschäftigungschancen ihrer Absolventen 
betrifft. Die hier ermittelten Daten über die 
tatsächlichen Gegebenheiten können zu einer 
solchen Beurteilung überhaupt nicht herange-
zogen werden — im Gegenteil. Ein Vergleich 
mit repräsentativen Untersuchungen zeigt 
vielmehr, daß die Heidelberger Ergebnisse 
mit denen anderer Hochschulen und der ge-
samten deutschen Studentenschaft vergleich-
bar sind 20 ).

19) Manager-Magazin 4/1978.
20) Vgl. Infratest Sozialforschung 1974, a. a. O.; 
Karl-Josef Does, Abschied vom Protest oder Ruhe 
vor dem Sturm? Studenten und Politik in der Bil-
dungskrise, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 12/77.

Aus der Gesamtheit der Studierenden sind 
nach den vorliegenden Ergebnissen zwei 
Gruppen bedeutsam: Langzeitstudenten und 
Studierende aus der Unterschicht.

Studierende, die länger als zwölf Semester 
studieren, beurteilen den Beitrag des Stu-
diums zu ihrer persönlichen Entwicklung be-
sonders negativ, und sie sehen die Chancen, 
Selbstbewußtsein zu erwerben, besonders sel-
ten. Auf der anderen Seite glauben sie aber, 
daß man an der Universität auch lerne, auf 
andere Menschen einzugehen (Empathie) und 
kritisch mit politischen Problemen umzuge-
hen. Dieser Glaube fehlt den Studenten aus 
der Unterschicht, bei denen negative Erfah-
rungen kumulieren.

Auch wenn diese Gruppe in der Auswahl der 
Befragten relativ klein ist und von daher in 
der Verallgemeinerung nur Tendenzen be-
hauptet werden können, sind ihre Befragungs-



ergebnisse bemerkenswert. Sie glauben näm-
lich mehr als alle anderen, daß man an der 
Universität vor allem Apathie, Angst vor der 
Politik, Anpassungsverhalten, Resignation und 
Arroganz lerne, während einfühlsame und 
selbständige Verhaltensmuster weitaus weni-
ger eingeübt werden könnten. Die Studieren-
den aus der Unterschicht machen an der Uni-
versität überwiegend negative Lebenserfah-
rungen, was sich teilweise mit ihrer ver-

gleichsweise geringeren Integration in die 
akademische Umwelt erklären läßt21 ); ande-
rerseits ist dies auch als resignative Reaktion 
auf Enttäuschungen zu verstehen.

21) Ulrich Baumann/Franz Hamburger, Student 
und Hochschule, in: Ruperto Carola, Zeitschrift 
der Vereinigung der Freunde der Studentenschaft 
der Universität Heidelberg, Heft 60, Dezember 
1977, S. 37—44.



Klaus-Peter Hufer: „Praxisschock“ in der politischen Bildung — am Beispiel 
einer Kreisvolkshochschule

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/79, S. 3—19

Die Theoriediskussion um die politische Bildung hat sich bisweilen auf eine Ebene ab-
gehoben, die die Bedingungen der Praxis völlig ignoriert. Oft ist sie für die Praktiker 
ganz und gar wertlos. Das zeigt sich besonders deutlich in der Arbeit ländlich orientierter 
Volkshochschulen. Dabei werden in der Regel von Seiten der Theoriebildner vor allem 
folgende Determinanten außer acht gelassen:

— Konzepte zur politischen Bildung werden meistens für die Schule entworfen; sie sind 
nicht ohne weiteres auf die Erwachsenenbildung übertragbar.

— Volkshochschulen (VHS) sind in der Regel in eine kommunale oder quasi-kommunale 
Trägerschaft eingebunden. Die hier verlaufenden Entscheidungsprozesse können ten-
denziell politische Bildung außer Kraft setzen — vor allem dann, wenn sie konflikt-
orientiert ist.

— Überhaupt sind VHS-Pädagogen Verwaltungszwängen ausgesetzt, die ihre Arbeit 
wesentlich beeinflussen und im Ergebnis nur zu oft emanzipatorische Ambitionen 
aushöhlen.

— Die Infrastruktur des Einzugsbereichs ländlich orientierter Volkshochschulen erfor-
dert von den Hörern eine kaum zumutbare Mobilität und vom VHS-Pädagogen 
Werbekonzepte und Überlegungen zusätzlicher Art — Konstanten, die politische 
Bildung vorwegbestimmen. Schließlich muß die Sozialpsychologie ländlicher Bevöl-
kerung berücksichtigt werden. Deren tendenzieller Autoritarismus und Konventio-
nalismus stellen für emanzipatorische politische Bildung eine zusätzliche Barriere dar.

Als Konsequenzen aus einer solchen Bilanz bieten sich u. a. an: pädagogische und didak-
tische Bescheidenheit; praxisorientierte Ausbildung für Pädagogen in der Erwachsenen-
bildung; die institutionellen Bedingungen, unter denen VHS-Arbeit stattfindet, sollten 
wissenschaftlich aufgearbeitet werden; politische Bildung sollte gerade in der Erwach-
senenbildung universal gesehen werden, sie findet z. B. oft nur im Bereich der Eltern-
bildung statt; VHS-Mitarbeiter sollten fähig sein, die jeweiligen lokalspezifischen Be-
sonderheiten in ihrem Einzugsbereich so aufzuarbeiten, daß sie pädagogisch umgesetzt 
werden können; eine weitgehende Demokratisierung der VHS, d. h. Mitbestimmung 
ihrer Hörer gerade in der Programmplanung, kann ein Gegengewicht gegenüber der 
Übermacht des Trägers darstellen.

Hans Tietgens: Politische Bildung zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Stellung-
nahme zu dem Beitrag von K.-P. Hufer

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/79, S. 20—33

In dieser Stellungnahme zu dem Erfahrungsbericht von K.-P. Hufer wird danach gefragt, 
worauf die von Hufer unterstellte „Ohnmacht des Praktikers" zurückzuführen ist. 
Wenn die im Studium angenommenen — theoretisch fundierten — Leitziele der Politischen 
Bildung sich in der Praxis als schwer realisierbar erweisen, so dürfte dies damit Zu-
sammenhängen, daß sie nicht als Annäherungswerte verstanden werden und daß sie 
die Komplexität gesellschaftlicher Strukturen nicht hinreichend berücksichtigen. Mittels 
der geforderten Handlungsorientierung möchte man sich von einer Politischen Bildung 
abheben, wie sie in der Vergangenheit vertreten worden ist, jedoch verhindert die 
Rigidität der Urteilsmaßstäbe vielfach, daß eine durchaus berechtigte Kritik an poli-
tischen Entscheidungsprozessen wirksam werden kann. Die unvermittelte Konfrontation 
von theoretischer Zielsetzung und politischer Alltagswirklichkeit läßt aus dem Blick 
geraten, wo Politische Bildung vornehmlich wirksam werden könnte: in Fragen des 
politischen Stils. Angesichts des politischen Klimas der Bundesrepublik, der beobacht-
baren Polarisierungstendenzen, der „Verwilderung der Argumente" erscheint die Be-
handlung dieser Fragen besonders geboten. Die genannte Polarisierung geht auch zu 
Lasten der Politischen Bildung und verführt zu Restriktionen. Wenn diese kritisiert 
werden, ist aber auch zu fragen, inwieweit sie durch eine realitätsblinde Vorgehens-
weise der Politischen Bildung provoziert worden sind. Worauf es ankäme, wäre, so 
viele Bürger eines Gemeinwesens wie möglich zu befähigen, ihre Optionen mit abge-
wogenen Situationsentscheidungen begründen und gegenüber Überredungskünsten und 
Meinungsmanipulationen Widerstand leisten zu können. Möglichst viele Bürger er-
reichen kann Politische Bildung aber nur, wenn sie die Orientierungsmuster, die ihre 
Adressaten mitbringen, nicht ignoriert oder gar diskriminiert, sondern wenn sie von 
ihnen in ihrem Argumentationsangebot ausgeht.



Ulrich Baumann/Franz Hamburger: Sozialisation durch die Hochschule

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 19/79, S. 34—45

Die Terrorismusdiskussion in der Bundesrepublik Deutschland lenkte die Aufmerksam-
keit auch auf die Universitäten, nachdem diese bereits einige Zeit dem Vorwurf aus-
gesetzt waren, Linksradikale hervorzubringen. In diesem Zusammenhang wurde die 
Frage nach der Sozialisation durch die Universität allgemein und die nach der poli-
tischen Sozialisation im besonderen relevant. Parallel zur Hochschulsozialisationsfor-
schung konstituierte sich als neue Wissenschaftsdisziplin die Hochschuldidaktik, da die 
Klagen über die Ineffektivität des Lehrens und Lernens ebenso wie über falsche Lehr-
und Lernziele nicht abrissen. Die Hochschuldidaktik mußte sich bei der Frage, welche 
Veränderungen im relativ fortgeschrittenen Lebenslauf überhaupt noch verwirklicht 
werden können, zwangsläufig den Ergebnissen der Sozialisationsforschung zuwenden. 
Als Reaktion auf die Schwächen dogmatischer, objektivistischer Kapitalismusanalysen, 
die eher das Wunschdenken ihrer Autoren als die Wirklichkeit widerspiegeln, profiliert 
sich mit der „Lebensweltanalyse" eine Richtung der Sozialwissenschaften, die Traditio-
nen der phänomenologischen Soziologie wieder aufgreift und stärker den „subjektiven 
Faktor" berücksichtigt. Das heißt für die Hochschulsozialisationsforschung, daß die 
Wahrnehmungen, Einsichten, Einstellungen und Interpretationen der Betroffenen in der 
„Lebenswelt" Universität analysiert werden.

In einer von den Verfassern durchgeführten Untersuchung an der Universität Heidelberg 
bescheinigen die Studierenden der Universität, daß sie die entsprechende wissenschaft-
liche Sozialisationsfunktion erfüllt. Der der Hochschule zwar allgemein zugeschriebenen 
berufsqualifizierenden Funktion wird sie in der Wahrnehmung der Studierenden in 
weitaus geringerem Maße gerecht. Die Sozialisationsfunktion im Bereich der persön-
lichen und allgemeinbildenden Entwicklung wird in ihrer Bedeutung gering, in ihrer 
Richtung negativ eingeschätzt. Apathie, Autoritätsgehorsam und Anpassungsverhalten 
sind nach der Beurteilung der Studierenden die Verhaltensweisen, die man an der 
Universität erlernt. Die politische Sozialisation durch die Hochschule wird eindeutig 
negativ beurteilt. Die in der öffentlichen Diskussion artikulierten Stereotypen stimmen 
mit der studentischen Erfahrung nicht überein. Angst vor politischer Betätigung, poli-
tische Apathie und Resignation sind der „heimliche politische Lehrplan" der Universität. 
Die Veränderungen der politischen Einstellung durch das Studium sind gering; soweit 
sie feststellbar sind, tendieren sie eher nach „links", jedoch kommt es auch zu Ent-
wicklungen nach „rechts".
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